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-L Abscbnitt
Allgemeines

§l
Geltungsbereicb

(1) DiesesGesetz regelt das Bauwesenim Burgenland.

(2) Vom GeltungsbereichdiesesGesetzessindinsbesondereausgenommen:
1. Verkehrswege,
2. Abfallbehandlungsanlagen,für die Bewilligungen nach den abfallrechtlichenVorschriften

erforderlichsind,
3. Bauten, die vorübergehendenZwecken dienenund den veranstaltungsrechtlichenVorschriften

unterliegen,
4. Bauwerke imZusammenhangmit Ver- und Entsorgungsleitungen,ausgenommenKläranlagen.

§2
Begriffsbestimmungen

(1) Bauten sind Anlagen, die mit dem Boden in Verbindung stehen und zu deren
werkgerechterHerstellungfachtechnischeKenntnisseerforderlichsind.

(2) Gebäude sind Bauten, die von Menschen betreten werden können und Räume zum
Schutz von Menschen,Tieren oder Sachenallseitsumschließen.

(3) Bauwerke sindalle anderenBauten.

(4) Bauvorhaben sind die Errichtung oder Änderungvon Gebäudenoder Bauwerken und
damit im ZusammenhangstehendeMaßnahmen,die baupolizeilicheInteressenberühren.

(5) BaugrundstückesindGrundstücke,die für Bauvorhabenvorgesehenund geeignetsind.

(6) Bauträger ist, in wessen Auftrag und auf wessen Kosten Bauvorhaben ausgefiihrt
werden.

§3
Zulässigkeit von Bauvorhaben

(BaupolizeilicheInteressen)

Bauvorhabensindnur zulässig,wenn sie
1. dem Flächenwidmungsplan,dem Bebauungsplanffeilbebauungsplanbzw. den Bebauungsricht­

liniennichtwidersprechen,
2. den Bestimmungen dieses Gesetzes und den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Verord­

nungen entsprechen,
3. nach Maßgabe des Verwendungszweckesdem Standder Technik,insbesonderebezüglich

a) Festigkeitund Standsicherheit
b) Benützungssicherheitund Barrlerefreiheit

SCitc1



, .

c) Wärme-, Schall- und Brandschutz
d) Gesundheit und Hygiene
e) Feuchtigkeitsschutz und Energieeinsparung
entsprechen,

4. das Orts- oder Landschaftsbild nicht wesentlich beeinträchtigen,
5. durch ihre bestimmungsgemäße Benützung eine Gefährdung oder das ortsübliche Ausmaß

übersteigende Belästigung der Nachbarn nicht erwarten lassen sowie
6. die Erschließung (Zufahrt) und die Ver- und Entsorgung entsprechend gewährleistet sind.

§4
Bebauungsweisen und Abstände

(1) Die Baubehörde hat unter Berücksichtigung des Ortsbildes für ein Baugrundstück eine
der folgenden Bebauungsweisen zuzulassen:
1. geschlossene Bebauung, wenn die Hauptgebäude in geschlossener Straßenfront beidseitig an

die seitlichen Grundgrenzen anzubauen sind,
2. halboffene Bebauung, wenn die Hauptgebäude an einer seitlichen Grundgrenze anzubauen sind

und gegen die andere seitliche Grundgrenze ein Abstand von mindestens.3 m einzuhalten ist,
3. offene Bebauung,-wenn gegen beide seitlichen Grundgrenzen ein Abstand von mindestens 3 m

einzuhalten 1St._: - - - -

Für die offeneBebauungsweise ist eine Grundstücksbreite von mindestens 15 m erforderlich.

(2) Bei allen Bebauungsweisen ist vom Hauptgebäude gegen die hintere Grundgrenze ein
Mindestabstand von 3 m einzuhalten. In der seitlichen und hinteren Abstandsfläche sind
Nebengebäude und andere untergeordnete Bauten bis zu einer Außenwandhöhe von 3 m mit einer
Dachneigung von höchstens 45° zulässig, sofern die maßgeblichen baupolizeiliehen Interessen
nicht verletzt werden.

(3) Die Baubehörde kann insbesondere aus Gründen des Anrainerschutzes unter
Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten abweichend von den Bestimmungen der Abs. 1 und
2 die Abstände von Bauten zu den Grundgrenzen durch die Festlegung von Baulinien und
zwingenden Baulinien bestimmen. Baulinien sind die Grenzlinien, innerhalb derer Bauten errichtet
werden dürfen; zwingende Baulinien sind jene Grenzlinien, an die anzubauen ist.

§5
Technische BauvorschriCten

Die Landesregierung hat insbesondere unter Berücksichtigung des § 3 Z 3 durch
Verordnung nähere technische Bauvorschriften zu erlassen (Bautechnikverordnung). Die
Landesregierung kann in einer solchen Verordnung auch technische Richtlinien und
Bestimmungen, die aus den Erkenntnissen der Wissenschaften und den Erfahrungen der Praxis
abgeleitet werden und von einer fachlich hiezu berufenen Stelle herausgegeben worden sind, fär
verbindlich erklären.
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§6
Schutzräume

(1) Schutzräume dienen dem Schutz von Menschen insbesondere gegen
1. atomare Rückstandsstrahlung,
2. Wirkungen herkömmlicher Sprengkörper,
3. Brandeinwirkungen einschließlichder Wirkung von Brandbomben sowie
4. Wirkungen chemischer und biologischer Kampfstoffe und Kampfinittel.

(2) Die Landesregierung hat durch Verordnung unter Zugrundelegung der fachlichen Er­
kenntnisse und Erfahrungen auf dem Gebiete des Zivilschutzes nähere Vorschriften zu erlassen,
die bei der Errichtung von Schutzräumen einzuhalten sind. Die näheren Vorschriften für die
Errichtung von Schutzräumen sind durch Verordnung der Landesregierung zu regeln. Bis zur
Erlassung einer derartigen Verordnung gilt die Verordnung der Landesregierung vom 29. 5. 1985,
LGBl.Nr. 27/1985, als landesgesetzliche Regelung weiter.

(3) Gebietskörperschaften haben bei der Errichtung von Gebäuden oder größeren Zubauten,
die öffentlichen Zwecken dienen und überwiegend für den Aufenthalt von Menschen bestimmt
sind, entsprechende Schutzräume vorzusehen, sofern in der näheren Umgebung kein anderer
geeigneter Schutzraum vorhanden oder geplant ist. -

§7
Bauprodukte

Für Baufiihrungen dürfen nur geeignete und dem Stand der Technik entsprechende
Bauprodukte verwendet werden. Als geeignet gelten jedenfalls jene Bauprodukte, die nach den
bauprodukte- und akkreditierungrechtlichen Bestimmungen zugelassen sind.

IL Abschnitt
Anliegerleistungen

§8
Gnmdabtretung für öffentliche Verkehnßächen

(1) Die Eigentümer von Grundstücken im Bauland haben Grundflächen, die für die Auf­
schließung von Baugrundstücken oder zur Verbreiterung bestehender öffentlicher Verkehrs­
flächen benötigt werden, nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen an die Gemeinde abzu­
treten (öffentliches Gut).

(2) Die Grundabtretung hat bis zur Mitte der Verkehrsfläche, höchstens jedoch bis zu einer
Breite von 6 m unentgeltlich zu erfolgen; für darüber hinausgehende Abtretungen ist von der
Gemeinde eine Entschädigung zu leisten (Abs. 7).

(3) Die Abtretungsverpflichtung entsteht mit der Beschlußfassung des Gemeinderates über
die Errichtung oder Verbreiterung der öffentlichen Verkehrsfläche und ist mit der Baubewilligung
oder mit gesondertem schriftlichen Bescheid auszusprechen.
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(4) Die Grundflächen. zu deren Abtretung der Grundeigentümer verpflichtet wurde, sind
spätestens 6 Monate nach Fertigstellung der öffentlichen Verkehrsfläche von der Gemeinde in das
öffentliche Gut zu übernehmen. Mit der Erklärung zum öffentlichen Gut erlöschen die auf den
abgetretenen Grundflächen allenfalls bestehenden dinglichen Rechte, wenn die Gemeinde
bescheidmäßig feststellt, daß das dingliche Recht der Nutzung als Verkehrsfläche entgegensteht
oder mit der Übertragung in das öffentliche Gut gegenstandslos wird. Die Kosten der
Übertragung in das öffentliche Gut hat die Gemeinde zu tragen.

(5) Für konsensgemäß auf den abzutretenden Grundflächen errichtete Bauten oder
Leitungen hat die Gemeinde dem Eigentümer Entschädigung zu leisten (Abs. 7). Eine
Entschädigung ist auch an Dienstbarkeitsberechtigte zu leisten. wenn deren dingliche Rechte
gemäß Abs. 4 erlöschen, weil sie dem öffentlichen Verwendungszweck entgegenstehen.

(6) Wird das Baugrundstück an mehr als einer Seite von vorgesehenen oder bestehenden
öffentlichen Verkehrsflächen begrenzt, ist für die Hälfte der entschädigungslos abzutretenden
Grundflächen von der Gemeinde eine Entschädigung zu leisten (Abs. 7).

(7) Grundlage für die Ermittlung der zu leistenden Entschädigung ist.der Verkehrswert der
abzutretenden Grundfläche einschließlich darauf bestehender Bauten im Zeitpunkt der Erlassung
des Bescheides über die Abtretungsverpflichtung~ Bei Leitungen sind die für die Verlegung
erforderlichen Kosten zu ersetzen.Wenn die verbleibende Liegenschaft durch die Abtrennung der
abgetretenen Fläche einen Wertverlust erleidet, ist auch dies bei der Festsetzung der
Entschädigung zu berücksichtigen. Dies gilt auch für Bauten.

(8) Die Entschädigung hat der Bürgermeister gleichzeitig mit der Abtretungsverpflichtung
mit schriftlichem Bescheid festzusetzen. Für das Verfahren sind die Bestimmungen des § 27 Abs.
3 und 4 des Burgenländischen Raumplanungsgesetzes, LGBl.Nr. 18/1969 in der jeweils geltenden
Fassung, sinngemäß anzuwenden. Die Entschädigung wird mit der grundbücherliehenDurchfüh­
rung der Grundabtretung fällig.

(9) Wenn eine auf Grund der vorstehenden oder entsprechender früherer Bestimmungen
abgetretene Grundfläche später als Verkehrsfläche entwidmet wird, ist sie dem vorherigen
Eigentümer bzw. dessen Rechtsnachfolger anzubieten; wenn dieser das Angebot annimmt und
wenn für die Abtretung eine Entschädigung geleistet wurde, hat er eine den nunmehrigen
Geldwertverhältnissen angepaßte Rückzahlung zu leisten. Für die geleistete Entschädigung sind
keine Zinsen zu berechnen.

§9
Tragung der Kosten für Aufschließungsmaßnahmen

(1) Die Gemeinde hat die notwendigen Aufschließungsmaßnahmen (Herstellung, Wieder­
herstellung oder Verbreiterung der Verkehrsflächenund Straßenbeleuchtung) insbesondere unter
Berücksichtigung des zu erwartenden Verkehrs und der jeweiligen straßenbautechnischen
Erkenntnisse zu treffen.

(2) Die Gemeinden werden ermächtigt, durch Verordnung des Gemeinderates von den
Eigentümern der als Bauland gewidmeten Grundstücke (Abgabeptlichtiger) Beiträge zur Deckung
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der Kosten für nachstehende Aufschließungsmaßnahmenzu erheben:
1. zur erstmaligenHerstellungder Verkehrsflächeund der Straßenbeleuchtung,
2. zu einer Wiederherstellung der Verkehrsfläche. Teilen der Verkehrsflächeund der Straßen­

beleuchtung, soweit diese 20 Jahre nach der letzten Herstellungoder Wiederherstellungerfolgt
ist, und

3. zu einer notwendigen Verbreiterung der Verkehrsfläche.

(3) Die Höhe des Beitrages ergibt sich aus dem Produkt der Berechnungslänge des
Grundstückes (Abs. 4) und demjeweiligenEinheitssatz (Abs. 5).

(4) Die Berechnungslänge ist die Länge der der Verkehrsfläche nächstgelegenen Grund­
stücksgrenze. Ergibt die Seitenlänge eines dem Baugrundstück flächengleichenQuadrates jedoch
eine geringere Länge, ist diese der Berechnungzugrunde zu legen.

(5) Die Einheitssätze sind vom Gemeinderat durch Verordnung für die unter Z 1 bis 4
genannten Maßnahmengetrennt festzusetzen. Diese dürfenjeweils die halbenDurchschnittskosten
für die erstmalige Herstellung einesLaufmeters
1. des Unterbaues einer 3 m breiten mittelschweren befestigten Fahrbahn einschließlichOber-

flächenentwässerung
2. einer 3 m breiten Straßendecke
3. eines 1,5 m breiten Gehsteiges sowie
4. einer Straßenbeleuchtung
nicht übersteigen.

(6) Wird eine öffentliche Verkehrsfläche nicht von der Gemeinde errichtet und hat die
Gemeinde die Kosten für die Aufschließungsmaßnahmeganz oder teilweisegetragen, so kann die
Gemeinde Beiträge zu den ihr erwachsenen Kosten nach Maßgabe der vorstehenden Absätze
vorschreiben.

§ 10
Rechtsnatur der Kostenbeiträge, Verfahren

(1) Die Kostenbeiträge gemäß § 9 sind ausschließlicheGemeindeabgabengemäß § 6 Abs. 1
Z 5 des Finanz-Verfassungsgesetzes 1948, BGB1.Nr.45 in der Fassung BGB1.Nr.20111996,die
mitBescheid vorzuschreiben sind. Ihre Erträge fließender Gemeindezu.

(2) Der Abgabenanspruch entsteht, wenn die von der Gemeinde beschlossenenAufschlie­
ßungsmaßnahmenfertiggestellt sind.

(3) Bei einer Änderung der Berechnungslängedes Grundstückes besteht Anspruch auf eine
entsprechende Neubemessung des Kostenbeitrages. Wenn der Kostenbeitrag bereits geleistet
wurde, ist eine sich ergebende überzahlung ohne Verzinsungrückzuerstatten.

(4) Das Recht, die Kostenbeiträgegemäß § 9 vorzuschreiben,verjährt binnenfünfJahren.
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In. Abschnitt
Sonstige Beschränkungen des Eigentumsrechtes

§11
Duldung öffentlicher Einrichtungen

(l) Jeder Grundeigentümer hat ohne Anspruch auf Entschädigung zu dulden, daß an
geeigneten Stellen auf seinem Grundstück oder an seinem Gebäude die öffentliche
Straßenbeleuchtung, Tafeln zur Ortschafts- und Straßenbezeichnung sowie zur Bezeichnung der
Lage von Ver- und Entsorgungsleitungen aufgestellt oder angebracht werden, wenn auf
öffentlichem Grund hiefür kein geeigneter Platz vorhanden ist.

(2) Gebäude und Grundstücke dürfen nicht in Anspruch genommen werden, wenn dadurch
die bestimmungsgemäße Benützung des Gebäudes oder Grundstückes wesentlich erschwert
würde.

(3) Der Eigentümer ist mindestens zwei Wochen vor der Inanspruchnahme seines Grund­
stückes oder Gebäudes schriftlichzu verständigen.

(4) Ist die vorübergehende Entfernung .vo_~ Tafeln-oder der Straßenbeleuchtung notwendig, _
hat der Eigentümer dies der Behörde mindestens-zweiWochen vorher anzuzeigen. Handelt es sich
dabei um öffentliche Einrichtungen, die nichtvonder Behörde angebracht wurden, hat die
Behörde jene Stelle, die die öffentlichen Einrichtungen angebracht hat, unverzüglich zu
benachrichtigen.

(5) Der Eigentümer eines Gebäudes ist verpflichtet, auf seine Kosten die ihm von der
Behörde bekanntgegebenen Orientierungsnummern in der durch diese bestimmten Weise
anzubringen; weiters ist er verpflichtet, die Stiegenhäuserund die Wohnungen zu numerieren und
zu kennzeichnen.

§ 12
Zeitweise Benützung fremden Grundes

(1) Der Eigentümer benachbarter Grundstücke hat das Betreten und die vorübergehende
Benützung seiner Grundstücke oder Gebäude zur Herstellung der nach diesem Gesetz
erforderlichen Pläne, zur Durchfiihrung von Bauvorhaben, zu Ausbesserungs- und Instand­
haltungsarbeiten oder zur Beseitigung von Baugebrechen nach vorhergehender rechtzeitiger
Verständigung zu dulden, wenn diese Arbeiten auf andere Weise nicht oder nur unter
unverhältnismäßig hohen Kosten durchgefiihrt werden können.

(2) Wird die Inanspruchnalune verweigert, hat die Behörde über Notwendigkeit und
Umfang der Benützung fremden Eigentums zu entscheiden.

(3) Können wegen eines Baugebrechens bei Gefahr im Verzug Menschen nur von
benachbarten Bauten oder Grundstücken aus gerettet werden, haben die Eigentümer der
benachbarten Grundstücke deren Betreten sowie die Vornahme notwendiger Veränderungen zu
dulden.
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(4) Nach Beendigung der Inanspruchnahme ist der frühere Zustand herzustellen und der
Schaden, der trotz der Wiederherstellung des früheren Zustandes nicht beseitigt werden konnte,
von jenem zu ersetzen, zu dessen Gunsten die Inanspruchnahme erfolgte. Der Bürgermeister hat
die Entschädigung mit schriftlichem Bescheid festzusetzen. Die Bestimmungen des § 27 Abs. 3
und 4 des Burgenländischen Raumplanungsgesetzes finden sinngemäß Anwendung.

§ 13
Pflege von Grundstücken im Bauland

Grundstücke im Bauland sind vom Eigentümer bzw. Nutzungsberechtigten in einem
gepflegten, das Ortsbild nicht beeinträchtigenden und Personen oder Sachen nicht gefährdenden
Zustand zu halten. Kommt der Eigentümer bzw. Nutzungsberechtigte dieser Verpflichtung trotz
schriftlicher Anordnung binnen angemessener Frist nicht nach, so hat die Baubehörde die
entsprechenden Maßnahmen auf seine Kosten durchführen zu lassen.

IV. Abschnitt
Bauverfahren

§ 14
Auskünfte über maßgebliche Bebauungsgrundlagen

(1) Der Bauwerber hat vor Planungsbeginn bei der Baubehörde Auskünfte über die Bebau­
ungsgrundlagen einzuholen.

(2) Die Baubehörde hat - auf Verlangen schriftlich - Auskünfte insbesondere über folgende
Bebauungsgrundlagen zu erteilen:
1. Flächenwidmung des Baugrundstückes,
2. Inhalt von Bebauungsplantreilbebauungsplan bzw. Bebauungsrichtlinien,
3. Bebauungsweise und Abstände (Baulinien, Geschoßanzahl, etc.).

§ IS
Arten von Bauvorhaben

Im Bauverfahren werden folgende Arten von Bauvorhaben unterschieden:
1. geringfiigige Bauvorhaben (§ 16),
2. anzeigepflichtige Bauvorhaben (§ 17),
3. bewilligungspflichtige Bauvorhaben (§ 18).

§ 16
Geringfügige Bauvorhaben

(1) Maßnahmen zur Erhaltung, Instandsetzung oder Verbesserung von Bauten und
Bauteilen sowie sonstige geringfügige Bauvorhaben, an denen keine baupolizeiliehen Interessen
bestehen, bedürfen keines Bauverfahrens, sind aber der Baubehörde spätestens 14 Tage vor
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Baubeginn schriftlich mitzuteilen.

(2) Die Baubehörde hat in Zweifelsfällen schriftlich festzustellen, ob ein Bauverfahren
durchzuführen ist oder nicht. Diese Feststellung hat auf Verlangen einer Partei (§ 21) in
Bescheidfonn zu ergehen.

§ 17
Bauanzeige und Anzeigeverfahren

(1) Folgende Bauvorhaben sind, sofeme sie nicht geringfügig sind (§ 16), der Baubehörde
(I. Instanz) vor Baubeginn nach Maßgabe der nachstehenden Absätze anzuzeigen, wenn dafiir
nicht um Baubewilligung (§ 18) angesucht wird:
1. die Errichtung und Änderung von Wohngebäuden bis zu einer Wohnnutzfläche von insgesamt

150 m2 und der dazugehörenden Nebengebäude (z.B. Garagen, Gartenhäuschen) sowie von
sonstigen Gebäuden bis zu einer Nutzfläche von insgesamt 150 m2,

2. die Errichtung und Änderung von Bauwerken,
3. die Änderung des Verwendungszweckes von Gebäuden.

(2) Der Bauwerber (Grundeigentümer oder andere Person .mit Zustimmung des Grund­
eigentümers) hat bei der Baubehördeeine von ihm·unterfertigteschriftliche Bauanzeige zu
erstatten und gleichzeitig auf den Plänen die unterfertigten Zustimmungserklärungen (Angabe des
Namens und Datums der Unterfertigung) der an das Baugrundstück angrenzenden Nachbarn und
die für die baupolizeiliche Beurteilung des Bauvorhabens erforderlichen Unterlagen vorzulegen.
Dazu gehören bei Gebäuden jedenfalls Baupläne (Lageplan, Grundrisse, Ansichten, Querschnitte)
und Baubeschreibung in dreifacher Ausfertigung sowie ein letztgültiger Grundbuchsauszug und
ein Anrainerverzeichnis. Die Baubehörde kann erforderlichenfallsweitere Unterlagen abverlangen
oder einfache Zeichnungen oder Beschreibungen für ausreichend befinden.

(3) Die Baupläne und Baubeschreibungen sind von einem befugten Planverfasser zu
erstellen und vom Bauwerber und vom Planverfasser zu unterfertigen. Letzterer bestätigt mit
seiner Unterschrift auch, daß durch das Bauvorhaben baupolizeiliche Interessen (§ 3) nicht
verletzt werden.

(4) Die Baubehörde hat innerhalb von sechs Wochen ab Einlangen der vollständigen
Bauanzeige für das Bauvorhaben die Baufreigabe durch Anbringung des Freigabevermerkes
("Baufreigabe". Bezeichnung der Behörde. Aktenzahl, Ort, Datum und Unterschrift) auf den
maßgeblichen Einreichunterlagen auszusprechen, wenn
1. die Baupläne und Baubeschreibungen von einem befugten Planverfasser erstellt und unterfertigt

sind,
2. die Zustimmungserklärungen aller an das Baugrundstück angrenzenden Nachbarn vorliegen

und
3. die nach Art bzw. Verwendungszweck des Bauvorhabens gemäß § 3 maßgeblichen baupo­

lizeilichen Interessen offensichtlich nicht verletzt werden.

(5) Dem Bauwerber sind zwei Ausfertigungen der mit dem Freigabevermerk versehenen
Einreichunterlagen nachweislich zuzustellen. Nach der Zustellung darf mit dem Bauvorhaben
begonnen werden. Gegen eine solche Baufreigabe sind Rechtsmittel nicht zulässig. Die
Baufreigabe gilt als Baubewilligung.
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(6) Die Baufreigabe erlischt, wenn
1. die Durchführung des Vorhabens nicht binnen zwei .Jahren nach Zustellung der Baufreigabe

begonnen wurde oder
2. das Vorhaben nicht innerhalb von fünfJahren nach Beginn der Durchfiihrung fertiggestellt ist.
Eine Fristverlängerung kann in begründeten Fällen gewährt werden.

(7) Die Baubehörde hat den Bauwerber binnen sechs Wochen unter Angabe des Grundes
aufzufordern. um Baubewilligung (§ 18) anzusuchen, wenn
1. die Baufreigabe nicht erteilt werden kann (Abs.4) oder mit Auflagen, Bedingungen oder

Befristungen zu verbinden wäre oder
2. sonstige Gründe vorliegen, die die Durchfiihrung eines Baubewilligungsverfahrens erfordem

(z.B. bewiIligungspflichtiges Bauvorhaben, baupolizeiliche Interessen).

§ 18
Baubewilligung und Bewilligungsverfahren

(1) Für Bauvorhaben, die nicht geringfiigig sind (§ 16 Abs. 1), ist vor Baubeginn - sofeme
.keineBauanzeige gemäß § 17 erfolgt - bei der Baubehörde nach Maßgabe der folgenden Absätze
um Baubewilligung anzusuchen. Der Baubewilligungspflichtunterliegen jedenfalls die Errich­
tung und -Änderung von Wohngebäuden über 150 m2 Wohnnutzfläche sowie 'aller anderen
Gebäude Über 150 m2 Nutzfläche.

(2) Der Bauwerber (Grundeigentümer oder andere Person mit Zustimmung des Grund­
eigentümers) hat dem von ihm unterfertigten schriftlichen Ansuchen die für die baupolizeiliche
Beurteilung des Bauvorhabens erforderlichen Unterlagen anzuschließen. Dazu gehören Baupläne
(Lageplan, Grundrisse, Ansichten, Querschnitte) und Baubeschreibung in dreifacher Ausfertigung
sowie ein letztgültiger Grundbuchsauszug und ein Anrainerverzeichnis. Die Baubehörde kann
erforderlichenfalls weitere Unterlagen (z.B. Detailpläne, statische Berechnungen, Konstruk­
tionspläne ) verlangen oder einfache Zeichnungen oder Beschreibungen für ausreichend befinden.
Die Baupläne und Baubeschreibungen sind vom Bauwerber und vom befugten Planverfasser zu
unterfertigen.

(3) Dem Ansuchen um Erteilung einer Baubewilligung fiir ein Einkaufszentrum (§ 14 d
Burgenländisches Raumplanungsgesetz) ist zusätzlich zu den Unterlagen nach Abs.2 der
rechtskräftige Bewilligungsbescheid gemäß § 14 d Burgenländisches Raumplanungsgesetz anzu­
schließen.

(4) Das Ansuchen um Baubewilligung ist ohne Durchfiihrung einer Bauverhandlung
abzuweisen, wenn sich schon aus dem Ansuchen ergibt, daß das Vorhaben unzulässig ist und die
Gründe der Unzulässigkeit sich nicht beheben lassen.

(5) Ist das Ansuchen nicht nach Abs.4 abzuweisen, hat die Baubehörde eine mündliche
Bauverhandlung vorzunehmen, die mit einem Augenschein an Ort und Stelle zu verbinden ist. Zur
Bauverhandlung sind die Parteien (§ 21) unter Hinweis auf die Rechtsfolgen des § 42 Allgemeines
Verwaltungsverfahrensgesetz sowie die zur baupolizeiliehen Beurteilung des Bauvorhabens
erforderlichen Sachverständigen und Planverfasser zu laden.
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(6) Bedarf ein Bauvorhaben auch nach anderen Rechtsvorschriften einer Bewilligung, ist die
Bauverhandlung möglichst gleichzeitig mit den anderen Verhandlungen vorzunehmen.

(7) Die Bauverhandlung hat der durch die Baubehörde bestimmte Verhandlungsleiter zu
führen. Im Verlaufe der Bauverhandlung ist das Bauvorhaben einer baupolizeiliehen Prüfung zu
unterziehen, die sich insbesondere auf die Übereinstimmung des Bauvorhabens mit den
Vorschriften dieses Gesetzes und den darauf beruhenden Verordnungen sowie die Berück­
sichtigung der Rechte der Nachbarn zu erstrecken hat.

(8) Ergeben sich im Zuge des Verfahrens Abänderungen an dem Bauvorhaben, die für sich
allein einer Baubewilligung bedürfen, ist dem Bauwerber die Vorlage von abgeänderten
Unterlagen aufzutragen und eine Bauverhandlung durchzufiihren.

(9) Über ein Ansuchen um Baubewilligung ist binnen drei Monaten mit schriftlichem
Bescheid zu entscheiden. Wird diese Frist nicht eingehalten, tritt die Rechtsfolge nach § 73
Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz ein.

(10) Ergibt die Prüfung des Bauvorhabens, daß die gemäß § 3 maßgeblichen baupo­
lizeilichen. Interessen nicht verletzt werden, hat die Baubehörde-die Baubewilligung - erfor­
derlichenfalls unter Auflagen, Bedingungen oder Befiistungen - mit schriftliclte~:Bescheidzu ­
erteilen. Auch die notwendigen Anliegerleistungen können mit der Baubewilligungvorgeschrieben
werden. - .

(11) Der Baubewilligungsbescheid ist allen Parteien zuzustellen. Dem Bauwerber sind
gleichzeitig mit dem Bescheid zwei mit einem Bewilligungsvermerk ("Baubewilligung",
Bezeichnung der Behörde, Aktenzahl, Ort, Datum und Unterschrift) versehene Ausfertigungen
der Baupläne und Baubeschreibungen zurückzustellen, wobei eine auf der Baustelle aufzulegen
ist. Mit der Bauausfilhrung darf erst begonnen werden, wenn die Baubewilligung in Rechtskraft
erwachsen ist.

§ 19
Erlöschen der Baubewilligung

Die Baubewilligung erlischt, wenn
1. die Durchfiihrung des Vorhabens nicht binnen zwei Jahren nach Rechtskraft der Baubewilli­

gung begonnen wurde oder
2. das Vorhaben nicht innerhalb von fünf Jahren nach Beginn der Durchfiihrung fertiggestellt ist.
Eine Fristverlängerung kann in begründeten Fällen gewährt werden.

§20
Abbruch von Gebäuden

Der beabsichtigte Abbruch von Gebäuden ist, sofern dieser nicht im Zusammenhang mit der
Errichtung oder Änderung von Bauten steht, der Baubehörde unter Anschluß der erforderlichen
Unterlagen und der Zustimmungserklärungen der Nachbarn schriftlich mitzuteilen. Wird der
Abbruchwerber nicht binnen vier Wochen von der Baubehörde wegen baupolizeilicher Gründe
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aufgefordert, um Abbruchbewilligung anzusuchen, darf der Abbruch vorgenommen werden. Für
das Abbruchbewilligungsverfahren ist § 18 sinngemäß anzuwenden.

§21
Parteien und Nachbarrechte

(1) Parteien im Bauverfahren sind:
1. der Bauwerber (Grundeigentümer oder andere Person mit Zustimmung des Grundeigentümers),
2. die Eigentümer der an das Baugrundstück angrenzenden Grundstücke (Nachbarn).

(2) Ein Nachbar kann gegen die Erteilung der Baubewilligung mit der Begründung
Einwendungen erheben, daß er durch das Vorhaben in seinen Rechten verletzt wird.

(3) Ist das Recht, dessen Verletzung behauptet wird, im Privatrecht begründet
(privatrechtliehe Einwendung), so hat die Baubehörde einen gütlichen Ausgleich zu versuchen.
Kommt eine Einigung zustande, ist sie in der Verhandlungsschrift und im Bescheid festzuhalten;
kommt keine Einigung zustande, sind die streitenden Parteien hinsichtlich dieser Einwendung auf
den Rechtsweg zu verweisen. Dies ist unter Anfiihrung der Einwendung in der Verhand-
lungsschrift. und _im.Besch~id-ausdrücklich anzuführen. .

. -

(4) Wird die.Verletzang von Vorschriften dieses Gesetzes oder von sonstigen bau- und
raumplanungsrechtlichen . Vorschriften (z.B. Bautechnikverordnung, Flächenwidmungsplan,
Bebauungsplan, Bebauungsrichtlinien) behauptet, die nicht nur dem öffentlichen Interesse,
sondern auch dem Interesse des Nachbarn dienen (öffentlichrechtliche Einwendung), hat die
Baubehörde hierüber im Bescheid zu erkennen und gegebenenfalls die Baubewilligung zu
versagen oder die Einwendung als unbegründet abzuweisen und die Baubewilligung zu erteilen.

(5) Andere Einwendungen sind als unzulässig zurückzuweisen.

§ 22
Dingliche Bescheidwirkung

(1) Bescheiden nach diesem Gesetz - ausgenommen jenen nach § 37 - kommt insoferne
dingliche Wirkung zu, als daraus erwachsende Rechte und Pflichten auf den Rechtsnachfolger im
Grundeigentum übergehen. Der Rechtsvorgänger ist verpflichtet, dem Rechtsnachfolger alle
erforderlichen Auskünfte zu erteilen und alle diesbezüglichen Unterlagen auszuhändigen.

(2) Der Inhaber eines Baurechtes im Sinne des Baurechtsgesetzes, RGBl.Nr. 8611912 in der
Fassung BGBI.Nr. 25811990, tritt hinsichtlich der Rechte und Pflichten aus diesem Gesetz an die
Stelle des Eigentümers.
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V. Abschnitt
Sonderbestimmungen

§23
Öffentliche Interessen

Als öffentliche Interessen im Sinne dieses Abschnittes gelten insbesondere solche der
Landesverteidigung, der öffentlichen Sicherheit, der Raumplanung, der Dorfemeuerung, des
Umweltschutzes, des Fremdenverkehrs, der Verkehrssicherheit oder der Gesundheit.

§24
Widmungskonformitit von Altbauten

Änderungen von Bauten, die vor der Festlegung der Flächenwidmung bereits bestanden
haben, gelten als nicht im Widerspruch zum Flächenwidmungsplan stehend, wenn die
maßgeblichen baupolizeiliehen Interessen (§ 3) nicht verletzt werden und die Änderung des Baues
im öffentlichen Interesse (§ 23) liegt.

§ 25
Generelle Bauerleichterungen

Die Landesregierung kann für bestimmte Arten von Bauvorhaben oder für bestimmte
Baugebiete unter Berücksichtigung des Gebietscharakters durch Verordnung generelle
Bauerleichterungen erlassen, wenn dies imöffentlichenInteresse (§ 23) liegt.

§26
Einmeßpßicht für Gebäude

Die Eigentümer von Grundstücken sind verpflichtet, der Baubehörde mit der
Fertigstellungsanzeige (§ 30) einen Lageplan von einem befugten Fachmann über die lagerichtige
Darstellung der Gebäude in zweifacher Ausfertigung vorzulegen. Die Baubehörde hat einen
Lageplan dem zuständigen Vennessungsamt zu übermitteln.

VI. Abschnitt
Durchführung des Bauvorhabens und Bauaufsicht

§27
Verantwortlichkeit des Bauträgen

(1) Der Bauträger hat mit der Ausfiihrungdes bewilligtenoder freigegebenen Bauvorhabens
nach den gesetzlichen Vorschriften befugte Personen zu beauftragen.

(2) Der Bauträger hat der Baubehörde den Baubeginn bekanntzugeben und für die
konsensgemäße Ausfiihrung des Bauvorhabens zu sorgen.
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(3) Der Bauträger hat anläßlich der Bauarbeiten mit Rücksicht auf die widmungsgemäße
Verwendung der benachbarten Baugrundstücke für die Vermeidung von unnötigen und
unzumutbaren Belästigungen, insbesondere durch Lärm- und Staubentwicklung, zu sorgen.

(4) Die Baubehörde hat zur Vermeidung von Gefahren und unzumutbaren Belästigungen
entweder im Baubewilligungsbescheid oder mit gesondertem Bescheid geeignete Schutzmaß­
nahmen (Aufstellung von Bauplanken, Anbringung von Schutzdächern u.dgl.) anzuordnen. Bei
Gefahr im Verzug sind die erforderlichen Sicherungsmaßnahmen auf Kosten des Bauträgers
sofort zu treffen.

§28
Bauüberprüfung durch Organe der Baubehörde

(1) Die Baubehörde kann sich von der vorschrifts- und konsensgemäßen Bauausfiihrung
jederzeit durch Besichtigungen überzeugen. Besteht der begründete Verdacht einer Übertretung,
hat die Baubehörde eine Bauüberprüfung vorzunehmen.

{2) Den Organen der Baubehörde ~st zur Vornahme der Überprüfungen jederzeit der Zutritt
zum Bau zu gewähren und sindaufverlangenalle Auskünfte über die Bauausführungzu erteilen.

§29
Mangelhafte und nichtgenehmigte Bauffihrung

(1) Werden bei einer Überprüfung Mängel festgestellt, hat die Baubehörde deren Behebung
innerhalb angemessener Frist anzuordnen. Werden die Mängel innerhalb dieser Frist nicht
behoben, hat die Baubehörde die Herstellung des vorschriftsmäßigen und konsensgemäßen
Zustandes oder die teilweise oder gänzliche Beseitigung des Baues zu verfiigen.

(2) Wird ein bewilligungflichtiges oder anzeigeptlichtiges Bauvorhaben ohne Baube­
willigung bzw. Baufreigabe ausgefiihrt oder im Zuge der Bauausfiihrung vom Inhalt der
Baubewilligung oder Baufreigabe wesentlich abgegangen, hat die Baubehördedie Einstellung der
Arbeiten schriftlich zu verfiigen und den Bauträger aufzufordern, binnen vier Wochen um
nachträgliche Baubewilligung anzusuchen bzw. die Bauanzeige zu erstatten. Kommt der
Bauträger dieser Aufforderung innerhalb der Frist nicht nach oder wird die Baubewilligung bzw.
die Baufreigabe nicht erteilt, hat die Baubehörde die Herstellung des rechtmäßigen Zustandes zu
verfiigen.

§30
Fertigstellungsanzeige, SchluBüberprifung, Benützungsfreigabe

Der Bauträger hat die Fertigstellung des Gebäudes bei der Baubehörde anzuzeigen. Der
Fertigstellungsanzeige sind zwei Lagepläne (§ 26), Rauchfangbefunde und ein Schlußüber­
prüfungsprotokoll eines befugten Fachmannes anzuschließen, in dem dieser mit seiner Unterschrift
die konsensgemäße Ausfiibrung des Bauvorhabens bestätigt. Liegen Mängel oder wesentliche
Abweichungen von der Baubewilligung oder Baufreigabe vor (§ 29), hat der die Schlußüber-
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prüfung vornehmende Fachmann die Baubehörde zu verständigen. Wrrd ein solches
Schlußüberprafungsprotokoll nicht beigebracht, hat die Baubehörde die Schlußüberprüfung durch
einen Bausachverständigen binnen 3 Wochen vornehmen zu lassen. Die Baubehörde hat binnen
drei Wochen nach Erhalt eines positiven Schlußüberprüfungsprotokolles schriftlich die
Benützungsfreigabe zu erteilen. Vor der Benützungsfreigabe darf das Gebäude nicht benützt
werden.

§31
Baugebrechen

(1) Der Eigentümer von Bauten hat dafür zu sorgen, daß diese in einem konsensgemäßen
Zustand erhalten werden. Er hat Baugebrechen und Mängel, durch welche die baupolizeiliehen
Interessen (§ 3) beeinträchtigt werden, beheben zu lassen.

(2) Kommt der Eigentümer eines Baues seiner Verpflichtung gemäß Abs. 1 nicht nach, hat
die Baubehörde nach Durchfiihrung einer mündlichen Verhandlung, die mit einem Augenschein an
Ort und Stelle zu verbinden ist, unter Beiziehung der erforderlichen Sachverständigen die
Behebung des Baugebrechens oder der Mängel binnen angemessener Frist zu verfügen. Nach
fruchtlosem Ablauf der Frist hat die Baubehörde die erforderlichen Maßnahmen auf Kosten des
Verpflichteten zu veranlassen.

(3) Die Baubehörde hat alleSicherungsmaßnahmen, die zum Schutz von Personen und
Sachen erforderlich sind. mit schriftlichem Bescheid anzuordnen.

(4) Die Baubehörde kann den Abbruch eines Baues mit schriftlichem Bescheid anordnen,
wenn
1. mehr als die Hälfte eines Baues unbenützbar geworden ist oder die Abtragung aus Gründen der

Sicherheit von Personen, der Gesundheit, der Hygiene oder der Feuerpolizei geboten ist, oder
2. der Eigentümer nachweist, daß die Behebung des Baugebrechens wirtschaftlich nicht zumutbar

ist.

(5) Bei Gefahr im Verzug hat die Baubehörde die erforderlichen Sicherungsmaßnahmen auf
Gefahr und Kosten des Eigentümers anzuordnen und sofort vollstrecken zu lassen. Jede nach den
geltenden Rechtsvorschriften befugte Person hat über Auftrag der Behörde gegen angemessene
Vergütung und volle Schadloshaltung Baugebrechen unverzüglich zu beheben oder Sicherungs­
maßnahmen vorzunehmen. Die Bestimmungen des Abs. 2 finden keine Anwendung.

§31
Nachträgliche Vorschreibung von AuOagen

Ergibt sich nach konsensgemäßer Fertigstellung eines Bauvorhabens, daß durch dessen
bestimmungsgemäße Benützung eine Gefährdung von Personen oder eine unzumutbare
Belästigung für die Nachbarn eintritt, hat die Baubehörde nach Durchführung einer mündlichen
Verhandlung an Ort und Stelle unter Beiziehung der erforderlichen Sachverständigen dem
Eigentümer entsprechende Auflagen mit Bescheid vorzuschreiben, die geeignet sind, die
Gefährdung oder die unzumutbare Belästigung zu beseitigen. Soweit solche Auflagen nicht dem
Schutz des Lebens, der Gesundheit oder Sicherheit von Personen dienen, müssen sie wirt­
schaftlich zumutbar sein.
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VB. Abschnitt
Baubehörden und SchluObestimmungen

§33
Baubehörden

(1) Baubehörde erster Instanz ist der Bürgermeister; Baubehörde zweiter Instanz ist der
Gemeinderat. Dieser ist in Bausachen Oberbehörde gegenüber dem Bürgermeister.

(2) Gegen den Bescheid des Gemeinderates kann die Vorstellung nach den Bestimmungen
des § 77 der Burgenländischen Gemeindeordnung, LGBl.Nr. 3711965, bzw. des § 72 des
Eisenstädter Stadtrechtes, LGBl.Nr. 3811965, bzw. des § 72 des Ruster Stadtrechtes, LGBl.Nr.
39/1965, alle in der jeweils geltenden Fassung, erhoben werden.

(3) Handelt es sich um bundeseigene Gebäude, die öffentlichen Zwecken, wie der
Unterbringung von Behörden und Ämtern des Bundes oder von öffentlichen Anstalten - darunter
auch Schulen und Spitälern - oder der kasernenmäßigen Unterbringung von Heeresangehörigen
oder sonstigen Bundesbediensteten dienen, fallt die Vollziehung dieses Gesetzes in die mittelbare
Bundesverwaltung. Baubehörde ist der Landeshauptmann; ein Instanzenzug ist ausgeschlossen.

(4) Die Bestimmung der Baulinie fallt auch-in den-Fällen des Abs. 3 in den Aufgabenbereich
der Gemeinde. -

(5) Wenn sich Bauplätze, Bauvorhaben oder Bauten auf das Gebiet zweier oder mehrerer
Gemeinden erstrecken, hat die Bezirksverwaltungsbehörde, wenn sie sich auf das Gebiet zweier
Bezirke erstrecken, hat die Landesregierung die Zuständigkeit der Baubehörde erster Instanz
wahrzunehmen.

§34
Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde

Die Gemeinden haben ihre in diesem Gesetzgeregelten Aufgaben mit Ausnahme der §§ 8
Abs. 7 und 8, 12 Abs. 4 und 31 Abs. 5 im eigenen Wirkungsbereich zu besorgen.

§3S
Mitwirkung der Bundesgendarmerie und

der Bundespolizei

Die Organe der Bundesgendarmerie und der Bundespolizei haben der Baubehörde über ihr
Ersuchen zur Sicherung der Ausübung der Überwachungsbefugnisse nach § 28 Abs. 2 und zur
Durchsetzung von Sicherungsmaßnahmen nach § 31 Abs. 5 im Rahmen ihres gesetzlichen
Wirkungsbereiches Hilfe zu leisten.
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§36
Nichtigerklärung von Bescheiden

Bescheide. die gegen Bestimmungen dieses Gesetzes sowie gegen die Bestimmungender
§§ 20 Abs. 1 und 26 Abs. 3 des BurgenländischenRaumplanungsgesetzes,LGBI.Nr. 1811969 in
der jeweils geltenden Fassung, verstoßen, leiden an einem mit Nichtigkeitbedrohten Fehler. Eine
Nichtigerklärungist nur zulässig:
1. im Falle des § 20 Abs. 1 des BurgenländischenRaumplanungsgesetzes,LGBI.Nr. 1811969 in

der jeweils geltenden Fassung, innerhalbvon zwei Jahren nach Erlassung des Bescheides (§ 63
Abs. 5 AVG),

2. in allenübrigenFällenbis zum Baubeginngemäß § 27 Abs. 2.

§37
Strafen

(1) Eine Verwaltungsübertretung begeht, wer als Bauwerber, Bauträger oder Eigentümer
bzw. Nutzungsberechtigtervon Grundstücken oder Gebäudengegen dieses Gesetz verstößt oder
den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen zuwiderhandelt oder diesen
rechtswidrigenZustand aufrecht erhält.

(2) Diese Übertretungen werden mit Geldstrafe bis zu S 300.000,-, im Falle der Unein­
bringlichkeitmit Arrest bis zu sechs Wochen bestraft, sofern die Tat nicht mit gerichtlicher Strafe
bedroht ist.

(3) Hat der Täter vorsätzlich gehandelt oder ist er schon wiederholt wegen Übertretungen
dieses Gesetzes bestraft worden, kann unter Berücksichtigung der Verhältnismäßigkeitmit der
Strafe gleichzeitig der Verfalljener Baustoffe, Werkzeuge und Baueinrichtungenausgesprochen
werden, die Gegenstand oder Mittel der Übertretung waren.

(4) Eine Verwaltungsübertretung nach den vorgehenden Bestimmungen liegt nicht vor,
wenn die Tat den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren
Handlungbildet.

(5) Strafbehörde erster Instanz ist die Bezirksverwaltungsbehörde.

(6) Die Strafgelder fließender Gemeindezu, in der die Übertretung begangenwurde.

§38
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. 1. 1998 in Kraft.

(2) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes treten folgendeRechtsvorschriftenaußer Kraft:
1. BurgenländischeBauordnung, LGBI.Nr. 1311970 in der FassungLGBI.Nr. 1111994
2. Reichsgaragenordnung;dRGBI. 1939 I S 219 in der FassungRABI. 1944 I S 325.
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-
Vorblatt

Problem:
Die derzeit geltende Bauordnung für das Land Burgenland (BurgenländischeBauordnung
1969), LGBI.Nr. 1311970in der FassungLGBI.Nr. 11/1994,ist in rechtlicherund technischer·
Hinsichtnicht mehr zeitgemäß. So führenbeispielsweisedasdreiteiligeVerfahren(Bauplatzer­
klärung, Baubewilligung,Benützungsbewilligung)sowie das selbst bei kleinen Bauvorhaben
zwingende Bewilligungsverfahrenin der Praxis zu einem erheblichenVerwaltungsaufwand,
der zum Teilvermeidbarwäre. Im Bereichder bautechnischenVorschriftenmachendie ständi­
ge Weiterentwicklungder Technik und der Anpassungsbedarfan EU-VorschriftenAnpassun­
gen ohnehinerforderlich.

Ziel:

Deregulierung, Liberalisierung,Harmonisierung-undVerwaltungsvereinfachungsind die pri­
mären Ziele der Baurechtsreform.Die Baubehördensollenmehr'Entscheidungsspielraum,der
Bauwerber mehr Gestaltungsfreiheitbekommen.Der Bauwerber soll .. unter Wahrung aller
baupolizeilicherInteressen - schnellerzu seinerGenehmigunggelangen,wodurch letztlicheine
Kosteneinsparungfür ihn und die Behördenzu erwartenist. Der Rechtszugangfür den Bürger
und die Anwendungdurch die Behördenund Sachverständigensollerleichtertwerden.

Lösung:
Erlassung des BurgenländischenBaugesetzesund der BurgenländischenBautechnik-Verord­
nung.

Kosten:

Durch den Wegfall des Bauplatzerldänmgsverfahrens,die Einfiihrungdes Anzeigeverfahrens
fär bestimmte kleinere Bauten und Möglichkeitendes informellen(bescheidlosen)Verwal­
tungshandelns ist eine Reduzierungdes Verwaltungsaufwandesund damit auch der Kosten im
Ausmaßvon ca. 25 % zu erwarten.

EU-Konformität:
Die im vorliegenden GesetzesentwurfgeregeltenAngelegenheitenfallenin die alleinigeKom­
petenz der Mitgliedsstaaten, weshalb keine gemeinschaftsrechtlichenBedenken bestehen. Die
einzigeproduktbezogene Regelung ist im § 7 (Bauprodukte)enthaltenund ist als Teil der Um­
setzung der Bauprodukterichtlinie89/106/EWGanzusehen.
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Erläuternde Bemerkungen

I. Allgemeines:

Die derzeitigen landesrechtliehen Grundlagen des Burgenländischen Baurechtes sind die Bur­

genländische Bauordnung 1969, LGBI.Nr. 13/1970 in der Fassung LGBI.Nr. 11/1994, die
Wänneschutz- und Heizungsverordnung, LGBI.Nr. 56/1982, die Burgenländische Schutz­

raumverordnung, LGBI.Nr. 27/1985, und die Reichsgaragenordnung vom 17. Februar 1939,
dRGBI. I S 219.

Die Baurechtsreform sieht im wesentlichen folgende Neuerungen vor:

Der rechtliche Teil soll künftig in einem Baugesetz, die technischen Vorschriften in einer Ver­

ordnung enthalten sein. Die Umsetzung der Vereinbarungen gemäß Art. 15a B-VG über die

_ Einsparung von Energie, LGBI.Nr. 55/19.95, und Schutzmaßnahmen_für Kleinfeuerungen,

. L~BI. Nr. 5-6/1995,soll im wesentlichen in einem eigenen Burgenländischen Heizungsanlagen­

gesetz-erfolgen. Die Regelung der Wännedämmung von Bauteilen soll in der Bautechnikver-

ordnung erfolgen. .:

Vor Durchfiihrung eines Bauvorhabens ist nur mehr ein Bauverfahren (Anzeige- oder Bewilli­

gungsverfahren ) erforderlich. Ein eigenes Bauplatzerklärungsverfahren ist nicht mehr vorgese­

hen; der Bewilligungswerber hat sich vor Planungsbeginn bei der Behörde über die Bebau­
ungsvorschriften zu erkundigen.

Geringfügige Bauvorhaben müssen der Baubehörde künftig mitgeteilt werden; ein Anzeige­

oder Baubewilligungsverfahren dafür ist nicht erforderlich. Sofern die Nachbarn dem Bauvor­

haben zugestimmt haben, sind die meisten Bauvorhaben künftig nur noch anzeigepflichtig, z.B.

auch die Errichtung eines Einfamilienhauses bis zu einer Wohnnutzfläche von 150 m2• Wenn

dem Bauvorhaben keine Gründe entgegenstehen, ist weder eine Verhandlung noch ein Be­

scheid erforderlich. Die Unterlagen sind von der Gemeinde zu prüfen und binnen 6 Wochen

mit einem Stempel versehen ("Baufreigabe") zu retournieren.

Alle übrigen Bauvorhaben (Bauvorhaben über 150 m2 oder anzeigepflichtige Vorhaben, denen

die Nachbarn nicht zugestimmt haben) bedürfen wie bisher einer Verhandlung und bescheid­

mäßigen Bewilligung.

Bei den Nachbarn wird die ParteisteIlung auf die Eigentümer der unmittelbar angrenzenden

Grundstücke eingeschränkt, da sich bisher in der Praxis oft Probleme bei der Feststellung der

Parteistellung ergeben haben.
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Die Fertigstellung von Gebäuden ist der Baubehörde anzuzeigen, wobei die Schlußüberprü­

fung primär von einem befugten Fachmann durchzuführen ist. Wenn aber kein Schlußüberprü­

fungsprotokoll beigebracht wird, hat die Baubehörde eine Schlußüberprüfung durch einen

Bausachverständigen zu veranlassen.

Der Entwurf enthält die Möglichkeit der nachträglichen Vorschreibung von Auflagen sowie

Sonderregelungen für Bauerleichterungen, wenn öffentliche Interessen vorliegen.

Gestrichen wurden die Bestimmungen betreffend Gebäudehöhe. Bebauungsdichte, Ergän­

zungsflächen, Grenzverlegung und Reihen. Die Teilung und Vereinigung von Grundstücken

im Bauland bedarf künftig keiner Bewilligung der Baubehörde.

Die Bestimmungen über Gebäudehöhenund Bebauungsdichte haben sich in der Praxis zwar
als weitgehend entbehrlich herausgestellt und sind im Entwurf daher nicht mehr enthalten, es

besteht jedoch weiterhin die Möglichkeit, diese Angelegenheiten in Bebauungsplänen bzw .

-richtlinienzu regeln.

n.Zu den einzelnen Bestimmungen:

Zu § 1:

Die Kompetenz des Landesgesetzgebers zur Erlassung eines dem Entwurf entsprechenden

Landesgesetzes ist im allgemeinen auf Grund der Generalklausel des Art. 15 Abs. 1 B-VG ge­

geben. Durch dieses Gesetz werden die Zuständigkeiten des Bundes für bestimmte Bauwerke

(z.B. Bergbau-, Eisenbahn-, Luftfahrts-, Verteidigungs-, Wasserkraft- und öffentliche

Schiffahrtsanlagen) und Vorschriften, wonach für Bauvorhaben zusätzliche Bewilligungen er­

forderlich sind (z.B. Gewerbe-, Wasser-, und Naturschutzrecht), nicht berührt.

Soweit für bauliche Anlagen vorübergehenden Bestandes eine Bewilligung nach dem Burgen­

ländischen Veranstaltungsgesetz erforderlich ist, erscheint eine Ausnahme einer solchen Anla­

ge vom Geltungsbereich des vorliegenden Gesetzesentwurfes gerechtfertigt, da im veranstal­

tungsrechtlichen Verfahren auch baupolizeiliche Aspekte zu überprüfen sind; gleiches gilt für
die Abfallbehandlungsanlagen.

Bauwerke im Zusammenhang mit Ver- und Entsorgungsleitungen können beispielsweise

Pumpstationen, Kanalschächte, Transformatorenstationen, Masten, Strom-, Wasser- und Gas­

leitungen sein.
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Zu§2:

Zu Absatz 1 bis 3:
Diese Begriffsbestimmungenhaben sich bewährt und wurden von der geltenden Bauordnung
übernommen.

Zu Absatz 4:

Nicht im Zusammenhangmit der Errichtung eines Bauwerkes oder Gebäudes stehende Maß-.
nahmen,z.B. Anschüttungen,sind nichtvom Baugesetzumfaßt.

Zu Absatz 6:

Der bisher verwendete und veraltete Begriff "Bauherr" wird durch den Begriff "Bauträger"
ersetzt.

Zu §3:

Bauten können eine Gefahrfür das Leben und die Gesundheitder Menschenherbeifiihren.Da-
" .her ist j~.er~ ~er einen.liäu errichtet, verpflichtet,die dadurch entste~enden Gefahren auf das

geringstmöglicheAusmaß herabzusetzen. Diese Bestimmung_bildet den zenf!aleriPrüfungs­
maßstab imBauverfahren. Wenn die in dieser BestimmungnormiertenbaupolizeiliehenInter­
essen gewahrt werden, ergibt sich die Zulässigkeltdes Bauvorhabensund besteht ein Rechts­
anspruch auf die Erteilung der Baubewilligungbzw. Baufreigabe.Für die baubehördlichePrü­
fung ist auch die Bautechnikverordnungheranzuziehen(Z 2 und 3). Für die Beurteilungist in
jedem Fall ein Bausachverständigerbeizuziehen.Unter Z 4 fälltauch die Prüfung der Wahrung
des Ensembleschutzesoder Gebietscharakters.

Die Erschließung (Zufahrt) ist "entsprechend gewährleistet", wenn sie dem Verwendungs­
zweck das Baues entspricht und zumindestrechtlichgesichertist. Ist die Zufahrtüber öffentli­
che Verkehrswege nicht möglich,wird eine grundbücherlicheSicherstellungder Zufahrt über
Privatgrund erforderlichsein.

Zu §4:

Die Anordnung der Gebäude zu den Grenzen des Bauplatzes("Bebauungsweise")soll grund­
sätzlichvon den Gemeindenin Bebauungsplänenbzw. bis zur Erlassung eines Bebauungspla­
nes in Bebauungsrichtlinienfestgelegt werden (§ 21 und 2S ades BurgenländischenRaumpla­
nungsgesetzes). Für den Fall, daß dies nicht erfolgt ist, werden im § 4 des Entwurfeszulässige
Bebauungsformengenannt. Die "gekuppelte"Bauweisewird namentlichnicht mehr angefiihrt,
ein "kuppeln" von zwei Gebäuden ist jedoch durch die im Abs. 1 Z 2 vorgenommeneÄnde­
rung der bisherigen halboffenenBebauungsweisezulässig. Um den Interessen des Anrainer­
schutzes oder auch des Ortsbildesim EinzelfallentsprechendRechnungtragen zu können, läßt
Abs. 3 durch die Festlegung von BaulinienAbweichungenvon den Abstandsbestimmungen
des Abs. 1 zu.
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Zu § 5:

Um der Tatsache Rechnung zu tragen, daß sich der Stand der Technik in immer kürzeren Zeit­
räumen ändert, sollen technische Details künftig in einer Verordnung geregelt werden. Deren

Inhalt ist durch den Hinweis auf § 3 Z 3 genau determiniert.

Zu §6:

Die Notwendigkeit baulicher Zivilschutzeinrichtungen, die dem Schutz der Menschen vor
Schadstoffen, schädlichen Strahlungen, Explosionen, Erschütterungen und Brandeinwirkungen

dienen sollen, steht außer Zweifel. Eine Verpflichtung zur Errichtung von Schutzbauten soll

weiterhin nur bei der Errichtung öffentlicher Bauten durch Gebietskörperschaften bestehen.

Eine Ausweitung der Verpflichtung auch auf andere Gebäude hat sich in der Vergangenheit

nicht bewährt. Die näheren Vorschriften für die Errichtung von Schutzräumen sind in der als

Landesgesetz weiter geltenden Verordnung der Landesregierung vom 29.5.1985, LGBI.Nr.

27, bzw. in der gleichlautenden Verordnung des Landeshauptmannes vom 10. Juni 1985,

LGBI.Nr. 28, enthalten, die allerdings nach Inkrafttreten dieses Gesetzesentwurfes als Verord­

nung inhaltlich .angepaßrneu erlassen werden sollten.

Zu § 7:

Oie Umsetzung der EG-Bauproduktenrichtlinie vom 21. Dezember 1988, 891106IEWG, soll

grundsätzlich durch ein eigenes Burgenländisches Bauprodukte- und Akkreditierungsgesetz

erfolgen. Im Baugesetz soll lediglich normiert werden, daß der Bauträger für den jeweiligen

Einsatzzweck brauchbare Produkte verwenden muß. Sollte die Behörde den Verdacht hegen,

daß den jeweiligen Anforderungen nicht entsprochen wird, hat sie dies durch Amtssachver­
ständige prüfen zu erlassen.

Zu §§ 8 bis 10:

Hier werden die Verpflichtungen der Grundeigentümer bezüglich der Anlage neuer oder der

Verbreiterung bestehender öffentlicher Verkehrsflächen zum Zwecke der Aufschließung der

Bauplätze geregelt. Sowohl die kommunalen Bedürfhisse als auch die berechtigten Interessen

der Grundeigentümer sind entsprechend zu berücksichtigen. Die geltende Rechtslage wurde

weitestgehend beibehalten.

Zu § 8:

Abs. 3 regelt den Zeitpunkt des Entstehens der Abtretungsverpflichtung, nämlich mit Be­

schlußfassung des Gemeinderates über die Aufschließungsmaßnahme. Das Vorliegen einer

Baubewilligung ist nicht mehr erforderlich; es genügt, wenn sich das Grundstück im Bauland

befindet.

Die Feststellung gemäß Abs. 4, daß das dingliche Recht der Nutzung als Verkehrsfläche ent­

gegensteht oder mit der übertragung ins öffentliche Gut gegenstandslos wird, kann mit einem

gesonderten Bescheid oder gemeinsam mit dem Bescheid über die Erklärung zum öffentlichen
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Gut erfolgen. Mit der Übertragung in das öffentlicheGut wird beispielsweiseein Wegerecht
gegenstandslos.

Durch Abs. 6 sollen besondere Härten für Eigentümer von Eckgrundstücken vermieden
werden.

Die Widmung eines Grundstückes als Bauland und die Errichtung einer Verkehrsflächezur .
Aufschließungeines Grundstückesliegen nicht nur im öffentlichenInteresse, sondern auch im
Interesse des betroffenenGrundeigentümers.Die Baulandwidmungund Verkehrserschließung
führen zu einer beträchtlichenWertsteigerungder angrenzendenGrundflächen.Der Wert der
Widmungs-und Aufschließungsvorteilewird zwar nur selten mit dem Wert der abzutretenden
Grundflächegenau übereinstimmen.Es werden Überschneidungennach der einen oder ande­
ren Richtung vorkommen.Es kannaber angenommenwerden, daß sich diese Überschneidun­
gen in Grenzen halten, die es rechtfertigen,aus Gründen der Verwaltungsökonomievon der
Einrichtung eines Verfahrens zum Zweck einer genauen KompensationAbstand zu nehmen
(VfSlg. 3475). Die Verpflichtung.zur unentgeltlichenGrundabtretungsteht in einem sachli­
chen Verhältniszu d~ Atrl-schließu~gsv~rteilen. Es erscheintdaher gerechtfertigt, für die vor­
geseheneGrundabtreturigkeineEntschädigungvorzusehen.

Zu §9:

Entgegen früherenBestimmungenkönnenauch Eigentümervon Grundstückenim Baulandoh­
ne Baubewilligungzur vollständigenBeitragsleistungherangezogenwerden. Die bisherigeRe­
duzierung auf 50 % der Beiträge hat das unerwünschteHorten von Bauplätzenbegünstigt.

Im Abs. 4 wird eine neue Härteklausel eingefiihrt,die besondere Härten z.B. fiir Eckgrund­
stücke oder Grundstücke mit einer großen Breite und geringenTiefeverhindernsoll. Berech­
nungsbeispiel:Die Länge der zur VerkehrsflächenächstgelegenenGrundstücksgrenzebeträgt
80 m, die Grundstückstiefebeträgt 20 m. Die Flächebeträgt somit 1.600m2• Da in diesemFall
die Seite eines flächengleichenQuadrates (=Quadratwurzelaus der Fläche) kleinerals die zur
VerkehrsflächenächstgelegeneGrundstücksgrenzeist, ergibt sichin diesemBeispieleine anre­
chenbareLänge von 40 m.

Alle Eigentümer von Grundflächen im Bauland, welchen durch Aufschließungsmaßnahmen
Vorteile erwachsen, sollengleichmäßigzur Leistungvon Kostenbeiträgen herangezogenwer­
den, unabhängig davon, ob es sich um Gemeinde-, Landes- oder Bundesstraßen handelt
(Abs.6).

Zu § 10:

Die Materie der Kostenbeiträgeund Kostenersätzeist im Hinblickauf ihre Rechtsnatur als öf­
fentliche Abgabe an den Grundsätzen der Finanzverfassungzu messen. Für das Verfahren



7

gelten die Bestimmungender BurgenländischenLandesabgabenordnung,LGBI.Nr. 2/1963 in
der geltendenFassung.
Aus der Formulierungdes Abs. 2 ergibt sich, daß auch eine stufenweiseVorschreibungent­
sprechenddemBaufortschritt(z.B. nachFertigstellungdes Unterbaues)möglichist.

Zu § 11:

Die in den §§ 11 und 12 enthaltenenRegelungenüber Eigentumsbeschränkungenwurden im.
wesentlichenvon der geltendenBauordnungübernommen.

Die Anbringungvon Tafeln oder Vermessungsvermerkenobliegt den Baubehörden im Rah­
men der Erfiillungihrer öffentlichenAufgaben.Währenddie Anbringungder Gebäudenurne­
rierungstafelneine Pflicht des Grundeigentümersist, sind die Ortstafelnund die sonstigen in
dieser GesetzesstelleerwähntenTafeln von der Gemeindebeizustellenund anzubringen.Das­
selbegilt fiir die Anbringungder öffentlichenStraßenbeleuchtung.

Zu § 12:

Die VerfassungvonPlänen, die Durchfiihrungvon Bauvorhabenbzw. die Erhaltungvon Bau­
ten sind oft nur möglich,wenn fremder Grund betreten werden kann. Diese Bestimmunger­
möglichtes, entsprechendeWiderständezu beseitigen.

Zu § 13:

Diese Bestimmungermöglichtes den Baubehördenbeispielsweise,im Ortsgebiet abgestellte
Autowracks entfernen zu lassen oder gegen das Verwildern von Baugrundstücken
vorzugehen.

Zu § 14:

Die simpleEinholungvon Auskünftenbei der Behörde über die rechtlichenGrundlagender
Bebaubarkeit eines Grundstückes stellt eine äußerst verwaltungsökonomischeForm dar, um
Informationenüber die Ausrichtungder Projektierungzu erlangen.Dieser Weg des informel­
len Verwaltungsverfahrenssoll das nunmehrweggefalleneBauplatzerklärungsverfahrenerset­
zen. Dem Bauwerber und dem Planer soll insoweit geholfenwerden, als die Planunterlagen
nach den erteilten Auskünftenausgerichtetwerden können;ansonstenkönnte sicherst im Ge­
nehmigungsverfahrenherausstellen, daß den Plänen unrichtige Annahmenzugrunde gelegt
wurden und Projektsänderungenerforderlichsind, wodurch fiir den Bauwerber zusätzliche
Kosten entstehen könnten. Es bleibtder Behördeüberlassen,ob sie diese Auskünftewährend
der allgemeinenAmtsstundenoder bei speziellenBauberatungstagenerteilt. In diesemZusam­
menhang sind auch die Bestimmungen des Burgenländischen Auskunftspflichtgesetzes,
LGBl.Nr.3/1989, zu beachten.
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Damit dieser Weg des informellen Verwaltungsverfahrensökonomisch und problemlos be­
schrittenwerden kann,wird es erforderlichsein,daß die GemeindenBebauungspläneoder zu­
mindestBebauungsrichtlinienfestlegen.

Zu § 16:

Die Entscheidung,ob ein konkretes Bauvorhabenim Hinblickauf Ortsbild,Nachbarschutz.Si­
cherheit etc. als geringfügig anzusehen ist, trifft letztendlichdie Behörde. Die Mitteilungs­
pflicht soll sicherstellen, daß die Baubehörde ausreichende Informationen (zumindest Be­
schreibungoder Skizze) erhält, um beurteilen zu können,ob nicht doch ein Bauverfahrener­
forderlichist.

Maßnahmenzur Erhaltung, Instandsetzung oder Verbesserungvon Bauten und Bauteilen, an
denen keine baupolizeiliehenInteressen bestehen, können die Renovierungder Fassade oder
der Austauschvon Fenstern sein.

Sonstige Bauvorhaben,an-denenkeine baupolizeiliehenInteressenbestehen, könnenbeispiels-
weise sein: _. .- -

Folientunnel,
Kleinkompostieranlagen,
Abstellflächenauf einemBaugrundstückfür bis zu 2 Kraftfahrzeugen,
Wasserbecken,
Pergolen,
Gerätehütten,
Werbe- und Ankündigungseinrichtungen,
Antennen-und Funkanlagenbis zu 3 m Höhe,
Baustelleneinrichtungen.

Zu § 17:

Esbesteht nunmehr die Möglichkeit, daß der Großteil der Bauvorhabenkünftig im Anzeige­
verfahren abgewickeltwird. Dieses ist auf alle Bauvorhabenanzuwenden,soweit baupolizeili­
ehe Interessen berührt werden können und es sichnichtum die Errichtungund Änderungvon
Wohngebäuden über ISO m2 Wohnnutzflächesowie anderen Gebäudenüber ISOm2 Nutzflä­
che handelt. Anzeigepflichtigsindbeispielsweise:
- Neu-, Zu- oder Umbauten von Gebäudenbis 150m2 Wohnnutzflächebzw. Nutzfläche(die

einenbeträchtlichenAnteilan den Bauverfahrendarstellen),
- die Errichtung, Änderungund Erweiterungvon Abstellflächenfür mehr als zwei

Kraftfahrzeuge,
- Schwimmbecken,
- Einfriedungen,
- eine Änderung des Verwendungszweckesvon Gebäudenoder Gebäudeteilen.sofern baupo-
lizeilicheInteressen bestehen (z.B. von "Keller"in "Garage").
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Es erscheint zweckmäßig, wenn die Zustimmungserklärungder Nachbarn unmittelbarauf den
Bauplänen erfolgt. Der vom Bauwerber vorzulegende Grundbuchsauszughat die zum Zeit­
punkt der EinreichunggültigenEigentumsverhältnissewiederzugeben.

Die Baubehörde hat die Einreichunterlagenunter Beiziehungdes Sachverständigenauf offen­
sichtlichePlanungsmängelzu überprüfen. Durch die Formulierungist jedoch klargestellt, daß .
die Verantwortung und Haftung für die vorschriftskonformePlanungbeimPlanverfasserliegt.

Im Anzeigeverfahrenkönnen weder Bauverhandlungendurchgefiihrt,noch Auflagen,Bedin­
gungen oder Befristungen vorgeschrieben werden. Dies erscheint aus verwaltungsökonomi­
schen Gründen und aus Gründen des Parteiengehörs (§ 37 AVG) sinnvoll.Kann eine Baufrei­
gabe nicht ausgesprochenwerden, hat der Bauwerberum Baubewilligunganzusuchen.

Es bleibt dem Bauwerberunbenommen,anstelleeiner Bauanzeigesofort nach § 1S um Baube­
willigunganzusuchen,

Zu § 18:

Bei der Gliederung der bewilligungspflichtigen,anzeigepflichtigenund geringfiigigenVorha­
ben wurde von einer Generalklausei zugunsten der bewilligungspflichtigenVorhaben ausge­
gangen. Dies geht aus den Einleitungssätzender §§ 17 und 18 hervor.

Das Bewilligungsverfahrenentspricht im wesentlichendem Bewilligungsverfahrender gelten­
den Bauordnung.

Zu § 19:

"EineBaubewilligung,die nicht in angemessenerFrist ausgenützt wird, hat zu erlöschen,da in
der Zwischenzeit wesentliche Änderungen bei den Bebauungsgrundlagen eingetreten sein
könnten.

Zu § 20:
Auch bei Abbruchvorhabenkönnen baupolizeilicheInteressen beeinträchtigt werden. Vor al­
lem bei geschlossener Bauweise können Gefährdungender Nachbarobjekteentstehen. Grund­
sätzlich soll eine Mitteilung an die Behörde ausreichen,um nicht auch geringfiigigeVorhaben
einem Bewilligungsverfahrenmit Verhandlungund Bescheidunterziehenzu müssen. Stimmen
die Nachbarn nicht zu oder hat die Behörde aufgrund der MitteilungBedenken gegen die be­
absichtigte Vorgangsweise, hat der Abbruchwerberjedoch um Abbruchbewilligunganzusu­
chen. In dem darauffolgendenVerfahren können allenfallserforderlicheAuflagenvorgeschrie­
ben werden.
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zu § 21:

Die Schaffungvon subjektivenRechten, die die Parteistellungbegründen, ist eine Angelegen­
heit des materiellenRechts und hat durch den zur Regelung der Sachmateriezuständigen Ge­

setzgeber zu erfolgen. In der Praxis hat sich gezeigt, daß Verfahren von Personen verzögert
wurden, die wenig oder gar nicht von den Auswirkungendes Bauvorhabens berührt waren.
Der Parteienbegriffwird daher gegenüber der geltendenBauordnung eingeschränktund exakt
definiert. Sofern mit der Benützung von Bauten Emissionenzu befürchten sind, handelt es sich .
im Regelfall um Anlagen, die einem gewerblichen Betriebsanlagenverfahrenzu unterziehen
sind. In diesemgelangt dann ein weiterer Nachbarbegriffzu Anwendung.

Die Regelung der Behandlung der entsprechenden Einwendungenwurde aus der geltenden
Bauordnung übernommen.

Die Dokumentierung zivilrechtlicherEinigungenin Niederschriftund Bescheid dient lediglich
der Klarstellung;eine Durchsetzung solcher Ansprucheist nur imZivilrechtswegmöglich,

Zu § 22:

Abs. 1 wurde aus der geltendenBauordnung übernommen..

Zu § 23:

Diese Bestimmung enthält eine demonstrative Aufzählungjener Interessen, die Ausnahmebe­
stimmungenrechtfertigen.

Zu § 24:

Dadurch soll erreicht werden, daß z.B. zweckmäßigeVerbesserungsarbeitenan bestehenden
Bauten nicht wegen Widerspruchszum Flächenwidmungsplanuntersagt werden müssen.

Zu § 25:
In der Praxis hat die Anwendung der detailliertenBauvorschriftenverschiedentlichauch zu
Härtefällen geführt. Um derartige Härten künftigvermeidenzu können, soll mit dieser Bestim­

mung die Möglichkeit geschaffenwerden, für bestimmteGebiete (z.B. Tourismusgebiete,Ge­
werbe- und Industriestandorte) oder Arten von Bauten (z.B. landwirtschaftliche,gewerbliche
oder kulturelle Bauten) Erleichterungenzu gewähren, wenn öffentlicheInteressen damit ver­
bunden sind und diese die baupolizeiliehenInteressenüberwiegen.

Zu § 26:
Das Land Burgenland wird in den nächsten drei Jahren in enger Zusammenarbeit mit dem
Bundesamt für Eich- und Vermessungswesenund den burgenländischenIngenieurkonsulenten
für Vermessungswesen ein geographisches Informationssystemeinrichten. Zu diesem Zweck
werden eine Bestandsaufnahme der Bauwerke durchgeführt und die Daten in dieses System
eingegeben. Eine der wichtigsten Grundlagendafür stellt die digitaleKatastralmappe dar. Um
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die Aktualität des Baubestandes zu erhalten, ist die Einmessungaller relevantenBestandsände­
rungen notwendig. Bei einem Neu- oder Zubau ist ein Plan von einem befugten Fachmann
(Vermessungsbefugte im Sinne des § 1 des Liegenschaftsgesetzes,BGBI.Nr. 311930 i.d.F.
BGBI.Nr. 343/1989, und Technische Büros für Vermessungswesen)vorzulegen, der der Ver­
messungsverordnung,BGBl.Nr. 562/1994, zu entsprechenhat.

Wird nur die Lage des Gebäudes aufgenommen,genügt ein Lageplaneines technischen Büros, .
der die Gebäudeeckenin Gauß-Krüger Koordinaten im Landessystemwiedergibt.

Sollten die Grundstücksgrenzen noch nicht vermessen sein, ist auch diesbezüglich ein Lage­
plan erforderlich.Ein Plan zur Festlegung der Grundstücksgrenzedarf nur von den im § 1 Lie­
genschaftsteilungsgesetz, BGBI.Nr. 3/1930 i.d.F. BGBl.Nr. 34311989, genannten Vermes­
sungsbefugtenerstellt werden.

Bei teilweisem Abbruch ist kein Lageplan erforderlich,es genügt eine entsprechend ausgefer­
tigte Kepie der Katastralmappe, aus der die Veränderungersichtlichist.,

. -
Die'Übermitthing einer Planausfertigungan das Vermessungsamtisterforderlich, damit diese
Änderung in die digitaleKatastralmappe eingearbeitetwerden kann, die die Grundlage für das
geographische Informationssystemdarstellt.

Ein Abbruch, für den kein Lageplan erstellt werden muß, ist von der Baubehörde ebenfalls
dem Vermessungsamtzu melden,um die Aktualisierungdes Baubestandesdurchzufiihren.

Die Vermessung eines Einfamilienhausesdurch einen Fachmann kostet laut den eingeholten
Auskünften ca. S 2.000,-. Sollten die Grundstücksgrenzennoch nicht vermessen sein, ist mit
höheren Kosten zu rechnen. Die Vermessungeines Grundstückesvor der Verbauung war aber
auch schon vor Erlassung dieser Gesetzesbestimmungnotwendig.

Zu § 28:

Diese Bestimmungen geben der Baubehörde die Möglichkeit, die technisch einwandfreie
Durchfiihrungdes Bauvorhabens - auch stufenweise- zu überprüfen.

Zu § 29:
Diese Bestimmung sieht die wichtigste Aufgabe der Baupolizei in der Beseitigung der Mängel
und nicht in der Beseitigung eines mangelhaftenBaues. Nur wenn ein festgestellter Mangel
über Aufforderung nicht beseitigt wird, muß die Baubehörde mit stärkeren Mitteln eingreifen.
Die Beseitigung hat sich zunächst nur auf den mangelhaftenTeil zu beziehen. Die Beseitigung
des ganzen Baues und die Herstellung des ursprünglichenZustandes ist nur anzuordnen, wenn
eine andere Lösung unmöglichist.
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Zu § 30:

Der Bauträger kann die Überprüfung des Gebäudes nach Fertigstellung durch einen befugten
Fachmann durchfiihren lassen. Tut er das nicht, hat die Behörde die Überprüfung durch einen
Bausachverständigen zu veranlassen; der Bürgermeister bzw. ein Vertreter der Baubehörde
muß dabei nicht anwesend sein. Für Bauwerke ist keine Benützungsfreigabeerforderlich. Ge­
mäß § 28 Abs. 1 kann sich die Baubehörde aberjederzeit von der vorschriftsgemäßenAusfüh­
rung überzeugen. Soweit in anderen Vorschriften auf die Benützungsbewilligungabgestellt.
wird, gilt die Benützungsfreigabe als Benützungsbewilligung.

Zu § 31:

Im Abs. 1 ist die Verpflichtungnormiert, Bauten in konsensgemäßemZustand zu erhalten und
auftretende Baugebrechen zu beseitigen. Ein Baugebrechen ist dann gegeben, wenn sich der
Bauzustand in einer Weise verschlechtert hat, daß die öffentlichenInteressen berührt und da­
her ein baupolizeilichesEinschreitenerforderlichist.

Während der Abbruch eines konsenswidrigenBaues (sofern der.Konsens~cJt~nachträglicher­
wirkt wird) jedenfalls angeordnet werden kann, darf die Baubehörde bei Vorharidenseineines
bloßen Baugebrechens nur dann einschreiten,wenn und insoweit es wegen baupolizeilicher-In­
teressen notwendig ist, wobei auf Abbruchnur im äußersten Fall erkannt werden darf.

Sicherungsmaßnahmengemäß Abs. 3 können insbesondere die Räumung von Gebäuden, ein
Benützungsverbot oder technische Maßnahmensein.

Abs. 5 enthält Bestimmungenüber die AusübungunmittelbarerBefehls-und Zwangsgewalt.

Zu § 32:

Bauvorhaben, die schon vor langer Zeit bewilligt wurden, entsprechen oft nicht mehr dem
Stand der Technik, der geänderten Widmungdes entsprechendenGebietes oder dem allgemei­
nen Lebensstandard. Die Behörde erhält durch diese Bestimmung die Möglichkeit, im Falle
von Gefährdungen oder unzumutbaren Belästigungendiese auch nachträglich durch Auflagen
zu beseitigen.

Zu § 33:

Art. 118 Abs. 1 B-VG bzw. § 50 der BurgenländischenGemeindeordnungumschreiben den
Wirkungsbereich der Gemeinde als einen eigenen und einen übertragenen. Art. 118 Abs. 2
B-VG bzw. § 51 Abs. 1 der BurgenländischenGemeindeordnungdefinierenden eigenen Wir­
kungsbereichwie folgt:

a) die Aufgaben müssen im ausschließlichenoder überwiegenden Interesse der in der Ge­
meinde verkörperten örtlichen Gemeinschaftliegen,

b) die Aufgaben müssen geeignet sein, durch die Gemeinschaftbesorgt zu werden,
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c) die Beschränkungdes eigenenWirkungsbereichesauf die örtlichenGrenzen.

In allenjenen Fällen, die in den eigenenWirkungsbereichder Gemeindefallen, entscheidetdie
Gemeindegemäß Art. 118 Abs. 4 B-VG durch ihre eigenenOrgane, ohne daß ein Rechtszug
an eine Behörde außerhalb der Gemeindezulässigist. Zulässigist lediglichdie Vorstellungge­
mäß Art. 119 a Abs. 5 B-VG, die nach Erschöpfungdes innergemeindlichenInstanzenzuges
an die Aufsichtsbehördezu richten ist.

Nach Art. 15Abs. 5 B-VG fallensämtlicheAkte der Vollziehungin den dort genanntenAnge­
legenheitenin die mittelbareBundesverwaltung.Im Abs. 3 wird daher in den Angelegenheiten
des Art. 15 Abs. 5 B-VG nicht nur eine Ausnahmevon der Zuweisung zum eigenen WIr­
kungsbereichder Gemeindestatuiert, sonderndarüberhinausauchvorgesehen,daß individuel­
le wie generelle Vollzugsakte nach den Vorschriftendes Art. 102 Abs. 1 B-VG (mittelbare
Bundesverwaltung)zu besorgen sind.

Zu §~4~ .: _ .. .'
Gemäß Art.-118 Abs. 2--zweiterSatz B-VG haben die Gesetze, dieder Gemeindezur Besor-

. - ". -
gung im eigenenWirkungsbereichzugewiesenenAufgabenausdrücklichals solchezu bezeich-
nen. Durch diese Bestimmung wird dem Erfordernis der genannten Verfassungsnonn Rech­
nung getragen. Die Ermittlungen für die Entschädigungenfür Grundabtretungenoder für die
Inanspruchnahmefremden Grundes sind Angelegenheitdes Schadenersatzrechtesbzw. des Zi­
vilrechtswesensund fallen daher nicht in den eigenenWIrkungsbereichder Gemeinde. Auch
die Sicherungsmaßnahmenauf Kosten des Eigentümersfallenzufolge ihres Exekutivcharak­
ters nicht in den übertragenen WIrkungsbereich.

Zu § 35:
Die Baubehörde konnte in der VergangenheitihrengesetzlichenAufgabenoft nicht nachkom­
men, weil ihr von den Grundeigentümernder Zutritt verwehrt oder aufgetragene Sicherungs­
maßnahmen mißachtet wurden. Die im Entwurf vorgeseheneMitwirkung der Bundesgendar­
merieund BundespolizeidirektionensolldieseProblemekünftigvermeiden.

Zu § 36:
Die Nichtigerklärung ist ein Eingriff in die Rechtskraft und hat eine Rechtsunsicherheitzur
Folge, andererseits ist sie zur Sanierungvon Verstößen gegen Bestimmungendieses Gesetzes
unbedingt erforderlich. Gemäß § 68 Abs. 4 Z 4 AVG könnenBescheidevon der Oberbehörde
wegen Nichtigkeit aufgehoben werden, wenn sie durch eine Verwaltungsvorschriftmit Nich­
tigkeit bedroht werden. Gemäß § 84 der BurgenländischenGemeindeordnung, LGBl.Nr.
37/1965 i.d.g.F., können auch rechtskräftigeBescheide unter bestimmten Voraussetzungen
von der Aufsichtsbehördeaufgehobenwerden.
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Zu § 37:

Die meisten Verwaltungsstrafverfahren aufgrund baurechtlicher Vorschriften werden wegen
eigenmächtiger Baufiihrung oder wegen Verletzung der Instandhaltungsptlicht durchgefiihrt.

Beides sind Ungehorsamsdelikte, weil zum Tatbestand dieser Verwaltungsübertretungen der

Eintritt eines Schadens oder einer Gefahr nicht gehört und das Baugesetz über das zur Straf­

barkeit erforderliche Verschulden nichts bestimmt.

Die Anhebung des Strafrahmens auf S 300.000,- erscheint gerechtfertigt, wenn manberück­

sichtigt, daß der derzeit geltende Betrag von S 50.000,- bereits 1969 erlassen und seither

nicht mehr erhöht wurde. Die Strafbemessung im allgemeinen ist im § 19 VStG geregelt.

Zu § 38:

Aufgrund des Wegfalls der gesetzlichen Grundlage tritt auch die Burgenländische Wärme­

schutz- und Heizungsverordnung der Landesregierung, LGBI.Nr. 56/1982, außer Kraft. Der

Wärmeschutz soll in der Bautechnikverordnung, die Ausfiihrung von Heizungsanlagen in Zu-

.kunft jedoch in einem eigenen.Heizungsanlagengesetzgeregelt werden.



Burgenländisches Baugesetz 1997

Stellungnahmen
im Bürgerbegutachtungsverfahren

Beilage B
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GEMEINDEAMT NEUBERG IM BURGENLAND
7535 Neuberg im Burgenland 245

Telefon: 03327/2383, Telefax: 03327/2795

Zahl: 030/00-1997

An das
Amt der Bgld. Landesregierung
Landesamtsdirektion - Verfassungsdienst

7001 Eis e n 5 t a d t

Neuberg, am 25.08.97

Betrifft: Baugesetz 1997 - Entwurf, da. Zahl LAD-VD-LI06124-1997; Stellungnahme
der Gemeinde Neuberg

Zu dem im Betreff genannten Gesetzesentwurf wird seitens der Gemeinde Neuberg folgende
Stellungnahme abgegeben bzw. werden folgende Fragen gestellt:

.
§ 2 Zif. 4: Anschüttungen und Niveauveränderungen sind nicht mehr im Baugesetz geregelt;

Frage: Sind Anschüttungen und Niveauänderungen ohne Einbindung des Anrai­
ners nun unbeschränkt möglich?

§ 3 Zif. 5: Frage: Was passiert wenn ortsübliche Belästigungen durch Aussterben eines Be­
rufsstandes wegfallen ? Z.B.Viehhaltung in der Landwirtschaft ?
Ist dann neuerliche Viehhaltung möglich ?

§ 4 Abs. 1 Zif. 2: Halboffene Bebauung - Anbauen ist nur mehr an die Grundgrenze möglich
Frage: Warum nicht mehr wie im § 4 Abs. 1 Zif. 3 alte Bauordnung in der Fas­
sung der umfassenden Novelle auch einen Meter? Vorteil- keine Feuermauer
und damit können Fenster errichtet werden (siehe Erlaß Anlage A zu Zl. VIlI­
7657/111-1994).

§ 13 Dieser äußerst wichtige Paragraph fiel juristisch sehr dürftig aus und wirft viele
Fragen auf
* bis wann muß gemäht werden? - genügt die Antwort des Eigentümers, er werde

am Heiligen Abend mähen?
* wie oft muß jährlich gemäht werden?
* ist die Anordnung mittels Bescheid notwendig?

Wenn ja, Instanzenzug bis zum Verwaltungsgerichtshofund damit jahrelange
Verschleppung ?

* Ist die Einhebung der Kosten des "Zwangmähens" durch Exekution möglich?
* Kann dies alles mittels Verordnung (Gemeinde oder Landesregierung) geregelt

werden?
* wann ist eine BH-Strafe (§ 37) zu verhängen?
* wer entscheidet über einen Streit von behaupteten Beschädigungen ?

AmtderBlJlIleillz:lr~sc~:;:n laodesreglarung
Ein!o~.:; ...-:i..::

8ngel.M'(27.AUG)1997
Zahlu.tI;;.y.f:;?.1.9.~L~9.;..~.~.

VoraIcI /Bei/ogenBeatbe.'br LAQ-VD



Haider Stefan
Kravoglgasse 9
7000 Eisenstadt

Amt der Burgenländischen Landesregierung
Verfassungsdienst

Betr.: Baugesetz 1997
Bürgerbegutachtung

Eisenstadt, am 4. September 1997

2

Ich möchte zum Entwurf des Baugesetzes folgende Stellungnahme abgeben:

Meiner Ansicht nach sollte der Eigentümer von Pflanzen (Bäume, Sträucher etc.) künftig ver­

pflichtet sein, dafür zu sorgen, daß jene Pflanzenteile, die auf das Nachbargrundstück überhän­

gen oder überwuchern, auf seine Kosten entfernt werden. Ansonsten müßte man es weiter ak­

zeptieren, daß einen der Nachbar dadurch belästigt, daß er Pflanzen von seinem Grundstück

bewußt auf das Nachbargrundstück überwuchern läßt und dieser dann die Arbeit damit hat

bzw. die Kosten zu tragen hat, damit die Äste oder sonstigen Pflanzenteile (Domen und Di­

steln) entfernt werden. Dies stellt besonders für ältere und kranken Personen eine unzumutbare

Belastung dar.

lvv. '.l\·~t
Telefonisch wird diese Eingabe anschließend noch wie folgt ergänzt:

Es ist nicht einzusehen. warumEigentümer landwirtschaftlich genutzter
Grundstücke durch das Gesetz über Mindestabstände (LGBI.Nr. 16/1989) geschützt
werden. Eigentümer von Grundflächen im Baulandjedoch nicht.

AmtderBurgenländischenlandesregierung

Eingel.
18.SEP.1997

Zohl .?:f.o.{J;:.l!P.::.?..1g.~hR:.~J:f.};
Vorolct Beilagen Bearbeiter



E-Mail an die
BOV Zentrale des Landhauses
Amt der Bgld. Landesregierung
A-7000 Eisenstadt

]

Kuzmits Alfred Ing.
Waldhofweg 11
A-7000 Eisenstadt

Eisenstadt, 1.9.1997

Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich gratuliere für den mutigen Schritt, über das Medium Internet direkt an die Bürger heranzutreten und diesen
zur Mitarbeit an den Gesetzen seines Landes aufzufordern. Auch wir wollen diese einmalige Chance nutzen und
mit einem für uns als Familie mit Kleinkind existenzbedrohenden Problem an Sie herantreten und hoffen, daß
damit eine Lösung in die neue Bauordnung eingebracht werden kann die auch andere Bauherrn unterstützt und es
einem nicht gut gesinnten Nachbarn unmöglich macht ein Bauvorhaben zu verzögern.

Wir haben folgendes Problem, wie Ihnen die Baubehörde in Eisenstadt (Bürgermeister Ing. Schwarz, Baudirektor
Dipl.Ing. Linortner) bestätigen kann:

Der Seitenabstand von 3m zum Nachbargrundstück wir um lOcm unterschritten. Es ist allen beteiligten Parteien
(auch dem beteiligten Nachbarn) klar, daß dies nicht vorsätzlich geschehen ist In einem amtlichen
Schlichtungsversuch wurde seitens der Baubehörde der Vorschlag gemacht, dieses Problem aus wirtschaftlichen
Gründen nur durch AnkaufNerkauf der notwendigen Fläche beseitigen zu können (etwa 1,sm2). Dies wäre
möglich da das Nachbargrundstück alsgrößtes Grundstück in dieser Siedlung und zudem auch noch unverbaut
ist. Dies würde zwar von uns akzeptiert werden, aber der Nachbar ist an keiner Lösung interessiert und betreibt
eine Verzögerung bis zum Abbruch. Über unseren Anwalt haben wir erfahren, daß dieser Nachbar gar nicht mehr
am Grundstück interessiert sein soll (wahrscheinlich weil er in Tirol wohnhaft ist) und die Anzeige gegen
500.000.- zurückziehen würde. Die Baubehörde sieht scheinbar lt, gültiger BQ keine Möglichkeit dieser
scheinbaren Geldbeschaffungsaktion einen Riegel vorzuziehen. Jetzt stelle man sich vor, dies würde sich
herumsprechen. Neidende Nachbarn gibt es überall.

Zur Vorgeschichte:
Im November 1995 wurde in Eisenstadt um ein Bauvorhaben (Einfamilienhaus) angesucht und dies wurde mit
Bescheid genehmigt Einer der Nachbarn (bereits bei der Bauverhandlung als schwierig herausgestellt) hat im
Laufe des frühen Baufortschrittes die Baubehörde schriftlich ersucht diesen Bau zu überprüfen ob er den
Auflagen entspricht Dies wurde von der Baubehörde später gemeinsam mit dem Bauführer zwar gemacht, aber
wie sich herausstellte scheinbar mangelhaft, der Bauherr wurde über die Amtshandlung nicht informiert und
konnte nicht eingreifen. Dieser wurde erst Monate später von dieser Amtshandlung informiert als die Sache zu
eskalieren begann und dasGebäude bereits einzugsfertig war. Im Konkreten wurde damals bei der Überprüfung
lt, Protokoll ein Seitenabstand vom 3m mit einem Zollstock (I) bis zu einem angeblich bestehenden Zaun
gemacht (Rohbaumaß, ohne Fassade). Dies würde bedeuten, der zaun wäre um mind. lOcm am Nachbargrund
gestanden. Messungen von verschiedenen Instanzen haben aber den bestehenden Zaun als Katastergrenze
bestätigt, und lt, Fotos hat damals kein zaun mehr existiert sondern nur ein paar Zaunpfeiler aus Metall. In der
Zwischenzeit haben wir bereits einen negativen Bescheid der 2. Instanz bekommen und um Vorstellung beim
Amt (Zah1:B-631034-1997) angesucht mit dem Verweis auf 15cm Meßtoleranz lt, Vermessungsordung, da es It.
gültiger BQ nicht einmal für die Baubehörde eine Möglichkeit gibt dieses Problem zu beseitigen. Auch nicht
über AntragsteIlung über z.B. unwesentliche Abweichung von Bebauungsvorschriften.

Folgender Lösungsvorschlag könnte allen Beteiligen aus der Patsche helfen:
a)Eine Gesetzesstelle die es der Baubehörde erlaubt eine geringfügige Unterschreitung des Seitenabstandes zum
Nachbarn unter bestimmten Umständen zu bewilligen.
b)Berücksichtigung der Meßtoleranz It. Vermessungsordnung
c)Verhängen einer Geldstrafe
In der BQ z.B, eines anderen Bundeslandes (Wien) wird die Abweichung von festgelegten Fluchtlinien als
unwesentliche Abweichung von Bebauungsvorschriften definiert (§69 Abs. 1). Gäbe es solch eine Möglichkeit
nicht auch bei uns im Burgenland? Nach Abs. 2 darf die Bebaubarkeit des Nachbargrundstückes nicht



beeinträchtigt werden(ist sie auch nicht!!). Nach Abs. 3 ist die Bewilligung von unwesentlichen Abweichungen
nur über Antrag zulässig. Es dürfen auch keine öffentlichen Interessen dagegen sprechen (tun sie auch nicht. im
Gegenteil- ich habe ein Gewerbe unter der selben Adresse angemeldet). Auch der VwGH teilt die Auffassung.
daß in sachlich gerechtfertigten Fällen eine Ausnahmemöglichkeit im Einzelfall gegeben werden soll. Auch daß
im Interessedes Ortsbildes ein die Baulinie überragendes Gebäude bestehend bleiben soll.

Um unser Problem und auch daß anderer Bauwerber im Bgld zu beseitigen. sollte es doch in der BO eine
Möglichkeit geben. daß die Baubehörde über ein Bauvorhaben entscheiden kann wenn der Nachbar zu keiner
Lösung bereit ist und das Bauvorhaben durch den Nachbarn dadurch verzögert wird. ·Ich sehe ein. daß der
vorsätzlichen Nutzung dieser Ausnahmemöglichkeit ein Riegel vorgeschoben werden muß. aber ginge daß nicht
auch über eine Geldstrafe die wenigstens der Gemeinde zugute kommt und nicht der Nachbar daran verdient?

Bei einer weiteren Eskalation der Situation. zu der wir als Bauherrn nichts beigetragen haben. WÜrdenwir als
Familie mit Kleinkind auf der Straße sitzen. und da ich bereits ein Gewerbe (Industrie mit Entwicklungsaufwand)
von Wien nach Eisenstadt (selbe Wohnadrcsse) übersiedelt habe wäre auch der Industriestandort Eisenstadt in
Gefahr.

Ich bin gerne zu weiteren Information bereit und über eine Antwort dankbar.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

Kuzmits Alfred Ing
Waldhofweg 11
A-7000 Eisenstadt
Tel privat: (02682)75360 Büro: (1) 21122-553

AmtderBurgealandlschen~

Eingel.
18.SEPt1997

Zohl.f.f).q-::.ljf!::?'.~~ , I~o-t1!h..................
Vorokt Beilagen Bearbeiter

)



A.CTIO PR.IVA..TA.
DipL log. Helmut Grosina, Ignaz Till Straße 7/112, A-7000 Eisenstadt, Tel.:+43-2682-65916, 31.08.9710:33

Burgenländisches Baugesetz 1997
Bürgerbeteiligung

Grundlage: Entwurf, erhalten am 28.08.97
Landhaus, Informationsstelle

Gesamteindruck:

Besonders auffallend ist die einfache, verständliche Sprache. Es ist wohltuend, ein Gesetz auf

diese Weise formuliert zu sehen. Inhaltlich fällt die liberale Haltung auf, die als zukunftswei­

send gelten kann. Nur wenn es gelingt, mit mehr Eigenverantwortung und "weniger Staat"

auszukommen, wird es möglich sein, die Herausforderungen der Zeit zu bewältigen.

Einzelhinweise:

In § 6, Abs. 2 suggeriert die Formulierung eine Pflicht zum Errichten von Schutzräumen. Ich

schlage daher folgende Formulierung vor: "Schutzräume sind nach den Bestimmungen der

Verordnung zu errichten, die die Landesregierung nach den fachlichen Erkenntnissen und

Erfahrungen des Zivilschutzes zu erlassen hat. Bis dahin gilt die Verordnung der Landesregie­

rung ... weiter".

Der Satz .Die näheren Vorschriften ..." ist überflüssig.

Dementsprechend sollte der Abs. 3 lauten: "Gebietskörperschaften sind verpflichtet ...",

Aus § 8, Abs. 3 kann herausgelesen werden, daß ein unmittelbarer Zusammenhang mit der

Baubewilligung besteht. Ich schlage daher statt ,,mit der Baubewilligung oder mit gesonder­

tem schriftlichen Bescheid" folgende Formulierung vor: " ... und ist mit schriftlichem Be­

scheid, gegebenenfalls gemeinsam mit der Baubewilligung, auszusprechen."

Für § 9 sollte ein anderer Titel gefunden werden. "Tragung" ist wahrlich kein schönes Wort.

Kann man es nicht (gemeinsam mit dem Artikel vor .Kosten") einfach weglassen? In Abs. 2

werden als Kriterien der zu erwartende Verkehr und die straßenbautechnischen Erkenntnisse

genannt. Das ist überflüssig und sollte entfallen. Wenn schon Kriterien, dann doch eher die

Bedürfnisse der Anrainer, keinesfalls aber eine Verkehrsprognose!



Abs. 6 sollte etwas klarer gefaßt werden ("und", noch dazu trotz Subjektwechsels ohne Bei­

strich davor, scheint nicht ganz treffend): W.· nicht von der Gemeinde errichtet, aber ganz oder

teilweise von ihr bezahlt, so kann sie entsprechend den vorstehenden Absätzen Beiträge vor­

schreiben."

In § 10, Abs. 3 wäre statt "sich ergebende Überzahlung" schöner: w .. , ist im Falle einer über­

zahlung diese ohne Zinsen ...".

§ 11: .Dulden" wäre schöner als "Duldung"; Abs. 5 könnte statt " ... durch diese bestimmten

Weise ..." lauten: " ... verpflichtet, die zugewiesenen Orientierungsnummem auf seine Kosten

nach den Vorschriften der Behörde anzubringen."

Zu § 12: Wenn in Abs. 1 "Betreten" (richtig) verwendet wird, sollte auch .Benützen" statt

.Benützung" gewählt werden. Das gilt auch für die überschrift.

Zu § 13 mache ich folgenden Formulierungsvorschlag: " ... sind vom Eigentümer oder Nut­

zungsberechtigten in einem Zustand zu halten, in dem dasOrtsbild nicht beeinträchtigt wird

und Personen und Sachen nicht gefährdet werden."

§ 32 bereitet mir etwas Sorge. Ich nehme aber an, daß die Gefahr, nachträglich allerlei Vor­

schreibungen ausgesetzt zu werden, eher gering ist. Irgendeine Sicherheit sollte aber bestehen.

Ähnliche Sorgen habe ich - bei allem Verständnis für die Sache - bei den Bestimmungen des

§ 36.

Schlußbemerkung:

Die zahlreichen positiven Eindrücke hätten sicher auch gesonderte Bemerkung verdient, wie

zum Beispiel die Definition der Nachbarschaft und so weiter, ich habe mich aber auf Vor­

schläge beschränkt, die vielleicht da oder dort noch eine kleine Verbesserung bringen können.

Mit freundlichen Grüßen

derBurgenländischenlandesregierung

gel. 18.SEP.1997
,1(.l(jJ:;.~e:;.?~.q.~L~Q.;:.1S.f!:.

lorokt Beilagen Bearbeiter
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Dr. Porics

etreff:
ntwurf eines Bgld. Baugesetzes 1997,

Ürgerbegutachtungsyerfahren

ehr geehrte Herren!

um Entwurf eines Gesetzes, mit dem Bauvorschriften für das Burgenland erlassen werden

3urgenländisches Baugesetz 1997 - Bgld. BauG), erlauben wir uns, wie folgt Stellung zu

ehmen:

trundsätzlich ist der Entwurf hinsichtlich der AktLialisierung und Modernisierung der baurecht­

chen Normen zu begrüßen. Auch die Kürzung der bewilligungspflichtigen Bauvorhaben und

ine Verfahrenschleunigung sind im Interesse einer Verwaltungsvereinfachung und Bürgernä­

e zu befürworten.

iessen unbeschadet, erlauben wir uns, zur Baurechtsreform folgendes anzumerken:

DVR: 0004421 I Aktiengesellschaft mit Sitz in Eisenstadt, reg. beim LG Eisenstadt unter FN 126805 d, UID: ATU 14704603
BANKVERBINDUNGEN: Creditanstalt-Bankverein, Filiale Eisenstadt, Kto. 8~20900. Bank Burgenland, Kto. 91()"130-026IOO.
Bank Austria, Filiale Eisenstadt, Kto. 421010307, PSK-Bank, Kto. 9530100, Raiffeisenlandesbank Burgenland, Kto. 1006105

L:'AMIPRO\PORICS\lAMTS.SAM
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roblernattk der ParteisteIlung der Leitungs- und Servitutsberechtigten im Bauverfahren - Er­

chtung von Bauwerken im Schutzbereich von elektrischen Lejtungsanlagen

lie Bgld. Bauordnung, wie auch der Entwurf eines Bgld. Baugesetzes (kurz: BauG) sehen im

auverfahren für den Eigentümer einer elektrischen Leitung (Leitungs- oder Servitutsberech­

~ter) eine ParteisteIlung niQ.b1vor.

allweise werden wir zu Bauverhandlungen geladen. Insofern können wir zum Schutz unserer

eitung vor Beeinträchtigung durch den Bau (ÖVE-Vorschriften, Bauten im Schutzbereich

lektrischer Leitungsanlagen) unsere Einwendungen vorbringen. Eine formalrechtliche Beteili­

u.ngan dem Verfahren (§ 8 AVG) kommt uns dabei ebenso wenig zu, wie in einem solchen

eltend zu machende Rechtsansprüche aus dem Vertrag (Dienstbarkeitsvertrag, Bauvertrag,

escheid bei Einräumung von Leitungsrechten nach dem Bgld. Starkstromwegegesetz).

ehlende Informationen der Baubehörde, wie auch des Bauwerbers über Baumaßnahmen im

chutzbereich von Leitungen haben schon zu einer Gefährdung für das Leben und der kör­

erlichen Sicherheit von Menschen und zur Verletzung unserer Rechte geführt (insb. die Ko­

ten der Wiederherstellung des Sicherheitsabstandes des Bauwerkes zur Leitung). Angesichts

er möglichen Gefährdung der öffentlichen Sicherheit durch derartige Vorgangsweisen ver­

reisen wir auf unser beiliegendes Schreiben vom 97-06-23.

Im die Einhaltung insbesondere der elektrotechn. Vorschriften als subjektives Recht im Bau­

erfahren geltend machen zu können, könnte dem Servitutsberechtigten (EVU) im BauG "Le­

alparteistellung" eingeräumt werden.

'on dieser rechtspolitischen Forderung wird im Gesetzesentwurf (§ 21 Parteien- und Nach­

arbaurecht) Abstand genommen.

ür den Fall einer bestehenden Leitung auf seinem Baugrundstück (Erdkabelleitung, Freilei­

mg) sollte sich der Bauwerber spätestens zum Zeitpunkt des Ansuchens bei der Baubehörde

ewußt sein, daß er sich insbesondere aus Gründen der Sicherstellung der erforderlichen

1aßnahmen betreffend die Einhaltung der Vorschriften über die elektrotechn. Sicherheit

JVE-Vorschriften) mit dem EVU um eine Regelung (Leitungsverlegung, Leitungserhöhung

.a.) bemühen müßte.

lnser Vorschlag geht nun dahin, daß in den für das Bauvorhaben erforderlichen Unterlagen

.lIfällige elektrische Leitungsanlagen mit dazugehörigen Schutzbereichen auf dem Baugrund­

tück darzustellen sind.
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n concreto hätte der Lageplan, die ober- und unterirdischen elektrischen Leitungsanlagen auf

lern BaugrundstÜck und dem NachbargrundstÜck, soweit sie für die Beurteilung des Bauyor­

labens maßgeblich sind, auszuweisen (z.B. Schutzbereich der elektrischen Leitungsanlage

luf dem Nachbargrundstück kann sich auch auf das Baugrundstück erstrecken).

~u diesem Zweck müßten § 17 Absatz 2 BauG (Anzeigeverfahren) und § 18 Absatz 2 BauG

Bewilligungsverfahren) um obzitierten Passus ergänzt werden.

1 eventu könnte auch die Generalklausel im § 3 Ziffer 6 BauG diesbezüglich ergänzt werden

Baupolizeiliche Maßnahme),

Vas für die elektrischen Leitungsanlagen gilt, sollte auch für andere Versorgungsleitungen

leiten (z.B, Gasleitungen),

~uf alle Fälle wäre ein Hinweis für den Bauwerber Über vorgenannte notwendige Regelung bei

ler Einholung von Ausküntten bei der Baubehörde Über die rechtlichen Grundlagen der Be­

aubarkelt des Grundstücks zweckmäßig ("Merkblatt").

Vir bitten um BerÜcksichtigung unseres Vorschlages nicht nur im Interesse der Sicherheit des

tauwerbers, sondern auch im Hinblick auf die öffentliche Stromversorgung,

Beilage

AmtderBurcenländischenLandre5rcgierung
EinlaufsteIle

E' I ~g. \
IOg~ . ~, SEP,19]1

Zahl../d!ffl~.~gr:.LJ.Q~ ...9.:::.~.U}
."-'- ----

Vorok! Beiloge~ , er:.jJ'~

Mit freundlichen GrÜßen

BurgenländischeElektrizitätswirtschafts­
Aktiengesellschaft(BEWAG)

RecrttsabteIluna

.« k()-QMov:~ ,.4./f1.A'c--->
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Be.,belle.

01 Geiswinkler

'eH:
~iligtenstellung der BEWAG bei Bauverhandlungen

Ir geehrte Damen und Herrenl

; positiver Erfahrung wird seit langer Zeit die BEWAG als Beteiligte von allen Gemeinden

Bauverllandlungen geladen. Einerseits geht es bei Neubauten um die elektrische Erschlie­

19 der Objekte. andererseits kann es im Zuge von Bauführungen zu Gefahrenzuständen

Annäherung an Freileitungen oder Erdkabel kommen.

chdern die BEWAG in der Regel bei diesen Bauverfahren keine ParteiensteIlung hat. wird

trotzdem aus vorgenannten Gründen zu den Bauverhandlungen als Beteiligte geladen. In

. letzten Zeit wurde von der BEWAG festgestellt, daß bei Bauverhandlungen. welche die

meinden an die Bezirkshauptmannschaften delegiert haben, in der Regel die BEWAG nicht

aden wird.

s Gründen der Verfahrensvereinfachung wird die Landesamtsdirektion ersucht, die Be­

cshauptrnannschalten darauf hinzuweisen, die zuständigen BEWAG-Bezirksstellen aus den

'gelegten Gründen zu allen Bauverhandlungen als Beteiligte zu laden.

,'.::r-
T).,-' e
~65.J 2. 3 t, ..r ,.
~ 7 I I • , 1-...
~L.C";

~:1 ..
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Mag. Dr. Johann Veraszto
Hofrat

A-7472 Schandorf 156
Tel.: 03364/2251

3.9.1997

B~ld. BauG - Anregungen

An das
Amt der Burgenländischen Landesregierung

LAD

7000 Eisenstadt

28:

2l( 1):

7. § 20:

3. § 13:

4. §

Zum Entwur~ des Baugesetzes erlaube ich mir folg~nde Anregungen
und Bemerkungen vorzutragen:
1. § 2(4): Zum Bauvorhaben gehört auch der AbbruCh Ton Gebäuden

oder Bauwerken --Ein Bauvorhaben ist eine Maßnahme, die
Gegenstand eines Bauansuchens ist VwGHZl. 65/74.
§ 20 sieht ein Abbruchbewilligungsverfahren Tor.

2. § 4(3): Im § 21 (1) Z. 2 ist der "Nachbar" definiert. Es erscheint
mir völli~ überflüssig, daß der ältere Begriff "Anrainer",
auch in Zusammensetzungen, verwendet wird. Entweder
Nachbar oder Anrainer, zumal die bisherige Judikatur
unter Nachbar mehr Tersteht als nur jemanden, mit dem
man geJEinsamen "Rain" hat. § 17(2) typisch: "angrenzenden
Nachbarn" und "Anraineryerzeichnis". Auch andere Stellen
im Ent~~f verwenden beide Begriffe.
. Was ist unter" schriftlicher Anordnung" zu verstehen?
Ein Bescheid? Ist ein Rechtsmittel ausgeschlossen?

l7El):Was ist unter "Wohnnutzfläche" zu verstehen? Oder unter
Nutzfläche? Hinweis auf § 5 Kanalabgabesesetz wege~/A ..I ~~_'
möglicher Verwal tungsvere infachung! ~~ . ~ ..(T(2.,~~U'1bru"1'

(2) und (4): "angrenzende Nachbarn" 1st ein Pleonasmus,
aa~ können die Nachbarn nicht angrenzen, daher:
••• der Eigentümer aller an das Baugrundstück angrenzenden
Grundstücke, siehe § 21 (1) Z. 2. s.§ 24

5. § 18(8): "Abänderungen"- meiner Meinung nach besser: Änderungen/
6. § 19: Es wäre zu unterscheiden nach der Frist für den Beginn

der Durchführung und der Frist für die Vollendun! des
Vorhabens.
"wegen baupolizeilicher GrUnde" soll wohl heißen:
aus baupolizeilichen Interessen.
Gilt § 20 nur !Ur Gebäude und nicht auch für Bauwerke?

§ Um es noch deutlicher zu machen:
••... Baugrundstück unmittelbar angrenz~en Grundstücke .•.•

§ 26: Gil t d:i es nur für Gebäude?
§ 27 (3): "benachbarte Grundstücke", besser: angrenzenden Baugrund­

stücke •.•••
§ " Übertretung" im strafrechtlichen Sinn ? Sonst Würde

ich von Baumängel sprechen.

./ .



§ 28(2):

§ ~9( 2):

"und sind auf"- holprig.Besser: auch sind auf Verlangen

"die Herstellung des rechtmäßigen Zustandes"­
Vielleicht besser: Beseitigung des rechtswidrigen Zu­
standes oder Wiederherstellung des rechtmäßigen
früheren Zustandes.

Hochachtungsvoll

ArmdarBurgan:~;l~:~"::"., ~ndesraaienJng
{ , .

C;ngel.I1.3'(_5)SEP.1997 -

Zl:'hJ.k!}R:••'!f.:l~J9.~!.~~.:.~~~.

VOI'O\d
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Bemerkungen zum BurgeD1äD.dJschen Baugesetz 1997

§1 Abs2. Vom Geltungsbereich dieses Gesetzes sind insbesondere
ausgenommen:

Lit4.: Bauwerke im Zusammenhang mit Ver- und Entsorgungsleitungen,
welche nachweisHch keinerlei Beeinträchtlgung von Personen
und Sachen hervorrufen, ausgenommen Kläranlagen.

Anmerkung: Von den in den erläuternden Bemerkungen angeführten
Fallbeispielen sind insbesondere Pumpstationen-LännbeUistigung,
Transfonnatorenstationen,Masten insb.Funk, Stromleitungen ­
Elektrosmog und Gasleistungen - ExplDsfDnsgefahr bedenklich.

§2 Abs5.: Baugrundstücke sind Grundstücke, die für Bauvorhaben
It.FlächenwidmungsplaD vorgesehen und geeignet sind.

§3 Abs3.: Bauvorhaben sind nur zulässig, wenn sie nach Maßgabe des
Verwendungszweckes (dem StaAd de,. Teeh.-uk), insbesondere bezüglich
a.)Festigkeit und Standsicherheit
b.)Benützungssicherheit und Barrierefreiheit
c.)Wärme-, Schall- und Brandschutz
d.)Gesundheit und Hygiene
c.)Feuchtigkeitsschutz und Energieeinsparung
, entsprechen.

Anmerkung: Sicherlich entstehender Widerspruch Stand der Technik zu lt.Abs2.
erlassenen Verordnungen, da Stand der Technik sich laufend
weiterentwickelt.
In den erläuternden Bemerkungen angeführter Bausachverständiger
bedarf einer Definition, wie Zfvfftechnlker und/odsr Ba.umelster.

§5 Technische Bauvorschriften
Anmerkung: Die Bautechnikverordung ist unbedingt gleichzeit mit dem Baugesetz

zu erlassen, da ansonst bezüglich den in §3Abs3. angeführten
Punkten ein rechtloser Zustand bis zum Erlaß der VO besteht.

§6 Abs2.: Die Landesregierung hat durch Verordnung unter Zugrundelegung der
fachlichen Erkenntnisse und Erfahrungen auf dem Gebiete des
Zivilschutzes nähere Vorschriften zu erlassen, die bei der Errichtung
von Schutzräumen einzuhalten sind. Die näheren Vorschriften für die
Errichtung von Schutzräumen sind durch Verordung der
Landesregierung zu regeln. (Bis fIR,l,. Erlfl6s'WAg eiRe" deRilrtigeR



VeF6rd~Ag gilt die VeF6m~ng der La1VlesregieFUAg ven 29.S.1985
LCBLftfF.27/1985, als ls1Vlesgesetsliehe Regel~Ag weiter.)

Anmerkung: Derzeit laufende und It.§38 nicht aufgehobene Geltung der o.a. VO.
Diese entspricht aber NICHT mehr dem Stand der Technik:
Technische Richtlinien Schutzraumbau Herausgegeben vom
Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten und den
Önormen S6001 und ff, und ist rasehest Neuauszuarbeiten.

§8 Abs 1.: Die Eigentümer von Grundstücken im Bauland haben Grundflächen,
die für die Aufschließung von Baugrundstücken oder zur
Verbreiterung bestehender {jffentlicher Verkehrsjlächen benötigt
werden, nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen an die Gemeinde
abzutreten (öffentliche Gut).

Abs6.: Wird das Baugrundstück an mehr als einer Seite von vorgesehenen
oder bestehenden Verkehrsflächen begrenzt, ist für die Hälfe der
entschädigungslos abzutretenden, handelt es sich um eiDe
Verbreiterung bestehender öffentUcher Verkehrsflächen und
wurde bereits eiDmal unentgeltUch abgetreten, ist für die
gesamte Grundflächen von der Gemeinde eine Entschädigung zu
leisten (Abs.7).

Anmerkung: Bei der erstmaligen Abtretung steht die Abtretung in einem
sachlichen Verhältnis zu den Aufschließungsvorteilen, dies kann bei
einer nochmaligen Abtretung nicht mehr vorgebracht werden und
kann dadurch als Enteigung gewertet werden.

Abs7.: Grundlage für die Ermittlung der zu leistenden Entschädigung ist der
Verkehrswert der abzutretenden Grundfläche einschließlich darauf
bestehender Bauten im Zeitpunkt der Erlassung des Bescheides über
die Abtretungsverpflichtung. Bei Leitungen und Schächte sind die für
die Verlegung erforderlichen Kosten zu ersetzen. Wenn die
verbleibende Liegenschaft durch die Abtrennung der abgetretenen
Fläche einen Wertverlust erleidet, ist auch dies bei der Festsetzung
der Entschädigung zu berücksichtigen. Dies gilt auch für Bauten.

Anmerkung: Nach Önorm B2501 Entwässerungsanlagen für Gebäude und
Grundstücke, muß vor verlassen des Grundstückes ein Putzschacht
situiert werden. Durch Veränderung der Grundgrenzen kann diesem
nicht mehr entsprochen werden.

§9Abs6.: Wird eine öffentliche Verkehrsfläche nicht von der Gemeinde errichtet
und hat die Gemeinde die Kosten für die Aufschließungsmaßnahmen
ganz oder teilweise getragen, so kann die Gemeinde Beiträge zu den
ihr erwachsenen Kosten nach Maßgabe der vorstehenden Absätze
vorschreiben.

Anmerkung: Dadurch keine Tragung der Kosten für Aufschließungsmaßnahmen
durch die Anrainer bei Bundes- und Landesstraßen. Problempunkt
der Gleichberechtigung der Anrainer gegeben. Lösungsmöglichkeit
noch auszuarbeiten.

§26 Einmeßpflicht für Gebäude
Die Eigentümer oon Gr=wRdsttleken &inS fler=pflieRtet,der BmlbehBrde mit
der Fertigstell~AgSa1"li5Bige r§gG} einen ksgeplsn oon eiAe1fl befugteR
FaeRmaRA Qber die lageAehtige DsR3teUf>lAgder Ge9suss in sweifsehßr



AW&feFtiguRg w'lBttlegeJ'lo Der Bauwerber ist verpmchet zwei
Lagepläne mit aUen relevanten EckpuDkten des Gebäudes iD
Gauß-Krüger KoordiDaten im LllDdessystem, unter
Zugrundenahme des PlaDes der GnlndstücksgrellZen dem
Ansuchen nach 117 aDZelgungspmchtlge Bauvorhaben und 118
bewilllgungspmchtige Bauvorhaben aDZIlschlleßen. Diese
Lagepläne können von aUen zur PlaDung befugten Personell
ersteUt werden. Die Baubehörde hat einen Lageplan den zuständigen
Vennessungsamt zu übermitteln.

ADmerkung: Erhebliche Mehrkosten (lt. erläuternden Bemerkungen) von ca.
2.000,-ATS stehen den Vereinfachungseinsparungen von [lt,
erläuternden Bemerkungen) ca. 25% der derzeitigen
Baubewilligungskosten gegenüber. Wie in den Bemerkungen
angeführt kommt es zu noch höheren Kosten falls der Plan der
Grundstücksgrenzen noch nicht erstellt wurde, dies ist nur bei
Neuaufschließungen der Fall. Bei Umbauten und bereits
aufgeschlossenen Grundstücken nur sehr selten.
Insbesondere bei Bauungenauigkeiten kommt es durch die
Hinweispflicht des Vennessungsamt auf Gesetzeswidrigkeiten durch
genaueste Feststellung der Gebäudeumrisse zu
Handlungsverpflichtung der Baubehörde die Gesetzmäßigkeit
herzustellen. Dies bedingt die Ausnützung des §29 Mangelhafte und
nichtgenehmigte Bauführung trotz Zustimmung und
Nichtbeanstandung durch die Anrainer und dadurch erheblichen
Schwierigkeiten des Bürgermeisters.

§30 Der Bauträger hat die Fertigstellung des Gebäudes bei der
Baubehörde anzuzeigen. Der Fertigstellungsanzeige sind zwei
Lagepläne (§26), Rauchfangbefunde und ein
Schlußüberprüfungsprotokoll eines zur Ausführung von Bauten
nach 1202 der GewO (Baumeister) befugten Fachmannes
anzuschließen, in dem dieser mit seiner Unterschrift die
konsensgemäße Ausführung des Bauvorhabens bestätigt. Liegen
Mängel oder .........

§32 Ergibt sich nach konsensgemäßer Fertigstellung eines Bauvorhabens
und Ablauf eiDer miDd. 15 Jähriger Nutzungszeit, daß durch dessen
bestimmungsgemäße Benützung eine Gefährdung von Personen oder
eine unzumutbare Belästigung für die Nachbarn eintritt, hat sie
Baubehörde nach Durchführung einer mündlichen Verhandlung an
Ort und Stelle unter Beiziehung der erforderlichen Sachverständigen
dem Eigentümer entsprechende Auflagen mit Bescheid
vorzuschreiben, die geeignet sind, die Gefährdung oder die
unzumutbare Belästigung zu beseitigen. Soweit solche Auflagen nicht
dem Schutz des Lebens, der Gesundheit oder Sicherheit von Personen
dienen, müssen sie wirtschaftlich zumutbar sein.

Anmerkung: Unbedingt Zeitangabe erforderlich um Rechtssicherheit von
Bescheiden zu erhalten, da dies ein Eingriff in bestehende Rechte
bedeutet und sicherlich nicht vor Ablauf der Abschreibungszeit
sinnvoll anzusehen ist, wobei insbesondere die Problematik
Annäherung von Wohnbauten an bestehende Gewerbe- und
Industriegebiete zu beachten ist.



§37Abs3.: Hat der Täter vorsätzlich gehandelt oder ist er schon wiederholt wegen
Übertretungen dieses Gesetzes bestraft worden, kann unter
Berücksichtigung der Verhältnismäßigkeit mit der Strafe gleichzeitig
der Verfall jener iD seinem Besitz beflDclUchen, noch Dicht
verarbeiteten Baustoffe, Werkzeuge und Baueinrichtungen
ausgesprochen werden, die Gegenstand oder Mittel der Übertretung
waren.

Anmerkung: Problematik des Liefereigentumvorbehaltes "Ware bleibt Eigentum
des Lieferanten bis vollständiger Bezahlung" und bei Werkzeug- und
Baueinrichtungsliesingverträgen. Sehr schwer handbar da jedesmal
Eigentumsüberprüfung durchzuführen ist.

Erläuternde Bemerkungen:

Seite2: Kap.I,Abs.4:
Ein eigenes Bauplatzerklärungsverfahren ist nicht mehr vorgesehen,
der Bewilligungswerber hat sich vor Planungsbeginn bei der Behörde
über die Bebauungsvorschriften, unter Erhalt eiDes von der
Behörde gestempelten Auszuges des Flächenwidmungs- und
Bebauungsplanes, zu erkundigen.

Seite 2:Kap.I,Abs.7:
Bei den Nachbarn wird die Partei stellung auf die Eigentümer der
unmittelbar angrenzenden Grundstücke eingeschränkt, da sich .....

Anmerkung: Durch den §21Absl. und die dadurch vorgenommene Einschränkung
der Anrainerrechte entstehen Probleme sobald der §3Abs5. weiter
ausgelegt wird für die vis ä via Nachbarn. (z.B. Parkplatz sobald
Fuhrunternehmer Besitzer der angrenzenden Grundstücke ist, usw.)

Seite 3: Kap.I,Abs.4:
Die Bestimmungen über Gebäudehöhen und Bebauungsdichte haben
sich in der Praxis zwar als weitgehend entbehrlich herausgestellt und
sind im Entwurf daher nicht mehr enthalten, es besteht jedoch
weiterhin die Möglichkeit, diese Angelegenheiten in Bebauungsplänen
bzw. -richtlinien zu regeln.

Anmerkung: Regelungen über die Gebäudehöhe sind unbedingt erforderlich, da
durch den Weckfall der vis ä via Nachbarrechte diese im Recht der
ausreichenden Belichtung gefährdet sind. z.B. Gebäudehöhe über
Straßenfluchtlinienabstand + Brüstungshöhe.

Dies sind die mir bei der Durcharbeitung des vorliegenden Entwurfes aufgefallenen
Punkte. Ich ersuche hiermit um Anbringung der Ergänzungsteile und Einarbeitung
durch die Landesregierung.

Mit freundlichen Grüßen

Ing.Johannes Weghofer r "1203l,e~EIJI Uatutylh~Ol

j



Marktgemeinde
Unterfrauenhaid

Bezirk Oberpullendorf, Bgld.
Hauptstraße 28,7321 Unterfrauenhaid
Tel.: 02619n213 Fax: 02619n620

Unterfrauenhaid, am 11. September 1997
An das
Amt der Bgld. Landesregierung
Landesamtsdirektion
7000 Eisenstadt

Zahl: 030011997
Betreff: Zl. LAD-VD-L 106/24-1997 Bürgerbegutachtung über EntwurfBgld.Baugesetz 1997

Stellungnahme

Zum Entwurf des in Bürgerbegutachtung befindlichen Bgld. Baugesetzes 1997 wird zum § 26
folgende Stellungnahme abgegeben:
Die Vorlage eines Lageplanes über die lagerichtige Darstellung der Gebäude würde nur
zusätzlich hohe Kosten für die Eigentümer bzw. die Bauwerber der Grundstücke hervorrufen.
Wenn das Land Burgenland eine Bestandsaufnahme der Bauwerke wünscht, um die Daten in
ein geographisches Informationssystem einzugeben, soll das Land dafür auch die Kosten
tragen.
Anderenfalls wäre der § 26 ersatzlos zu streichen.

Mit freundlichem Gruß

Ummermayer Erich

AmtderBurgan:Jr.'::;;:;'::~ti;1 ~d6srcglerung
E;~i ...~.· .. ·I~

Eingel..'18,(17.)SEP.1997

Zahl.lr'Jj(J.:;.y.p.~?-.1aAljQd!tt....

VoraIcI I Beilagen~ Bearbeiter



c::::8::;~::"? ronald.p.gangol@aon.at on 97.09.14 05:26:27

An: post vdILAD-VDIBLRG/AT
Kopie:
Thema: bauordnung

bei der neuen bauordnung finde ich die trennung zwischen den
behördenverfahren und den technischen vorqaben besonders gut
durchdacht.
ich würde mich aber auch noch über die -Bautechnikverordnung­
im internet freuen ..

f'Ür die zukunft:
man sollte die präsentation von gesetzen nicht nur an einem
musterbeispiel vorzeigen! W'Ünschenswert wären diese -kommentierten- ausgaben auch
für andere gesetze.

mfq
ronald gangol

AmtderBurgenländischenlandesregierung

Eingel. 18.SEP.1997
Zahl ..ff.!P::.~I};.t..1.r?~t~Q.-;.fl~~f..

Voralct Beilagen Bearbeiter
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Gemeinde Badersdorf
7512 Badersdorf, Tel.: 03366n6545, Fax.:03366n6440

Badersdorf, am 10. September 1997

.... &-~ .......... -.- _._.' .----- • - ._-

An das
Amt der Bgld. Landesregierung
Landesamtsdirektion- Verfassungsdienst

Eing61t13,(,'~.SEP.1997

Zoht.0P:Y.fk..~1~.~{~~~tt
7001 Eisenstadt VoraIct 8eilagen

~1N ON
Betr.: Baugesetz 1997- Entwurf, da. Zahl LAD-VD-L106124-1997;Stellungsnahmeder

Gemeinde Badersdorf

Zu dem im Betreff genannten Gesetzesentwurfwird seitens der Gemeinde Badersdorf
folgende Stellungsnahmeabgegebenbzw. werden folgende Fragen gestellt:

zu § 2 Zif. 4: Entscheidet der Bürgermeister im eigenen Wirkungsbereichgegen
Aufschüttungenund Abgrabungen im Bauland selbst, oder wird ein Beschwerdeführer
(Nachbar) auf den Zivilrechtswegverwiesen?

zu § 3 Zif. 5: Reichen die im FlächenwidmungsplanfestgelegtenWidmungsartenaus, um
ausgestorbeneBetriebe oder Neugründungenzu genehmigen?

Zu § 13: Kann nach fruchtloser schriftlicherAnordnungnach Ablauf einer angemessen
Frist durch den Bürgermeister die Strafbehörde 1. Instanz (Bezirksverwaltungsbehörde) zur
Einleitung eines Strafverfahrensbeauftragt werden, oder muß die Baubehörde den zeitmäßig
langen Instanzenweg einhalten? Kann die Baubehördenach fruchtloserAnordnungdie
entsprechendenMaßnahmen auf Kosten des Verursachersohne Instanzenzugdurchftihren?



MARKTGEMEINDE A PET L 0 N
7143 Apetlon, Kirchengasse la, TeL 02175/2220-0, Fax 02175/2220-15

Zahl:
Betr.:

377/1-1997
Bgld. Baugesetz
Begutachtungsverfahren

Apetlon, am 16. September 1997

Armdo:-Burg!l:::=.;:::::'~.~C:l L211dcsreglenmg
r;,;~~ ·-:·';f'.~;J

111:'"--.------l
E;;":',' (18)SEP.1997
Zahl LA/)- V(L L 1/0' i-1o-4Sn1--- .._.. z: . ~ ee ••••• ,..,.,. ..

Andas

Amt der Bgld, Landesregierung
LAD - Verfassungsdienst

Landhaus
7001 Eis e n s t a d t

Vorakt
Beorbej;.;.~

s Johann

Zum Entwurf des Bgld. Baugesetzes wird folgende Stellungnahme abgegeben:

Grundsätzlich wird die Neuordnung des Baurechtes begrüßt.

Im derzeitigen Entwurf des Baugesetzes ist im § 26 die Verpflichtung der
Grundeigentümer vorgesehen, mit der Fertigstellungsanzeige (§ 30) einen
Lageplan von einem befugten Fachmann über die lagerichtige Darstellung der
Gebäude vorzulegen.

Diese Bestimmung mag zwar für die Erstellung bzw. Evidenthaltung des GIS
wichtig sein, dies ist aber den Bauträgem nicht zumutbar.
Die Erstellung eines Lageplanes durch ein Technisches Büro für
Vermessungswesen oder einen Vermessungsbefugten verursacht für den
Grundeigentümer nicht nur Kosten. Erheblich mehr bedeutet der Zeitverlust, denn
die Baubehörde darf erst die Benützungsfreigabe erteilen, wenn der Lageplan
vorliegt. Dies bedeutet aber für den Bauträger, daß er z. B. sein neu errichtetes
Wohnhaus noch nicht benützen darf (§ 30) und auch auf die Zuzählung des
letzten Teiles der Wohnbauförderung erheblich länger warten muß, was ja auch
nicht unbedeutende Kosten verursacht.

Es wird daher vorgeschlagen, auf die Vorlage eines Lageplanes zu verzichten.



Dr. Weikovich Mathilde
Bahnstr. 25/6
7000 Eisenstadt

An das
Amt der Burgenländ.Landesreg.
Landesamtsdirektion - Verfassungsdienst
Freiheitsplatz 1
7000 Eisenstadt

Eisenstadt, 16.Sept. 1997

Betr.: Burgenländisches Baugesetz 1997 - Bürgerbegutachtung ­
Stellungnahme

Zum "Burgenländischen Baugesetz 1997" erlaube ich mir Stellung zu nehmen
wie folgt:

Im großen und ganzen ist das neue Gesetz grundsätzlich zu begrüßen.
Positiv ist der Wegfall eines großen Teiles des Verwaltungsaufwandes .

Was allerdings nicht unwidersprochen akzeptiert werden kann ist z.B.
der § 8 BgldBauG.1997. Demnach müssen auch konsensmäßig errichtete Bau­
ten bzw. deren Grundflächen abgetreten werden, wenn das in der Gemeinde
beschlossen wird. Hier ist der Willkür Tür und Tor geöffnet und meines Erach­
tens handelt es sich hier um einen groben Verstoß gegen den Grundsatz des
Treu und Glaubens. Der Grundeigentümer .kannsich auch nach Jahren nicht
darauf verlassen, daß er sein konsensmäßig - also nicht illegal! - errichtetes
"Bauwerk" bzw. Teile davon, nicht hergeben muß. Eine einfache Entscheidung
des Bürgermeisters bzw. des Gemeinderates bewirkt die Außerkraftsetzung ei­
nes rechtskräftigen Bescheides! Das bedeutet eine Degradierung der bisherigen
Baubescheide zu einem einfachen, nichtssagenden bzw. nicht verbindlichen Pa­
pier. Ob das mit der geltenden Rechtsordnung vereinbar ist, bleibt dahingestellt.

Obige Ausführungen gelten auch für § 32, wonach nach konsensgemä­
ßer Fertigstellung eines Bauvorhabens (unter bestimmten Voraussetzungen)
Auflagen mit Bescheid vorgeschrieben werden können. Nach dem Motto "Ende
nie". Der Eigentümer kann nie sicher sein, daß sein konsensmäßig errichtetes
Bauwerk endlich paßt und als endgültig betrachtet werden kann. Der "normale
Staatsbürger" muß sich zurecht fragen, ob es der bewilligenden bzw. dem Bau
zustimmenden Behörde nicht schon bei Baubeginn auffallen hätte müssen, daß
da Mängel bzw. Beeinträchtigungen zu erwarten sind. Das Bauvorhaben muß



Eings\. 09)SEP.1997

Z h\ LAP,v~-:..f..1.c?~!~R:.Cl~r.1 I AI\,?(f;a ~If-:r - v·
BearbeiterVorc*t Wagen

der Behörde (Gemeinde) vorher ordnungsgemäß angezeigt werden, d.h. die
Gemeinde weiß, was da kommt, bzw. zu erwarten ist. Wenn Auflagen zu ertei­
len sind, dann wäre es recht und billig, diese vor Baubeginn zu erteilen, da
nachträglich Änderungen des Bauwerkes wesentlich größere Schwierigkeiten
mit sich bringen, als wenn der Eigentümer von vornherein richtig kalkulieren
kann. Dadurch wird aber auch der vielgepriesene Abbau der Bürokratie unter­
graben, da der Verwaltungsaufwand eigentlich nicht wegfällt, sondern nur - für
den Bürger beschwerlicher - im Ablauf nachgereiht wird.

Es entsteht überhaupt der Eindruck, daß nur das rechtens ist, was ent­
sprechend dem neuen Gesetz geschieht und das Bisherige mehr oder minder als
nicht verbindlich zu betrachten ist. Die bisherigen Bescheide sind nicht einmal
das Papier wert, auf dem sie geschrieben sind. Hiezu ein Beispiel: Wenn je­
mand im Besitze eines "gültigen Bauplatzerklärungsbescheides" ,ist, bisher aber
den Bau noch nicht in Angriff genommen hat, und nun nach dem neuen Gesetz
ein Bauverfahren in die Wege geleitet wird, kann die Baubehörde gern. § 14 (2)
neuerlich Bebauungsgrundlagen festlegen, die vom Bauplatzerklärungsbescheid
nach der bisherigen Rechtsordnung abweichen. Es ist zumindest nirgends davon
die Rede, daß die bisherigen Bescheide auch nach der neuen Gesetzeslage
Rechtsgültigkeit behalten sollen. Die Rechtssicherheit wird hier grob vernach­
lässigt. Es stellt sich die Frage, ob das mit der geltenden Rechtsordnung verein­
bar ist, da der Grundsatz der "res iudicata" durchbrochen wird.

Abschließend möchte ich daher anregen, in das Gesetz doch noch die
Bestimmung aufzunehmen, daß die Bescheide, die aufgrund der bisherigen
Rechtslage ergangen sind, auch nach der neuen Rechtslage ihre Gültigkeit bei­
behalten. Dies würde wesentlich zur Rechtssicherheit beitragen und dem
Grundsatz des Treu und Glaubens entsprechen.

AmtderBurgen\~r'~i.~i~' Landesreg\enmQ
Eintet" ··r.'!~ ".r



JerBurgenländischenlandesregierung
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Borenits Bemhard
Weinberggasse 36
7011 Zagersdorf

Betr.: Burgenländisches Baugesetz 1997,
Bürgerbegutachtungsverfahren, Stellungnahme

Amt der Burgenländischen Landesregierung
Landesamtsdirektion - Verfassungsdienst

Freiheitsplatz I
7001 Eisenstadt

Zagersdorf, am 22. September 1997

Zum "Burgenländischen Baugesetz 1997 - Bgld. BauG" darf ich folgendes bemerken:

Deregulierung, Liberalisierung und Verwaltungsvereinfachung werden als Ziel der
Baurechtsreform genannt. Nach diesem Entwurf bekommen wohl die Baubehörden mehr
Entscheidungsspielraum; der Bauwerber jedoch bekommt nicht mehr Gestaltungsfreiheit,
sondern wird eher in seinen Rechten eingeschränkt und durch mehr Pflichten belastet.

Es ist zu begrüßen, daß vor Durchführung eines Bauvorhabens nur mehr ein Bauverfahren
(Anzeige- oder Bewilligungsverfahren) erforderlich ist. Durch den Wegfall des
Bauplatzerklärungsverfahrens und die Einführung des Anzeigeverfahrens wird es zu einer
geringfügigen Reduzierung der Kosten kommen. Dies aber nur dann,wenn die Nachbarn dem
Bauvorhaben zugestimmt haben. Da jene Bauvorhaben, denen die Nachbarn nicht
zugestimmt haben, wie bisher einer Verhandlung und bescheidmäßigen Bewilligung
bedürfen, kann hier keine Reduzierung der Kosten im Ausmaß von ca, 25 % erwartet werden.

Auch die Möglichkeit, daß in Zukunft die Gebühren für Bewilligungsverfahren erhöht
werden, ist nicht auszuschließen.

Nicht unwidersprochen bleiben können die im II. Abschnitt enthaltenen Bestimmungen über
Anliegerleistungen. Demnach entsteht mit der Beschlußfassung des Gemeinderates über die
Errichtung oder Verbreiterung der öffentlichen Verkehrsfläche die Verpflichtung zur
Grundabtretung. Gemäß § 8 Abs. 5 Bgld BauG hat die Gemeinde dem Eigentümer für
konsensmäßig auf den abzutretenden Grundflächen errichtete Bauten Entschädigung zu
leisten, d.h. auch konsensmäßig errichtete Bauten bzw. deren Grundflächen müssen
abgetreten werden, wenn das in der Gemeinde beschlossen wird Hier ist der Willkür Tür und
Tor geöffnet. Der Grundeigentümer muß selbst nach Jahren befürchten, daß er sein
konsens mäßig, d.h. baubehördlich genehmigtes und nicht illegal errichtetes Bauwerk bzw.
Teile davon hergeben muß. Es werden bisherige Bauplatzerklärungen bzw. Baubescheide
wertlos und unverbindlich, da eine einfache Entscheidung des Bürgermeisters bzw. des
Gemeinderates die Außerkraftsetzung eines rechtskräftigen Bescheides bewirkt. Daher müßte
jedenfalls im neuen Burgenländischen Baugesetz Vorsorge getroffen werden, daß die
bisherigen rechtskräftigen Bescheide auch weiterhin ihre Rechtsgültigkeit behalten.



Ähnliches gilt auch für § 32 Bgld. BauG, wonach nach konsensgemäßer Fertigstellung
eines Bauvorhabens unter bestimmten Voraussetzungen Auflagen mit Bescheid
vorgeschrieben werden können. Der Eigentümer kann eigentlich nie sicher sein, daß sein
konsensmäßig errichtetes Bauwerk in Ordnung ist. Da der Bauwerber vor Planungsbeginn
bei der Baubehörde Auskünfte über die Bebauungsgrundlagen einzuholen hat und das
Bauvorhaben der Gemeinde angezeigt werden muß, weiß die Gemeinde, was im konkreten
Fall zu erwarten ist. Wenn Auflagen zu erteilen sind, wäre es notwendig und sinnvoll, diese
vor Baubeginn zu erteilen, da nachträgliche Änderungen des Bauwerkes für den Bauwerber
mit größeren Schwierigkeiten und zusätzlichen Kosten verbunden sind, und auch der
Verwaltungsaufwand dadurch nicht geringer wird.

Der in den erläuternden Bemerkungen vertretenen Meinung, daßsich die Bestimmungen über
Gebäudehöhen, Bebauungsdichte, Grenzverlegung und Reihen in der Praxis als weitgehend
entbehrlich herausgestellt haben, kann ich nicht beipflichten. Gerade diese Bestimmungen
waren oft der Anlaß zu Nachbarschaftsstreitigkeiten in unseren Gemeinden. Es wären daher
diese Bestimmungen entweder im Gesetz oder in allgemein gültigen Bebauungsrichtlinien
verbindlich zu regeln.

Mit freundlichen Grüßen

Ifr

AmtderBurgen/ändischenlandrcsregicrung
EinlaufsteIle

Eingel. 2 3.SiP.~N
Zahl.t.~/C:.'!.f::.. ..':1.9.......~::...1~Jl

Vorakt Beilogello Beoil:~iter
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KotzenmacherJosef
Weingärtengasse5
7152 Pamhagen

An Herrn
LandeshaptmannKARL STIX
Landhaus
7000 Eisenstadt

Betrifftden Entwurfzur neuen BurgenländischenBauordnung

Ich stimmemit Ihnenüberein,dass gesetzlicheNormen so einfachwie möglich"gestrickt"
sein sollen,um den MenschengrößtmöglicheFreiheitzu gewähren.

Die Vergangenheithat gezeigt,dasstrotz BauverhandlungenGebäude,die nichtzusanunen
passen, nebeneinandergestelltwurden,bzwAltereGebäudenebenneuerenlangsamim
Asphaltder Gehsteigeversanken,weil man sich bei derenErrichtungstets an den zuletzt
errichtetenGebäudenorientierte.
Um dieses Übel abzustellen,müssteman meinerMeinungnach nur verpflichtendin die neue
BurgenländischeBauordnungaufnehmen,dass in den Bauplänenbei der Straßenansichtauch
die Ansichtender Nachbargebäudeeingezeichnetwerden.
EinfacheBürger sind nicht gewohntPlänezu lesen und Bebauungsplänezu studieren,aber
eine anschaulicheZeichnung,die Fassadeund die Eingangshöhebetreffend,kannjedem
Bürger deutlichzeigen, womiter sich einverstandenerklärt, und somithelfen die oben
genanntenMissständelangsamabzustellen.

Pamhagen,6. September 1997

KotzenmacherJosef eh

AmtderBurgenländlschenLande 1
sreglerung
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LACI<ENDOR

Lackendorf am 1S. September 1997
An das
Amt der Bgld. Landesregierung
Landesamtsdirektion
7000 Eisenstadt

Zahl: 030011997
Betreff: Zl. LAD-VD-LI06/24-1997 Bürgerbegutachtung über EntwurfBgld.Baugesetz 1997

Stellungnahme

Zum Entwurf des in Bürgerbegutachtung befindlichen Bgld. Baugesetzes 1997 wird zum § 26
folgende Stellungnahme abgegeben:
Die Vorlage eines Lageplanes über die lagerichtige Darstellung der Gebäude würde nur
zusätzlich hohe Kosten fiir die Eigentümer bzw. die Bauwerber der Grundstücke hervorrufen.
Wenn das Land Burgenland eine Bestandsaufnahme der Bauwerke wünscht, um die Daten in
ein geographisches Informationssystem einzugeben, soll das Land dafür auch die Kosten
tragen.
Anderenfalls wäre der § 26 ersatzlos zu streichen.

-Amt~er üufg,,;o::_;io....•.• Landesreoterung
E1n~ ::',';.. ~-t1e

C:ing31.2.)(2 4)SEP.1997
Zoht.ff.lp.::.'!.e;;:t.jg.~l~q:.1J.f::

Vorakt V8ellalJln Deorbelter



Rudolf Schaja
Hauptstraße 6

'1Siegendorf

Amt der Bgld. Landesregierung
Landesamtsdirektion
Freiheitsplatz 1
7001 Eisenstadt

Siegendorf,24.09.97
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Betriffi: Stellungnahmezum Bgld. Baugesetz 1997, Abschnitt 11,§ 9 Abs. 2
Bezahlungbei Wiederherstellungoder Reparatur von Straßenund
Gehwegen nach 20 Jahren durch die Anlieger.

Ich muß Ihnen sagen, wie ich diesen Teil des Gesetzes gelesen habe, war ich
entsetzt, denn dies kommt der Vergewaltigungder Bürger gleich.Haben Sie
bedacht, daß eine Familiebis zu dreimaloder noch mehr in IhremLeben für
Zahlungenverpflichtetwerden kann, wenn Sie diese 20 Jahresfristbeibehalten.
Oder versetzen Sie sich in die Lage von Pensionisten,welche zwischen 7000 bis
10000 S Rente beziehen, ein altes Haus zu erhalten, und all die anderen
Zahlungenwie Strom, Heizung, Wasser, Müllabfuhr, Steuernund
Gemeindeabgabenzu leisten haben und dabei vielleichtnoch krank sind, wie das
bei mir der Fall ist. Ich glaube, wenn Sie Gesetze beschließen die mit Zahlungen
verbunden sind, müssen Sie sich fragen, kann man das auch bezahlen.
überhaupt, wer ist schuld, daßStraßen und Gehwege so oft repariert werden
müssen? Es gibt keine Kooperationzwischen den Verantwortlichen,kaum wird
wo neu gebaut oder repariert, kommt eine andere Firma und reißt wieder alles
auf. Wie kommt der mündigeBürger dazu,für diese Fehler zu zahlen ?
Warum müssen Anrainer von Landes- oder Bezirksstraßennichts zahlen, obwohl
bei uns genau soviel Verkehr besteht. Sind wir nicht alle gleich ?
Ich glaube, daß Sie diesen Teil des Gesetzes noch eimnalüberdenkensollten,
denn durch sparsames wirtschaftenmüßte es auch weiterhinmöglichsein, die
einmalübernommenen Straßen und Gehwege aus den Einnahmenvon Steuern
und Abgaben zu erhalten.
Ich glaube, Ihnen mit dieser Stellungnahmegedient zu haben, mit einemletzten
Hinweis: es gibt auch sehr kleine Einkommenin diesem Land.



/J,
Großgemeinde Bruckneudorf
GEMEINDEAMT: A-2460 BRUCKNEUDORF. PARNDORFER STRASSE 4

TEL.: 02162 / 62264-0. FAX: 02162 / 62264-8

PARTEIENVERKEHR: MONTAG BIS FREITAG, 8.00 - 12.00 UHR

25.9.1997
BRUCKNEUDORF, AM .

o-vo

f..1it(1erBurgcjjl;;'::d;~:~w landesregierung
tl;; ~::~:.,.:~.:::;: .e

Eingel?f'(26)SEP.1997

Zahl.Y!l;.'!.P:..~..1.?~!.~9.:..J~~.~.
Vorakt I/~ I

8oorbcll'tor ~~
An das

Zahl.: 4/100-1997
Betr.: Bgld. Baugesetz 1997

- Bürgerbegutachtungsverfahren
- Stellungnahme

Amt der Burgenländischen Landesregierung
LAD-Verfassungsdienst

7000 Eisenstadt

Zum Entwurft des Bgld. Baugesetzes 1997 wird seitens der gef.
Gemeinde folgende Stellungnahme abgegeben:

Zu § 9 Abs. 3 u. 4 - Kostentragung für Aufschließungsmaßnahmen
Es wird angeregt, für die Bemessungsgrundlage einen Schlüssel aus Straßen­
fluchtlinie und Grundstücksfläche festzulegen um eine bessere Abgaben­
gerechtigkeit zu erzielen (Eckgrundstücke und Fahnengrundstücke ).

Weiters sollte den Gemeinden die Möglichkeit eingeräumt werden, auf Grund
von Kostenschätzungen schon vor Aufschließung von neuen Wohngebieten die
Einheitssätze festzulegen, um den Grundstückswerbem rechtzeitig die zu
erwartenden Aufschließungskosten bekanntzugeben.



KtJRT FLEISCHHACKER
6Jcerweg24
7000 Eisenstadt

~mt der Burgenländischen

_andesregierung

_andesamtsdirektion - Verfassungsdienst

=reiheitsplatz 1

7000 Eisenstadt

3ezug: LAD-VD-L 106/24-1997

02682165169 privat
026821705-21 Büro

026821705-45 FAX-Büro

Eisenstadt, am 23.09.1997 .

2.0 L

Entwurf eines Landesgesetzes, mit dem Bauvorschriften

für das Burgenland erlassen werden (Bgld. Baugesetz 1997);

Bürgerbegutachtungsverfahrens • Stellungnahme

Grundsätzlich möchte ich festhalten, daß die Deregulierung, die zu einer

Verwaltungsvereinfachung fahrt, begrüßt wird. Man sollte aber dabei nicht .das Kind mit

dem Bade" ausschütten.

Die Verwaltung hat auf Grund von Gesetzen und Verordnungen zu erfolgen.

Wenn solche fehlten, sind schlüssige Gutachten die Basis von behördlichen

Entscheidungen, die aber im Ermessungsspielraum der Behörde liegen. Damit ist der

Willkür Tür und Tor geöffnet. Es scheint daher meiner Meinung nach nicht zielführend. bei

vielen Bauvorhaben durch Gutachten die Entscheidungsnorm festzulegen.

Im Detail möchte einiges zu den einzelnen Paragraphen anführen:

1. § 2

Die Begriffsbestimmungen sind sicherlich nicht ausreichend.

Es fehlen u.a. Gebäudehöhe, Hauptgebäude u. Nebengebäude, ....

2. §4

Für die Errichtung von Nebengebäuden in der Abstandsfläche sollte ein % Höchstmaß

festgehalten werden.

Die Begriffsbestimmung .Baulinle" sollte im § 2 aufscheinen.



3. § 3

Die Abtretung der Verkehrsfläche erfolgt nicht an die Gemeinde, sondern an das

öffentliche Gut in der Verwaltung der Gemeinde.

Für die Abtretung und damit für die Verpflichtung der Eigentümer ist sicherlich die

Festlegung von Straßenbreiten erforderlich.

L § 13

Der Satzteil "das Ortsbild nicht beeinträchtigenden und" sollte ersatzlos gestrichen

werden. Ein nicht gemähtes, mit Unkraut bewachsenes Grundstück beeinträchtigt

nämlich nicht immer das Ortsbild, stört aber dieses.

). § 21

Die Festlegung der Nachbarn scheint im Hinblick auf die Rechtssprechung des

Verwaltungs- u. Verfassungsgerichtshofes bedenklich.

I. § 33

Es ist nicht einsehbar und sicherlich auch verfassungsmäßig bedenklich, daß bei

Bundesbauten kein Instanzenzug und damit kein ordentliches Rechtsmittel vorgesehen

sind.

Die Baubehörde I. Instanz bei Bundesbauten sollte daher die Bezirksverwaltung und 11.

Instanz der Landeshauptmann (mittelbare Bundesverwaltung) sein (siehe Art. 15 Abs. 5

B-VG)

Veiters fehlen meiner Meinung nach noch Bestimmungen über:

Änderung von Grundstücksgrenzen im Bauland (Feuermauer!)

Behebung von Baumängel und BaueinsteIlung sowie Vermeidung und Behebung von

Baugebrechen.

Eine der wesentlichen Fragen der Nachbarn ist immer wieder die Frage der Höhe der

Bauwerken und Bauten. Es müßte ein objektives Instrumentarium festgelegt werden,

von wo die Höhe gemessen wird - verglichenes Gebäude, gewachsenes Gelände,

höheres Nachbargrundstück udgl.

Für die Herstellung von Abstellplätzen für Kraftfahrzeuge sollte wieder jeweils eine

Mindestanzahl der Stellplätze festgelegt werden.

Veränderungen des Geländes in Bauland.

Bei der Bebauungsweise sollte auch die freie Anordnung von Gebäude (z.B. bei

Bauten im Betriebsgebiet) möglich sein.

AmtderBuroenländischenLandresregierung
EinlaufsteIle

ting:1. '(2&.SEP.1997
Zc'" .!rl!ll::J!P:,:..L.(J9.M.~.9.:- 1SC))........_....-
v",c".1E.o'~ I_i.- Loo



Ignaz und Maria Korner
Hauptstraße 1
7011 Siegendorf

Andas
Amt der Bgld. Landesregierung
Landesamtsdirektion
Freiheitsplatz 1
7001 Eisenstadt

Betriffi::BurgenländischesBaugesetz 1997

Siegendorf,24.09.97

§ 9 Tragung der Kosten für Aufschließungsmaßnahmen

( 2 ) Die Gemeindenwerden ermächtigt,durch Verordnungdes Ge­
meinderates von den EigentümernBeiträgezur Deckung der Kosten zu
erheben.
2. Zu einer Wiederherstellungder Verk.ehrsfläche,Teilen der Verkehrs­
fläche und der Straßenbeleuchtung,soweit diese 20 Jahre nach der
letzten Herstellungoder Wiederherstellungerfolgt ist.

Vor der Novelle 1993 findenwir, daßauf die Anrainereiner Straße mehr Rück­
sicht genommenwurde, dadie Gemeindenach 6 Monaten die Straße sowie den
Gehsteigübernommenhat und für die Erhaltungzuständigwar. Die Hauptstraße
in Siegendorfwird fast mehr befahrenals die Landesstraße.

Wo soll ein Pensionist das Geld hernehmen,wenn er z.B. 30 m und noch mehr
Grundstückslängehat ???

In ErwartungThrerStellungnahme
verbleibenwir mit freundlichenGrüßen

crBU'~~;,'.- .u.' , .., ,:j..;-,~~sreglerung
E.~ ,"

Bocrbeiter

IgnazKomer MafiaKorner



Burgenländischer
Behin dertens portvere in

1035 STEINBRUNN 8ankv~indUng
IvlbeLteJlglUl-&e12 Bank Bgld. K~oNJr.. 918-f33-404/

~@~
)BUSt~
9@~=---_---...:.:.::.::~-:..:....-_~~~__

26.S9P.1997

"Betreff: Entwurf des neuen"Bgld. Baugesetzes:

Soferne der vorliegende Entwurf zur neuen Bgld. Bauordnungi~ dieser Form
beschlossen wird, ist es ein Affront in erster Linie den Behinderten, den
Alten und gebrechlichen Mitbürgern, sowie den Müttern mit Kinderwägengegen-
über, ist sich die Vorsitzende des Bgld. Behindertensportvereines, Andrea Pöllinger,
sicher.
Auf die häufig gestellte Frage, für wenmandenn IIbehindertengerecht" bauen
solle, läßt sich kurz antworten: "Füralle. Zumeinen, weil jeder einmal in die
Lage kommenkönnte, selbst behindert zu werden ( und sei es nur vorüberg~hend

durch einen Gehgips), zumanderen, weil nur eine für alle Menschenadaptierte
Umweltein Zusammenlebenaller Menschenermöglicht.
Obwohlseitens des Bgld. Behindertensportvereines seit vielen Jahren auf die
Probleme, die sich durch rücksichtsloses Bau~n ergeben hingewiesen wird, sehen
wir keine IIIntegrationsmöglichkeit ll

, soferne die jetzigen IIEmpfehlungenll nicht
endgültig gesetzliche Verankerungfinden.
Der vorliegende Entwurf ist viel zu vage formuliert. Es mußdezitiert festgehalten
werden - und dies speziell bei Zugängen,Rampen,Naßräumen,Aufzügen•••• wie
diese auszuführen sind, damit manvon behindertengerecht überhaupt reden kann.
Zumindestdie Einhaltung de~_Ö-Normu B1600mußVerpflichtung werden, vor allem

bei jenen Bauten, die mit öffentlichen Mitteln gefördert werden.

~7tPRe:
f.d.Verein ~
Andrea Pöllinger,Vorsitzende

AmtderBurgenländischenLandesreglenmg

Einge!. 2 9.SEP.1997
z"hl ?tW::.'!P.:•.(••1?.{I.~(?:::.~~!.1.

Vo~o!d I Beilag~n

"'

f30rbc,!er



1S' 02611 2997 CEH HANNERSDORF 02611 2997 •
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v.

Gemeinde Mannersdorf an der Rabnitz
7444 Mannersdorf, Hauptstr.68,02611/2609

An das

Amt der Bgld. Landesregierung

Landesamtsdirektion ..Verfassungsdienst

7001 Eis e n 5 t a d t

Betr.; ZJ. LAD-VO-L 106124-1997
Bgld.BauG-BOrgerbegutachtungsverfahren-Stellungnahme

29.9.1997

Stellungnahme zu § 8 - Grundabtretung fUr öffentl.Verkehrsflächen

Abs. (2) Wenn an beiden Seiten der abzutretenden Verkehrsfläche 8augrOnde
sind, SO sind wir mit der Formulierung einverstanden. Sollte jedoch \1rQnland in
Bauland umgewidmet werden, wo aus irgendwelchen GrOnden nur aut einer Seite
der abzutretenden Verkehrsfläche BaugrOndeentstehen, so sollte unseler Meinung
nach die gesamte Verkehrsfläche unentgeltlich abgetreten werden. Es·i3t bestimmt
mehr als gerecht, wenn ein GrundstOcks~igentümer, dessen GrundstQck durch die
Umwidmung in Bauland einen um ca. 2D-fachen höheren Verkehrswert erfährt, die
fOr die Erschließung notwendigen Verkehrsflächen kostenlos abzutreten hat.

Abs. (4) Analog dazu sollten die Kosten der Übertragung in das öffttntliche Gut
nicht von der Gemeinde, sondern von jenen GrundeigentUmern getra,en werden,
die durch die Umwidmung von Grünland in Bauland profitieren.

Stellungnahme zu § 26 - EinmeBpflicht für Gebäude

Dieser § mUßte aus Sicht der Gemeinde ersatzlos gestrichen werden, da er enorme
Kosten tOr die Bauwerber bringen wOrde und die Nutzniesser wieder einmal (wie
schon bel der Teilung der GrundstQcke in Bauland bzw. Hausgärten) die
Zivilingenieure sein warden. Sollte jedoch das Land Burgenland solch eine
Bestandsaufnahme wünschen, so wäre es auch angebracht, daß das Land die
Kosten hiefür übemimmt.

Der BQrgermeister :

j.~;/.

AmtderBurgenländischenLandesregIenmg

J,:ingel.
29.SEP.1997

.."hl Lfrp-VP,.L 110' (~D ',l1J~-, ......................................._.-
V<;~OICt

,
Beila~n ,

Bearbeiter

~" . ·0 ..



KLUB

7000 Eisenstadt, landhaus
Telefon: (0 26 82) 600 • 2460 00. 2461

Telefax: (0 26 82) 600 • 2382

Eisenstadt, am 26. Sept. 1997

Zumvorliegenden Entwurf des Burgenländischen Baugesetzes sowie der
Bautechnikverordnung erlaubt sich der SPÖ Klub folgende Stellungnahme
abzugeben:

1)Zu "Barrierefreie Gestaltung von Bauten":

Nach einer Erhebung des Statistischen Zentralamtes sind mehr als eine Million
Österreicher- also jeder achte - durch eine dauernde Behinderung beeinträchtigt.
lm Burgenland liegt diese Anzahl damit bei etwa 35.000 Personen. Zu diesen
durch bauliche Barrieren Betroffenen sind noch jene Personen hinzuzuzählen, die
durch Krankheit, Unfall oder sonstige Umstände temporär behindert sind. Diese
Menschen stehen im täglichen Leben vor einer Vielzahl von Problemen, die nicht
zuletzt auf rücksichtsloses Bauen zurückzufiihren sind.
Diese Probleme weitestgehend auszuschalten, ist auch Aufgabe eines modemen,
zukunftsweisenden Baugesetzes und wir treten daher für eine stärkere
Akzentuierung des barrierefreien Bauens ein, die eine systematische Vermeidung
und Beseitigung baulicher Barrieren ermöglichensoll.

Änderungs- und Ergänzungsvorschläge:

• Türen und Zugänge: Der vorliegende Entwurf der Bautechnikverordnung
verzichtet völlig auf eine Regelung von Türbreiten und Hauszugängen und
damit auf die Chance, zumindest für alle öffentlich zugänglichen Gebäude und
größeren Wohnhausanlagen behindertengerechte Normen festzuschreiben.
Stufenlos erreichbare öffentliche Einrichtungen sind dabei ebenso gefragt wie
eine Mindestbreite aller Türen - also auch im privaten Eigenheim - von 80 cm,
um eventuell nachträglich notwendige Umbauten hintanzuhalten .

• Naßräume: Die vorliegende Bautechnikverordnung legt auch keine
Normgrößen für Bäder und Toilettanlagen fest. Eine entsprechende
Berücksichtigung vor allem für alle öffentlichen Bauten wie Ämter, Behörden,
Gaststätten usw. ist wünschenswert, wobei der Mindestplatzbedarf für einen
Rollstuhlfahrer einen Wendekreis von 1,5 m vorsieht.

Dieses Brtefpapier ist aus ästerreichischem. chlorlrei gebleichtem Papier hergestellt (Kategorie AI·
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• Aufzüge: Die alte Bauordnung hatte in Gebäuden mit mehr als vier
Vollgeschossen einen Personenaufzug noch zwingend vorgesehen. Im neuen
Entwwf wurde dieser Passus ersatzlos gestrichen und somit eine eindeutige
Verschlechterung der Gesetzeslage herbeigefiihrt.

Grundsätzlich darf dazu festgestellt werden, daß die barrierefreie Ausfiihrung
aller Bauten, also auch der privaten Eigenheime, spätere fmanzielle
Mehrbelastungen vermeiden lassen, wogegen der fmanzielle Aufwand beim
nachträglichen Umbau sehr hoch ist.

2) Zu "Wärmeschutz und Energieeinsparung"

Dazu fordern wir offensive Vorschriften für zeitgemäße Baupraxis, die sowohl
für Neubauten alsauch für Sanierungen Geltung haben muß und die auch dem
heutigen Stand der Technik entsprechen (BauG, § 3 (3)).

Änderungs- und Ergänzungsvorschläge:

• U-Werte statt k-Werte: Nach den neuen international gültigen Nonnen
werden die k-Werte als U-Werte bezeichnet und sollten auch im Baugesetz
danach genannt werden. Diese rein bauteilbezogenen Werte sagen allein wenig
über den Energieverbrauch aus und fmden in erster Linie bei Sanierungen
Anwendung. Insofern sind sie wichtig, die in der Bautechnikverordnung
vorgeschlagenen V-Werte sind jedoch zu hoch angesetzt und entsprechen in
etwa einer Energiekennzahl von 85 kWh (Im Gegensatz dazu wird eine EKZ
von 65 kWh gefordert!) .

• Energiekennzahl von 65 kWhlm2/Jahr: Dieser gute Wert sollte als Wert für
das "Standardhaus" sein und für alle Neubauten zwingend vorgeschrieben
werden.

• Energiepaß oder Energieausweis: Soll künftig für alle Gebäude als
Nachweis über die Erfiillung der vorgeschriebenen Anforderungen zwingend
vorgesehen werden. Dies auch deshalb, da in einer entsprechenden EU-Richt­
linie aus dem Jahr 1993 alle EU-Mitgliedsstaaten die Verpflichtung
eingegangen sind, diesen Energiepaß einzuführen.
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Weitere Änderungs- und Ergänzungsvorschläge:

Der Begriff im § 2 BautVO des Kleinwohnhauses als Objekt bis zu einer
Nutzfläche von 400 m2 und bis höchstens 3 Geschossen ist schwer
nachvollziehbar und entbehrt unserer Meinung nach jeglicher Grundlage. Der
einzige Grund dieser Begriffsbestimmung scheint darin zu liegen, daß es für sie
einige Ausnahmen bzw. Erleichterungen bei der Bauausführung gibt (siehe
barriere freie Gestaltung sowie Brandschutz)

Außerdem vermissen wir im Entwurf des BauO eine Regelung für den
Mindestbedarf an Kinderspielflächen bei Häusern mit mehreren Wohneinheiten,
aber auch die Anzahl der PKW-Abstellplätze sollte überdacht werden.

Die Absicht, das neue Baugesetz liberal und einfach zu gestalten wird
grundsätzlich auch von unserer Seite goutiert, es darf dabei jedoch nicht so weit
gehen, daß bestimmte Vorgaben zur Privatsache werden und keiner Regelung
unterworfen werden.
Wir sehen den kommenden Parteienverhandlung mit Zuversicht entgegen und
sind fest davon überzeugt, daß es uns gemeinsam gelingen wird, ein modernes,
zukunftsorientiertes Baugesetz zu beschließen.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Peter Rezar
Klubobmann

An das
Amt der Bgld. Landesregierung
LandesamtsdirektionIV tD

Landhaus
7000 Eis e n s t a d t

Amtds .6dsdB'l l..andesI8gfenI

2 9. SEP.i997
LAD~~_~.~.9...f.!...~. BM.~_'_J1__

Sj\ NON"2"t



bj;RiH.L Franz und Ar,hA

7000 Eisenstadt,Gölbeszeile 32
Tel.02682/62443

Eisenstadt,mli 27.September 1997

l

An das Amt der Burgenländi~chen Landesregierung
Verfassill1gsdienst

7000 Eis e n s t a d t .

Betrifft: Burgenländisches Baugesetz 1997,~ntw~f;

Änderungsvorschlag.

Die Unterfertigten treten dafÜr ein, daß der Entwurf
zmn Baugesetz 1997 wie folgt, geändert werden soll:

Im § 4,Bebauungsweise und Abstände, sollte bei 3. offene
Bebauung,gegen beide seitlichen Grundgrenzen njch~ ein
Abstand von mindestens 3 m sondern nur von mindestens 2 m
(zwei Meter) einzuhalten sein.

Begründung:
Die für die offene Bau'vleise vorgesehene Grundstücksbreite von

15 m ist in sehr vielen Fällen wegen der im BUTgenland üblichen
scmaalen Grundstücken schwer erreichbar. Wenn dann noch 6 mals
Absttnde liegen bleiben müssen, bleibt nur mehr eine Baubreite
von 9 rn zurück.Ein Wohngebäude 7~ter dann eine günstige Aus­
nützungsmöglichkeit hinsichtlich der im Bau erforderlichen
Decken und der dohnräume, wenn der Bau,wie hier zumeist üblich,
mindestens 10 Meter breit ist.Dabei bliebe eine Seite mit 3 m
übrig, die eine Zufahrt hinreichend ermöglichen würde.

',/ir bi tten um Stattgebung.

Hochachtungsvoll

~Al-?1/.J ~teAL /'-7/3
--t:~= L ------

(~~BERL Franz,1913 g)

rt h->+ ,.'V ,gf:,~/r..&oJ,fJ
----~~------------------

L~BBRL Anna 1913 g)

AmtderBurgenländlschenl.andesmgterung

Eingel. 2 9.SEP.1997
?r.hl L8P---VP....Ct1oUl.to,Hn- . . ..................................
~-- - ,

V:'~:"vl:t B~;:·'.J,..!'n Bearbeiter,

c)c..Q) , h



MillendorferHarald
Heeresangestellter
7000 Eisenstadt
Tel.Nr.: 02682167057

An das
Amt der BurgenländischenLandesregierung
Verfassungsdienst
7000 Eisenstadt

Eisenstadt, am 29. September 1997

Betriffi: BurgenländischesBaugesetz 1997, Entwurf: Stellungnahme.

Zum Entwurf des BurgenländischenBaugesetzes 1997 trete ich für folgende'Änderungenein:
Beim § 4 sollte im Punkt 3. betreffenddie offeneBebauung gegen die seitlichenGrundgrenzen
statt 3 m nur 2 m gesetzt werden, weil dadurch der Binsehreiterin die Möglichkeitgelangt, das
Wohngebäudebreiter zu bauen bzw. fallser beabsichtigt,eine Einfahrtzu bauen, nur für diese
3 m frei lassen muß und auf der anderen Seite wenigerBauflächeverliert.

chachtungsvoll

·l/llt

~,-(),t~,,,",,\. c".- L- -"i:r ,

AmtderBurgenländlschenlandesregierung

Eingel. 2 9.SEP.1997
7~h' ..ld'!f::.IfI!::.'~~~(.~.~:;..1~~}

\I"'öo\,,1 I Beiiagcn I Beorbeiter

-t



L ~ B N b R hichae1
Gendarrnerieoberst ill.
Kaiserallee 4
7COO Zisenstadt
Tel.C2682/62166

.An das

/ -4

Eisenstadt, aill 25.SepteQber 1997

Amt der Eurgen1ändischen Landesregierung
Verfassungsdienst

7000 Bis e n s t a d t •

Betrifft: ~ntwurf zum BurgenlänüiscIlen Baugesetz 1997;
1.nderungsantrag.

Im Entwur f zum Burgenländischen Baug es e t z 1997 is,t im § 4,
Bebauungsweisen und Abstände, unter I'unk t 3.- oi'fene Bebaunng,
gegen beide seitlichen Grundgrenzen ein Abstand von mindestens
3 m einzuhalten.Somit müßten 6 m von der GrundstUcksbreite ge­
opfert werden und nur 9 m würden für das Wohnhaus übrig bleiben.
Ich beantrage daher, diese 3 m auf 2 m zu reduzieren. Diese Bau­
weise war auch im Jahre 1950,als ich mein jetziges Haus erbaute,
vorgeschrieben. Gerade diese 2 m machten meinen ~ohnhausbau mög­
lich,wodurch meine vierköpfige Familie st~tt einer nassen Ein­
zimmerwohnung einen trockenen Neubau erhielt.Wahrscheinlich sind
die 3 m wegen der Anbringung von Fenstern vorgeschrieben worden.
Diese Fensteranbringung sollte anders geregelt werden.

Ich bitte, meinem Antrag die Zustimmung zu geben.

Hochachtu

Hichael L.;':;lI1';j~R, 1913 g ,

AmtderBurgenländischenLandesreglenq

Eingel. 2 9.SEP.1997
Zohl ...,.~p.::v.~..~~~?~!.~~:1!.tl

Vorokt I Be'=:~~n I eea~iter

l,.. '. ', t f li



MillendorferChristina
Angestellte
7000 Eisenstadt
Te1.Nr.:02682167057

An das
Amt der BurgenländischenLandesregierung
Verfassungsdienst
7000 Eisenstadt

Eisenstadt,am.29. September1997

Betrifft:BurgenländischesBaugesetz 1997,Entwurf Stellungnahme.

Zum Entwurf des BurgenländischenBaugesetzes 1997trete ich für folgendeÄnderungenein:
Beim § 4 sollte im Punkt 3. betreffenddie offeneBebauunggegen die seitlichenGrundgrenzen
statt 3 m nur 2 m gesetzt werden,weildadurchder Einsehreiterin die Möglichkeitgelangt,das
Wohngebäudebreiter zu bauenbzw. fallser beabsichtigt,eineEinfahrtzu bauen,nur für diese
3 m frei lassenmuß und auf der anderenSeitewenigerBauflächeverliert.

Hochachtungsvoll

(MiIlendorferChristina,geh. 1970)

AmtderBurgenländlschenlandesregIerUng

cingel. 2 9.SEP.1997
7 ~hl ...0.P.:...v.Q.~.("I!R.4f.~q.:.JJ
r--~--'_.r-."_._-__---'"

". ':'1 I 8, '~gC:'l i e·~.~·~:·er
i
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. Johannes Bauer
Telek 49

)0 Oberwart

den
~rn Landeshauptmann
~l Stix
Landhaus

10 Eisenstadt Oberwart, den 24.09.1997

:rifft: Einwendungen gegen den Entwurf des Bgld. BauG

lr geehrter Herr Landeshauptmann I

lächst sei Ihnen fur die Initiative gedankt, im Bereich des
~genländischen Baugesetzes auch ein Burgerbeteiligungsverfahren
~chzufuhren. Allerdings bezweifle ich, ob Einwendungen noch in
Jendeinerweise zur minimalsten Verbesserung der beabsichtigten
10rdnung beitragen werden. Vielmehr furchte ich, daß der
ltgehend nachbarfeindliche dafur aber umsomehr baulobby­
~undliche Bauordnungsentwurf von Interessen getragen wird, die
:h gegenuber der Meinung des Burgers als allemal stärker
leisen werden. Aus dreierlei Grunden ist das vorliegende Bgld.
IG. als juristischer Ruckschritt bzw. als burgerfeindlich zu
ee Lchnen :

Das Nachbarrecht wird de facto im Entwurf abgeschafft. Die
las läppische Bestimmung, wonach ein Bauvorhaben dann unzulässig
L, wenn durch ihre bestimmungsgemäBe Benutzung eine Gefährdung
~r das ortsübliche Ausmaß u~ersteigende Belästigung der
:hbarn zu erwarten sei, ist beliebig interpretierbar und wird in

Praxis fast keine Bedeutung haben. Mit Ausnahme dieser
~timmung wurde das Nachbarrecht lautlos beseitigt. Das bedeutet,
~ die Burgenländische Bauordnung im Vergleich zu allen ubrigen
Jordnungen ( auch im Vergleich zur steirischen BO, von der unter
~lassung der ohnedies bereits sehr restriktiven Nachbarrechte
~eschrieben wurde) mit Abstand die burgerfeindlichste BO
~stellt. Die in anderen Bauordnungen vor-gegebenen Mindestrechte
nmissionsschutz, Höchstbebauungsdichten, Bebauungshöhe,
Jverbot auf Deponien, vorgeschriebene Grunflächen u.s.w.) wurden
satzlos gestrichen.

~ei - sehr geehrter Herr Landeshauptmann wird die Tatsache
ersehen, daß die Burgenländer in erster Linie Nachbarn sind, und
5 zwischen dem "kleinen Häuslbauer" und den Baulobbys in Form
n Siedlungsgenossenschaften, Gebäudespekulanten, Baufirmen und
oßbauwerbern in einem ausgewogenen Gesetzeswerk, darart eine



gistische Trennlinie gezogen werden hätte können, daß den
leinen Häuslbauern" ein unkompliziertes Bauverfahren
gestanden wird, ohne daß Großbauwerber mangels legistisch
sformulierter Nachbarrechte uneingeschränkt ihren Baugelüsten
chkommen können. Es ist jedoch zu vermuten, daß man gerade
eiteren helfen wollte und die Interessen des "kleinen
uslbauers" eher den medienwirksamen Aufputz abgeben.

Dem Legalitätsprinzip entsprechend hat der (Landes)gesetzgeber,
ine Gesetze so zu verfassen, daß die Verwaltung, die nur
fgrund von Gesetzen tätig werden kann, mit diesen Gesetzen auch
beiten kann. Es scheint überflüssig darauf hinzuweisen, in
lches Dilemma die Baubehörden kommen, wenn sie den Nachbarn in
s Bauverfahren einbinden müssen, jedoch an keiner Stelle der BO
ne Definition darüber finden, welches subjektive' Recht dieser
chbar eigentlich hat. Es liegt daher ein klarer Widerspruch zum
galitätsprinzip vor, sodaß eine Normenkontrolle zur Aufhebung
s Gesetzes führen würde.

Durch die dem Entwurf immanente Bevorzugung der Interessen des
uwerbers liegt weiters eine eklatante Gleichheitswidrigkeit vor.
s subjektive Recht des Nachbarn kann auch mit (Landes)gesetz
cht abgeschafft werden, ohne daß hierdurch eine
undrechtsverletzung vorliegen würde.

sweiteren liegt eine Gleichheitswidrigkeit in Bezug auf die
nengende Definition der Parteien vor. Die Parteistellung wird
mnach auf die unmittelbar angrenzenden Grundstücke beschränkt.
n Verfassern hätte auffallen müssen, daß der VwGH diese
nengenden Bestimmungen stets uminterpretiert hat, und daß dies
.ter anderem zur Abänderung der Tiroler Bauordnung wegen
:rfassungswidrigkeit geführt hat, und nunmehr auch die, durch
diglich eine öffentliche Verkehrsläche von Bauwerbergrundstück
trennten Nachbargründstücke in die Parteienstellung
teinbezogen wurden.

fällt auf, daß die BO hinsichtlich der Bürgerrechte nicht nur
:it hinter die noch relativ junge gegenwärtig geltende BO
lrückschreitet, sondern daß überhaupt in sicherlich
!rfassungswidriger Art und Weise das Nachbarrecht abgeschafft
lrde. Ich ersuche Sie daher - sehr geehrter Herr Landeshauptmann

zu überdenken, ob Sie diesen Gesetzesentwurf tatsächlich in
.eser Form zum gesetzlichen Maßstab in puncto Bebauung unseres
:hönen Bundeslandes erheben wollen. Sollte dem so sein stellt
.ch die Frage, warum nicht überhaupt ein rechtsfreier Raum
!schaffen wird.

nländischenlandesregierung

29.SEP.1997
~ L 1I0 {, ( ~O-t1.r.f.:)

' .

Hochachtungsvoll

Beilagen

, .
Bearbeiter
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er Anlage erlaube ich mir meine persönlichen Anmerkungen zur neuen Bauordnung
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lef1(ungen zum Entwurf des Burgenländischen Baugesetzes 1997

~, Begriffsbestimmungen
sebäudesind Bauten, die von Menschen betreten werden können und Räume zum Schutz von
schen, Tieren oder Sachen allseits umschließen.
I.: unverständliche Formulierung

~, Bebauungsweisen und Abstände .
Iffene Bebauung, wenn gegen ....ein Abstand von mindestens 3 meinzuhalten.·
.: Ich würde es begrüßen wenn der Mindestabstand auf 2,5 Meter reduziert wUrde. Bei
eitigen GrundstUckspreisen in Städten, die bei 1.800,- bis 2.000 S liegen kann man es sich nicht
sn Grundflächen nicht optimal bebauen zu dürfen (außer für Nebengebäude und Garagen etc.).
1 bezahlt man für nicht bebaute Flächen hohe Grundstückssteuem .

Ur die offene Bebauungsweise ist eine Grundstücksbreite von mind. 15 m erforderlich-:
.: Mir fehlt in diesem Paragraphen, was kOnftig mit den sog. Ergänzungsflächen passieren soll,
ieser Passus aus der Bauordnung zur Gänze gestrichen wurde.
ist es möglich, auf einer z.B. nur 11,5 m breiten, aber 100 m od. längeren Fläche dennoch bauen
lnnen? (insbes.wenn keine Einigung eines ev. Kaufes durch die Nachbam zustande kommt?)

~ Tragung der Kosten ...
tzu einer Wiederherstellung der Vef1(ehrsfläche, Teilen der Vef1(ehrsfläche und der
senbeleuchtunq"
: unverständliche Formulierung (wird hier die Vef1(ehrsfläche geteilt oder handelt es sich um
! der Vef1(ehrsfläche ...?)

J.§ Geringfügige Bauvorhaben
.: Anzeigepflichtig sind: ...Folientunnel (ab welcher Größe .. genauere Angaben auch
derlich bei: Kleinkompostieranlagen (ist ein sog. Misthaufen eine Kleinkompostieranlage?,
serbecken (Biotop, Schwimmteich, ) Definiton erwünscht

26 - Erläuterungen Seite 11: Die Vermessung eines Einfamilienhauses muß nach Fertigstellung
gen für die digitale Aufnahme in der Gemeinde und Land: Mindestkosten für den Bauträger S
0,-
: Wie kommt der Bürger dazu? Und außerdem liegt der Preis, je nach Größe des
idstückes, weitaus darüber!

'. Abschnitt. Sonderbestimmungen:

ffentliche Interessen gelten ....
: Wo ist die Gemeinde?

26: .Die Eigentümer von Grundstücken sind verpflichtet·, :
.: warum nicht die Bauträger? ..

en .Erläutemden Bemef1(ungen-:
~mein, Seite 3), 3. Absatz:
.: Gestrichen wurden die Bestimmung bezüglich Gebäudehöhe ... Ergänzungsflächen.
ihen Ersatz hat das Gesetz anzubieten, wenn bereits vorhandene Baulinien keine Möglichkeiten
3ebauens zulassen und Anrainer nicht am Kauf eines z.B. 14 m breiten Grundstückes interessiert
? - Im Falle der Widmung in Bauland greifen alle steuerlichen Maßnahmen für .Bauland-
nerr

9,(Abs. 6), Seite 6:-Alle Eigentümer von Grundflächen ...Aufschließungsmaßnahmen Vorteile
chsen ...•
.: wer stellt fest, daß Aufschließungsmaßnahmen auch für jeden Anrainer Vorteile sind? ...
önnte ja sein, jemand mit derartigen Maßnahmen in seiner Ruhe gestört ist ...etc.)

34, .Gemäß Art. 118 As. 2, ...etc. Dieser Satz ist nicht deutsch.
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kungen zum Entwurf des 6urgenländischen Baugesetzes 1997

, Begriffsbestimmungen
oäudesind Bauten, die von Menschen betreten werden können und Räume zum Schutz von
nen, Tieren oder Sachen allseits umschließen.
unverständüeneFormulierung

Bebauungsweisen und Abstände
me Bebauung, wenn gegen ....ein Abstand von mindestens 3 m einzuhalten"
Ichwürde es begrüßen wenn der Mindestabstand auf 2,5 Meter reduziert würde. Bei
igen Grundstückspreisen in Städten, die bei 1.800,- bis 2.000 S liegen kann man es sich nicht
Grundflächen nicht optimal bebauen zu dürfen (außer für Nebengebäude und Garagen etc.).
ezahlt man für nicht bebaute Flächen hohe Grundstückssteuem .

die offene Bebauungsweise ist eine Grundstücksbreite von mlnd. 15 m erforderilch-:
lAir fehlt In diesem Paragraphen, was künftig mit den sog. Ergänzungsflächen passieren soll,
serPassus aus der Bauordnung zur Gänze gestrichen wurde.
es möglich, auf einer z.B. nur 11,5 m breiten, aber 100 m od. längeren Fläche dennoch bauen

1en? (insbes.wenn keine Einigung eines ev. Kaufes durch die Nachbarn zustande kommt?)

Tl'8gung der Kosten ...
:u einer Wieder11erstellungder Verkehrsfläche, Teilen der Verkehrsfläche und der
nbeleuchtung-
nverständliche Formulierung (wird hier die Verkehrsfläche geteilt oder handelt es sich um
er Verkehrsfläche ...?)

~ Geringfügige Bauvor11aben
~nzeigepflichtig sind: ...Folientunnel (ab welcher Größe .. genauere Angaben auch
riich bei: KJelnkompostieranlagen (ist ein sog. Misthaufen eine KJeinkompostieranlage?,
rbecken (Biotop, Schwimmteich, ) Definiton erwünscht

~ - Eriäuterungen Seite 11: Die Vermessung eines Einfamilienhauses muß nach Fertigstellung
n für die digitale Aufnahme In der Gemeinde und Land: Mindestkosten für den Bauträger S

Vie kommt der Bürger dazu? Und außerdem liegt der Preis, je nach Größe des
tückes, weitaus darüberl

~bschnitt, Sonder1lestimmungen:

mtliche Interessen gelten ....
No ist die Gemeinde?

:i: .Die Eigentümer von Grundstücken sind verpflichtet-, :
Harum nicht die Bauträger?.

_Eriäutemden Bemerkungen-:
ein. Seite 3). 3. Absatz:
Gestrichen wurden die Bestimmung bezüglich Gebäudehöhe ... Ergänzungsflächen.
snErsatz hat das Gesetz anzubieten, wenn bereits vorhandene8aulinien keine Möglichkeiten
bauens zulassen und Anrainer nicht am Kauf eines z.B. 14 m breiten Grundstückes interessiert
Im Falle der Widmung in Bauland greifen alle steueriichen Maßnahmen für _Bauland-

!n·

(Abs. 6), Seite 6:-Alle Eigentümer von Grundflächen ...Aufschließungsmaßnahmen Vorteile
Isen...•
wer stellt fest, daß Aufschließungsmaßnahmen auch für jeden Anrainer Vorteile sind? ...
inte ja sein, jemand mit derartigen Maßnahmen in seiner Ruhe gestört ist...etc.)

~, .Gemäß Art. 118 As. 2, ...etc. -Dieser Satz ist nicht deutsch.
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raerKungenzum Entwurf des Burgenländischen Baugesetzes 1997

§.2, Begriffsbestimmungen
3ebäude sind Bauten, die von Menschen betreten werden können und Räume zum Schutz von
ischen, Tieren oder Sachen allseits umschließen.
ra.:unverständliche Formulierung

~, Bebauungsweisen und Abstände
Jffene Bebauung, wenn gegen ....ein Abstand von mindestens 3 meinzuhalten.·
r.: Ich würde es begrüßen wenn der Mindestabstand auf 2,5 Meter reduziert würde. Bei
~eitigen Grundstückspreisen in Städten, die bei 1.800,- bis 2.000 S liegen kann man es sich nicht
:en Grundflächen nicht optimal bebauen zu dürfen (außer für Nebengebäude und Garagen etc.).
h bezahlt man für nicht bebaute Flächen hohe Grundstückssteuem .

für die offene Bebauungsweise ist eine Grundstücksbreite von mind. 15 m erforderlich·:
a.: Mir fehlt in diesem Paragraphen, was künftig mit den sog. Ergänzungsflächen passieren soll,
fieser Passus aus der Bauordnung zur Gänze gestrichen wurde.
! ist es möglich, auf einer z.B. nur 11,5 m breiten, aber 100 m od. längeren Fläche dennoch bauen
;önnen? (insbes.wenn keine Einigung eines ev. Kaufes durch die Nachbam zustande kommt?)

i.i Tragung der Kosten ...
2)·zu einer Wiederherstellung der Verkehrsfläche. Teilen der VerKehrsfläche und der
Ißenbeleuchtung·
n: unverständliche Formulierung (wird hier die Verkehrsfläche geteilt oder handelt es sich um
e der VerKehrsfläche ...?)

ill Geringfügige Bauvorhaben
n.: Anzeigepflichtig sind: ...Folientunnel (ab welcher Größe .. genauere Angaben auch
Irderlich bei: Kleinkompostieranlagen (ist ein sog. Misthaufen eine K1einkompostieranlage?,
sserbecken (Biotop, Schwimmteich, ) Definiton erwünscht

~ 26 • Erläuterungen Seite 11: Die Vermessung eines Einfamilienhauses muß nach Fertigstellung
ligen für die digitale Aufnahme in der Gemeinde und Land: Mindestkosten für den Bauträger S
)0,-
n: Wie kommt der Bürger dazu? Und außerdem liegt der Preis, je nach Größe des
ndstückes, weitaus darüberl

\/. Abschnitt. Sonderbestimmungen:
~
öffentliche Interessen gelten ....
n: Wo ist die Gemeinde?

§ 26: .Die Eigentümer von Grundstücken sind verpflichtet·, :
n.: warum nicht die Bauträger? ..

den .Erläutemden BemerKungen·:
lemein. Seite 3), 3. Absatz:
n.: Gestrichen wurden die Bestimmung bezüglich Gebäudehöhe ... Ergänzungsflächen.
lehen Ersatz hat das Gesetz anzubieten, wenn bereits vorhandene Baulinien keine Möglichkeiten
Bebauens zulassen und Anrainer nicht am Kauf eines z.B. 14 m breiten Grundstückes interessiert

i1 - Im Falle der Widmung in Bauland greifen alle steuerlichen Maßnahmen für .Bauland­
hnen"

§ 9,(Abs. 6), Seite 6:·Alle Eigentümer von Grundflächen ...Aufschließungsmaßnahmen Vorteile
acnsen ...•
n.: wer stellt fest, daß Aufschließungsmaßnahmen auch für jeden Anrainer Vorteile sind? ....
könnte ja sein, jemand mit derartigen Maßnahmen in seiner Ruhe gestört ist...ete.)

§ 34, .Gemäß Art. 118 As. 2, ...ete. Dieser Satz ist nicht deutsch.
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1erkungen zum Entwurf des Burgenländischen Baugesetzes 1997

U, Begriffsbestimmungen
sebäude sind Bauten, die von Menschen betreten werden können und Räume zum Schutz von
Ischen, Tieren oder Sachen allseits umschließen.
1.: unverständliche Formulierung

~, Bebauungsweisen und Abstände .
>ffene Bebauung, wenn gegen ....ein Abstand von mindestens 3 meinzuhalten.-
1.: Ich würde es begrüßen wenn der Mindestabstand auf 2,5 Meter reduziert würde. Bei
:eitigen Grundstückspreisen in Städten, die bei 1.800,- bis 2.000 S liegen kann man es sich nicht
en Grundflächen nicht optimal bebauen zu dürfen (außer fOr Nebengebäude und Garagen etc.).
h bezahlt man fOr nicht bebaute Flächen hohe Grundstückssteuem .

für die offene Bebauungsweise ist eine GrundstOcksbreite von mind. 15 m erforder1ich-:
1.: Mir fehlt in diesem Paragraphen, was künftig mit den sog. Ergänzungsflächen passieren soll,
:lieser Passus aus der Bauordnung zur Gänze gestrichen wurde.
ist es möglich, auf einer z.B. nur 11,5 m breiten, aber 100 m od. längeren Fläche dennoch bauen

:önnen? (insbes.wenn keine Einigung eines ev. Kaufes durch die Nachbam zustande kommt?)

~ Tragung der Kosten ...
2)-Zu einer Wiederherstellung der Verkehrsfläche, Teilen der Verkehrsfläche und der
Ißenbeleuchtung-
1: unverständliche Formulierung (wird hier die Verkehrsfläche geteilt oder handelt es sich um
e der Verkehrsfläche ...?)

~ 16 Geringfügige Bauvorhaben
n.: Anzeigepflichtig sind: ...Folientunnel (ab welcher Größe .. genauere Angaben auch
Irder1ichbei: Kleinkompostieranlagen (ist ein sog. Misthaufen eine Kleinkompostieranlage?,
sserbecken (Biotop, Schwimmteich, ) Definiton erwünscht

~ 26 • Er1äuterungen Seite 11: Die Vermessung eines Einfamilienhauses muß nach Fertigstellung
ligen für die digitale Aufnahme in der Gemeinde und Land: Mindestkosten für den Bauträger S
lO,-
n: Wie kommt der Bürger dazu? Und außerdem liegt der Preis, je nach Größe des
mdstückes, weitaus darüberl

V. Abschnitt. Sonderbestimmungen:
t
öffentliche Interessen gelten ....
n: Wo ist die Gemeinde?

§ 26: _Die Eigentümer von Grundstücken sind verpflichtet-,:
TI.:warum nicht die Bauträger? ..

den .Er1äutemden Bemerkungen-:
lemein, Seite 3). 3. Absatz:
TI.:Gestrichen wurden die Bestimmung bezüglich Gebäudehöhe ... Ergänzungsflächen.
ncnenErsatz hat das Gesetz anzubieten, wenn bereits vorhandene Baulinien keine Möglichkeiten
; Bebauens zulassen und Anrainer nicht am Kauf eines z.B. 14 m breiten Grundstückes interessiert
::I?• Im Falle der Widmung in Bauland greifen alle steuer1ichen Maßnahmen für .Bauland-
Ihnen·

§ 9,(Abs. 6), Seite 6:·Alle Eigentümer von Grundflächen ...Aufschließungsmaßnahmen Vorteile
zacnsen...•
m.: wer stellt fest, daß Aufschließungsmaßnahmen auch für jeden Anrainer Vorteile sind? ....
könnte ja sein, jemand mit derartigen Maßnahmen in seiner Ruhe gestört ist...etc.)

§ 34, .Gemäß Art. 118 As. 2, ...etc. Dieser Satz ist nicht deutsch.
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. Anlage erlaube ich mir meine persönlichen Anmerkungen zur neuen Bauordnung
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erkungen zum Entwurf des BurgenUindischen Baugesetzes 1997

~, Begriffsbestimmungen
,ebäude sind Bauten, die von Menschen betreten werden können und Räume zum Schutz von
sehen,Tieren oder Sachen allseits umschließen .
.: unverständliche Formulierung

,4, Bebauungswelsen und Abstände .
ffene Bebauung, wenn gegen ....ein Abstand von mindestens 3 meinzuhalten.·
.: Ich würde es begrüßen wenn der Mindestabstand auf 2,5 Meter reduziert würde. Bei
~itigen GrundstOckspreisen in Städten, die bei 1.800,- bis 2.000 S liegen kann man es sich nicht
mGrundflächen nicht optimal bebauen zu dürfen (außer fürNebengebäude und Garagen etc.).
bezahlt man für nicht bebaute Flächen hohe Grundstückssteuem .

Urdie offene Bebauungsweise ist eine Grundstücksbreite von mind. 15 m erforder1ich·:
.: Mir fehlt in diesem Paragraphen, was künftig mit den sog. Ergänzungsflächen passieren soll,
ieser Passus aus der Bauordnung zur Gänze gestrichen wurde.
ist es möglich, auf einer z.B. nur 11,5 m breiten, aber 100 rn od. längeren Fläche dennoch bauen
innen? (insbes.wenn keine Einigung eines ev. Kaufes durch die Nachbarn zustande kommt?)

j Tragung der Kosten ...
rzu einer Wiederherstellung der Verkehrsfläche, Teilen der Verkehrsfläche und der
~enbeleuchtung·

: unverständliche Formulierung (wird hier die Verkehrsfläche geteilt oder handelt es sich um
der Verkehrsfläche ...?)

16 Geringfügige Bauvorhaben
.: Anzeigepflichtig sind: ...Folientunnel (ab welcher Größe .. genauere Angaben auch
der1ichbei: Kleinkompostieranlagen (ist ein sog. Misthaufen eine KJeinkompostieranlage?,
serbeeken (Biotop, Schwimmteich, ) Definiton erwünscht

26 - Er1äuterungen Seite 11: Die Vermessung eines Einfamilienhauses muß nach Fertigstellung
Jen für die digitale Aufnahme in der Gemeinde und Land: Mindestkosten für den Bauträger S
),-

: Wie kommt der Bürger dazu? Und außerdem liegt der Preis, je nach Größe des
dstückes, weitaus darüberl

. Abschnitt. Sonderbestimmungen:

ffentliche Interessen gelten ....
; Wo ist die Gemeinde?

26: .Die Eigentümer von Grundstücken sind verpflichtet·,:
.: warum nicht die Bauträger?.

en .Er1äutemden Bemerkungen·;
:mein. Seite 3), 3. Absatz:
.: Gestrichen wurden die Bestimmung bezüglich Gebäudehöhe ... Ergänzungsflächen.
*ten Ersatz hat das Gesetz anzubieten, wenn bereits vorhandene Baulinien keine Möglichkeiten
3ebauens zulassen und Anrainer nicht am Kauf eines z.B. 14 m breiten Grundstückes interessiert
~ - Im Falle der Widmung in Bauland greifen alle steuer1ichen Maßnahmen für .Bauland·
nerr

9,(Abs. 6), Seite 6:·Alle Eigentümer von Grundflächen ...Aufschließungsmaßnahmen Vorteile
chsen ...•
.: wer stellt fest, daß Aufschließungsmaßnahmen auch für jeden Anrainer Vorteile sind? ...
önnte ja sein, jemand mit derartigen Maßnahmen in seiner Ruhe gestört ist...ete.)

34, .Gemäß Art. 118 As. 2, ...ete. Dieser Satz ist nicht deutsch.



ier Heinrich
aralie4
) Eisenstadt

Eisenstadt, 29.9.1997

as
der Burgenländischen Landesregierung

leitsplatz 1
IEisenstadt

: Entwurf zur Burgenländischen Bauordnung

r Anlage erlaube ich mir meine persönlichen Anmerkungen zur neuen Bauordnung
Jlegen.

Itte um ÜberprOfung und BerOckslchtlgung der einzelnen Punkte.

AmtderBurgenländischenLandesregleRIIg

finge!. 2 9.SEP.1997
loh I ..L!rll:J{'f::k-..1.9.{/.~~.:.~~.n

Vorokt , Beilogen Bearbeiter

l



erkungen zum Entwurf des Burgenländischen Baugesetzes 1997

L2,Begriffsbestimmungen
iebäude sind Bauten, die von Menschen betreten werden können und Räume zum Schutz von
sehen, Tieren oder Sachen allseits umschließen .
.: unverständliche Formulierung

~, Bebauungsweisen und Abstände .
ffene Bebauung, wenn gegen ....ein Abstand von mindestens 3 m einzuhalten."
.: Ich würde es begrüßen wenn der Mindestabstand auf 2,5 Meter reduziert würde. Bei
~itigen GrundstOckspreisen in Städten, die bei 1.800,- bis 2.000 S liegen kann man es sich nicht
m Grundflächen nicht optimal bebauen zu dOrfen (außer für Nebengebäude und Garagen etc.).
I bezahlt man für nicht bebaute Flächen hohe Grundstückssteuem .

ür die offene Bebauungsweise ist eine Grundstücksbreite von mind. 15 m erforder1ich-:
.: Mir fehlt in diesem Paragraphen, was künftig mit den sog. Ergänzungsflächen passieren soll,
ieser Passus aus der Bauordnung zur Gänze gestrichen wurde.
ist es möglich, auf einer z.B. nur 11,5 m breiten, aber 100 m od. längeren Fläche dennoch bauen
)nnen? (insbes.wenn keine Einigung eines ev. Kaufes durch die Nachbam zustande kommt?)

j Tragung der Kosten ...
)-zu einer Wiederherstellung der Verkehrsfläche, Teilen der Verkehrsfläche und der
~enbeleuchtung-

: unverständliche Formulierung (wird hier die Verkehrsfläche geteilt oder handelt es sich um
der Verkehrsfläche ...?)

16 Geringfügige Bauvorhaben
.: Anzeigepflichtig sind: ...Folientunnel (ab welcher Größe .. genauere Angaben auch
der1ich bei: Kleinkompostieranlagen (ist ein sog. Misthaufen eine Kleinkompostieranlage?,
serbecken (Biotop, Schwimmteich, ) Definiton erwünscht

26 - Er1äuterungen Seite 11: Die Vermessung eines Einfamilienhauses muß nach Fertigstellung
~en für die digitale Aufnahme in der Gemeinde und Land: Mindestkosten für den Bauträger S
)-,
: Wie kommt der Bürger dazu? Und außerdem liegt der Preis, je nach Größe des
dstückes, weitaus darüber!

. Abschnitt, Sonderbestimmungen:

ffentliche Interessen gelten ....
: Wo ist die Gemeinde?

26: .Die Eigentümer von GrundstOcken sind verpflichtet-,:
.: warum nicht die Bauträger? ..

an .Er1äutemden Bemerkungen-:
mein. Seite 3>' 3. Absatz:
.: Gestrichen wurden die Bestimmung bezüglich Gebäudehöhe ... Ergänzungsflächen.
:hen Ersatz hat das Gesetz anzubieten, wenn bereits vorhandene Baulinien keine Möglichkeiten
sebauens zulassen und Anrainer nicht am Kauf eines z.B. 14 m breiten Grundstückes interessiert
) - Im Falle der Widmung in Bauland greifen alle steuer1ichen Maßnahmen für _Bauland-
nen"

9,(Abs. 6), Seite 6:-Alle Eigentümer von Grundflächen ...Aufschließungsmaßnahmen Vorteile
chsen ....
.: wer stellt fest, daß Aufschließungsmaßnahmen auch für jeden Anrainer Vorteile sind? ...
önnte ja sein, jemand mit derartigen Maßnahmen in seiner Ruhe gestört ist...etc.)

34, .Gemäß Art. 118 As. 2, ...etc. Dieser Satz ist nicht deutsch.



Uberales Forum
Burgenland

Amt der Burgenländlschen Landesregierung
Abt. VV1
Freiheilsplatz 1
7001 Elsenstadt

310

r:::.~~ -'='::~l
Siid~l.. ~1)SEP.1991 i
Zahl/d!I:;..'!.p;..?1o.~.f ~-:::.~~?:. r.

Hornstein, im S~ptember 1997

Betreff: Entwurf d. neuen burgenländischen Bauordnung

Sehr geehrte Damen und Herren.

in Zusammenhang mit dem BDrgerbegutachtungsverfahren betreffend den neuen Entwurf
der burgenländischen Bauordnung, erlaubt sich das Uberale Forum nachfolgende
Stellungnahme:

Einerseits ist der Entwurf aus liberaler Sicht positiv zu begrüßen, weil durch viele
Änderungen ein hohes Maß an Bürokratie abgebaut werden kann, andererseits haben wir
zwei ergänzende Vorschläge einzubringen:

1.) ad § 33 • Baubehörde erster Instanz:

Gerade durch die Bürgermelster-Olrektwahl ist jeder BOrgermeister besonders auf die Gunst
der Bevölkerung (WählerJinnen) angewiesen. Um zu vermeiden, daß In Hinblick auf
zukünftige Gemeinderatswahlen dieses Gesetz aUf der Strecke bleiben kann, aber auch als
Entlastung fOr Bürgermeister, die zumeist mit der Funktion .Baubehörde" fachlich Oberfordert
Sind, sehen wir die Übertragung dieses Bereiches auf die Bezirkshauptmannschaft als
unumgänglich.

2.) Da Im Entwurf nicht vorgesehen, schlagen wir eine Ergänzung zum Bereich
.ortsbildgerechtes Bauen- vor:

Das burgenländische Wohnbauförderungsgesetz schreibt vor, daß der Förderungswerber
sein geplantes Bauvorhaben von .PrOfarchltekten" Oberprüfen läßt. Dabei handelt es sich
zwar um einen positiven Beitrag zur Ortsbildgestaltung, der jedoch auf sämtliche
Bauvorhaben ausgedehnt werden sollte, um damit auch den Gleichheitsgrundsatz zu
gewährleisten. Schließlich haben sowohl wohnbaugeförderte als auch nicht
wohnbaugeförderte Bauvorhaben den gleichen Einfluß auf das Ortsbild. Der Entwurf enthält
zwar wie die derzeit gOltige Bauordnung unverändert eine Bestimmung bezüglich des
ortsbildgerechten Bauens, diese sollte aber im Sinne des Wohnbauförderungsgesetzes
(PrOfarchitekten) erweitert werden. .

LiberalesFOMn - LandesarganisationBurget\land;A-7Q53Homstein, postfach26
TeIe(on \IM Fax: (02689) 33 92; Bankverbinclung:CA-BV (BlZ 11SSO)Kro.~. 0985-S2227JOO



LiberalesForum
Burgenland

Das LiberaleForum hofft, mit den o.a.VorschlägeneinenkonstruktivEmBeitragzur Vorlage
der neuen Bauordnung leistenzu dOrfenund steht fOroffene Fragengerne via Landesbüro
zur Verfügung . Ihr kompetenterAnsprechpartnerist Ing. GerhardKeiblinger.MItglieddes
LandesforumsBurgenland.

Mit der Bitte um Kenntnisnahmeverbleibenwir namensdes Teams

mit freundlichen

Solbritt Matich
LandesgesehäftsfOhre n

Ubef81e6Forum·undesorganisatio Burgenland;A-7053Homstein,Posf1Bch26
Telefon und Fax; (02689) 33 92;~ CA-fN (BLZ11850) 1Qc.-Nr.0985-62227100



Bem: Bgld. Baugesetz 1997 - Bargerbegutachtung

Mag. WolfgangFasching
cJoInstitut fUr Staats-und Verwaltungsrecht
UnivcrsitJI.tWien
Schottenbastei 10-16
1010 Wien

An das
Amt der Bgld.Landesregienmg
Landhaus
7000 Eisenstadt

Sehr geehrte Damen und Herren!

AmtderE!m;ir.mn~'Sll1.mdesrq:!erung
Einto:,l·.~~/i$

Eing~. t 7.S_. 1997 ~

Zahl~~. t..:: *..L\3.Qb. f

Wien, 15.9.1997

Amt der Bgld. Landesregierung

Zum Entwurf eines "Gesetzes, mit dem Bauvorschriften für das BurgeDland erlassen

werden (Burgenländisdacs Baugesea 1997)" erlaube ich mir, im Rahmen der

Bürgerbegutachtung nachstehende

Stellungnahme

abzugeben.

LAllgemeines:

Die mit dem vorliegcnden Gesetzesentwurf veri'olgten Intentionen der "Deregulierung,

Liberalisierung. Hannonisienmg und VeIWa1tungsvereinfachung" (Vorblatt zu den EB) im

Bereich dcs Baurechts sindgrundsätzlich sowohlvom Standpunkt der Rcchtsuntcnvori"enen als

auch der mit der Vollzichung der Bauvorscbriften in erster Linie betrauten Gemeindebehörden

zu begrüßen.

3O.SEP.1997
,.......'"'~



n. Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen:

Aus Gründen der Übersichtlichkeitsollte die Definition der B~grifFe "Baulinien" und

"zwingende Baulinien"aus § 4 Abs 3 herausgenommenund in § 2 verankert werden (vgl dzt

§ 2 Abs 10BauO).

Die Bestimmungwirft einigeUnklarheitenauf:

1.Nach den EB soll damitoffensichtlicheineRegelungnur fiir den Faß.getroffenwerden,

daß kein Bebauungsplan bzw keine Baurichtlinien erlassen worden sind. Daß die

Bebauungsweisennach wie vor grundsätZlichim Bcbauuugsplanbzw in denBaurichtlinicn

geregelt werden sollen. ist allerdings ausdrücklichim Gesetz zu veraDkem und der bloß

subsidäreCharakter der beabsichtigtenRegelungin der Formulierungdes Abs 1 zum Ausdruck

zu bringen (vgl dzt § 4 Abs 1 BauO). Unklar ist weiters, ob filr den Fall, daß kein

Bcbauungsplan bzw keine Baurichtlinienexistieren gem Abs 1 jede der dort genannten

Bebauungsweisen grundsätzlich cx: lege zulässig sein soll (von dieser Oberlegunggehen

offenbar die EB aus- vgl den zweiten Satzzu §4), oder ob die zulässigeBebauungsweiseim

Einzelfalldurch die ,,Baubehörde"festzulegenist (m diesemSinnder Gcsetzeswortlaut).Falls

der Gesetzgeber die erste Variante verwirkIlchen m6chte, ist die Formulierung "Die

Baubehärde 0" hat ... zuzulassen" zu vermeiden, da diese Formulierung auf eine

bescheidmäßige Zulassung hindeutet. Falls die zweite Variante intendiert ist, ist allerdings

klarzustellen, ob die Zulassung durch den Bürgermeisteroder den Gemeinderatzu erfolgen

hat. Außerdem ist zu klären, in welcher Form die BebauungsweisezuzuJassen ist: Da der

Gesetzesentwurf auf das einzelne Baugrundstück abstellt, hI.tte die Zulassung wohl in

Beschcidfonn zu erfolgen.Dies wiIft allerdings dasProblema~ daß die Bauplatzerklärung,

durch die gem § 4 der dzt gültigen BauO die Bebauungsweiseim Ausnahmefall festgelegt

wird, nach dem vorliegendenGesetzesentWurfnicht mehrvorgesehenist Die Zulassungbitte

daher durch einen eigenständigenBescheid zu erfolgen. Im Lichte der mit dem BauG

verfolgten Intention der Deregulienmg soUte jedoch dieses Ergebnis nach Möglichkeit

vermiedenwerden und Varianteeins der Vorzuggegebenwerden.

\



2. Ebenso ist gem Abs 3 zu klären,welche Behörde (Bürgermeister oder Gemeinderat) in

welcher Form (Bescheid oder Verordnung) die BauIinien zu erlassen hat.

1. Um klarzustellen daß die Abtretungsverpflicbtung nicht nur im Fall der Verbreiterung

sondern auch bei Ncuanlegung von Verkehrsfllchen besteht (vgl EB zu § 8 sowie dzt § 17

Abs 1 BauO). sollte Abs 1 lauten:

"Die Eigentümer von G17l1IIistückenim Baulandhaben Grzmdj/lichen, die zum Zwecke

der Aufschließung von Baugrundstücken für die AnJage neuer oder zur Verbreiterung

bestehender öffentlicher Verkehrsjlächen... "

2. Da die Abtretungsverpflichtung gem Abs 3 ausnahmslos bereits mit der

Beschlußfassung im Gemeinderat entstehen soll, erscheint die Anlmüpfung an die

Baubewilligung nicht konsequent; die Worte .,mii der Baubewi/igung oder" sollten daher

gestrichen werden.

Falls die Abtretung nachder Absicht des Gesetzgebersjedoch tatslchIic:h erst mit der

Baubewi1ligung ausgesprochen werden können soll, sollte die Formulierung des Abs 3 aus

Gründen der Klarheit lauten:

"Die Abtretungsverpflichtung entsteht ... und ist im Falle der Ertei1ung einer

Baubewilliczmg f§ 18) mit dieser. sonst mittels gesondertem schriftlichen Bescheid

auszusprechen. I'

Der KJammerausdruck in Abs 2 hat in der Mchmblform zu lauten "A.bgabepflichtige ".

In Abs 4 sollte der Zeitpunkt, an dem die Vcljibrungsfrist zu laufenbeginnt • gedacht ist

wohl an den Zeitpunkt. in dem die Abtretungsverpflichtung gem § 8 Abs 1 entsteht ­

ausdrücklich festgelegt werden.



1.Die Formulierungdes Einleitungssatzeslegt den Schlußnahe, daß fiir alle Bauvorhaben

ein ,,Bauverfahrencc durcbzufi1hrenist. Aus § 16 Abs 1 und 2 ergibt sich allerdings, daß

geringfügige Bauvorhaben keinem .,Bauverfahren"unterUegcn.Der .Einleitungssatzdes § 15

sollte daher beispielsweiselauten: ,.FolgendeArten vonBauvorhobenwerdenunterschieden:..

2. Die Bezeichnung .,Bauverfahren"ist offensichtlichals Oberbegriffzu den in den §§ 17

und 18 bzw § 20 geregelten Verfahren(',Anzeigeverfahren"und "Bewilligungsverfahren"bzw

AbbruchbewiDigungsverfahren)zu verstehen. Aus Gründen der Klarhheit sollte der Begriff

,,Bauverfahren" in einem eigenen Abs 2 legaldefiniertwerden; ,,(2) UnterBauverfahrenim

Sinne dieses Gesetzes ist dasAnzeigeverjaJuen(§ J7), dD5Baubewilligungsverfahren(§ J8)

sowiedas Abbruchsbewjlligungsverfahren(§ 20) zu verstehen.11

Damit wäre hinsichtlichallerBestimmungen,die andenBegriff"Bauverfabren"anknüpfen,

zweifelsfreiklargestellt, daßsie sichauf alle genanntenVeriährensarten• und nicht etwa bloß

auf das Baubewilligungsverfahren- beziehen (vgl etwa die Regelung der Paneiste11ungin

§ 211).

Vorbemerkung;

Die grundsätzliche Problematik des § 17 liegt darin, daß zur Baufiihrung entgegen der

Paragraphenüberscbriftnicht alleindieBauanzeigedurch den Bauwerber ausreicht, sondern die

Baufiihrung erst aufgrund eines behördlichenAktes (',Baufreigabe")zulässigist. § 17 normiert

daher in Wahrheit kein ,,Anzeigeverfahren"sondern ein vereinfachtesBewiJligungsverfahren.

Damit eröfihcn sich jedoch grundlegende Probleme betreffend Parteistellung,

Bescheidzuste11ung,Rechtsschutz etc.; diese Problemesind im vorliegenden Gesetzesentwurf

allerdingskeiner systematischenLösungzugefiihrt(vgldazu sogleichPkt 3. bis7).

Zu überlegen wäre daher grundsätzlich,ob man das Vedähren nach § 17 nicht als echtes

Anzeigeverfahren ausgestalten sollte, bei dem die Vorlage der Unterschriften der

Gnmdstücksnachbam und eine vollständigeBauanzeige tUrdie Baufiiluung ausreichen. Die

Behörde hätte in diesem Anzeigeverfahrendie Unterlagen binnen einer bestimmten Frist zu

prüfen, und nur bei Nicht-Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen das

BewiIligungsverfahrengem § 18 einzuleiten.Falls die Behördezur Ansicht kommen sollte, daß

der Bauwerber die Voraussetzungen erfiillt, Wäre keine bescheidmäßige Baufreigabe

>1'



notwendig, sondern könnte der Bauwerber spätestensnach Verstreichender Frist mit dem Bau

beginnen.Die Rechte der Nachbarn wären dadurchgew~ daß sie durch Verweigerung der

Unterschrift die Einleitung des Baubewilligungsverfahrens erzwingen und damit die

Einränmung der Parteiste1lung bzw die Möglichkeit zur Erhebung von Einwendungen

erreichenkönnten.

Falls jedoch an der im vorgliegendenEntwurf vorgesehenen Konzeption eines

vereinfachten BewiIligungsverfahrensfestgebalten wird, sollten folgende Punkte beachtet

werden;

1. In Abs 1 sollte statt ..BaubehÖTde(l. Instanz)" in Übereinstimmungmit § 33 Abs 1 die

Bezeichnung..BaubehördeersterInstanz" bzw nur "Baubehörde" verwendetwerden.

2. In Abs 2 sollte nicht auf den ,,letztgültigen&CGnmdbuchsauszugsondernbeispielsweise

auf einen" Gnmdbuchsauszug, der nicht tllter als xr Monate ist 11 abgestellt werden (vgi dzt

§ 90 Abs 1 BauO).

3. Gcm Abs 2 ist weiters ein ,.ADrainerverzeichnis"gefordert. Zu Idären ist, welchen

Personen die Anrainereigenschaftzukommt, da die Anrainer offensichtlichnicht mit den

Nachbarn im Sinneder Eigentümerder angrenzendenGrundstückeident sind.

4. Es ist beabsichtigt,den Nachbarn auchim AnzeigeverfahrenParteiste1lungeinzuräumen

(§ 16 Abs 2 Wm § 21 Abs 1). Diesfalls ist die Foimulierung,. •.. der an das Baugrundstück

angrenzendenNachbarn... ,. im ersten Satz des Abs 2 unzweckmäßigund sollte statt dessen

lauten" ... der Nachbarn (§2J) ... I'

ZuAbs 5:

4. Nach dem Gesetzesentwurfist die Baufreigabebzw der Freigabevermerkals Bescheid

zu qualifizieren. Wenn man bedenkt, daß auch den Nachbarn im Anzeigeverfahren

Parteistellung zukommen soll, ist es inkonsequentund auch ver&ssungsrechtlichbedenklich,

daß dieser Bescheid offensichtlichnur demBauwerberzugestelltwerden soll.



5. Zum zweiten Satz" Gegen eine solche Baufreigabe stnd Rechtsmittel nicht zuldssig. "

ist anzumerken, daß gem Art 119a Abs S B-VG gegen einen letztinstanzlichenBescheid der

Gemeinde im eigenenWukungsbereichstets das Rechtsmittelder Vorstellungzulässig ist. Eine .~

einfachgesetzliche Bestimmung~ die das Rechtsmittel der VorsteUung ausschließt, ist

verfassungswidrig. Der zweite Satz des § 17 Abs S müßte daher. verfassungskonform so

interpretiert werden. daß lediglich ein ordentliches Rechtsmittel (dh die BetUfung an den

Gemeinderat) ausgeschlossen,die Vorstellungan die BH gem § 77 GemO dagegen sehr wohl

zulässig ist. Aus Gründen der Rechtsklarheit wäre es freilich zu begrüßen, wenn dieser

Umstand im Gesetzestext eindeutig semen Niederschlag finden wUrde, zB durch die

Formulierung" Gegendie Baufreigabeist einordentlichesRechtsmittelnicht zultJssig. "

6. Das Rechtsmittel der Vorstellung(bzw in weiterer Folge die Beschwerdmöglichkeitan

den VwGH und VfGH) steht alljenen Personenzu, die durch den Bescheiddenkbarer Weise in

ihrensubjektivenRechten verletzt seinkönnen.Daher sind auch die Nachbarn als Parteien des

Anzeigeverfabrenszur Erhebung dieser - außerordentlichen- Rechtsmittel berechtigt. Es sollte

daher klargestellt werden, daß auch ihnendieBaufi'eigabezuzustellenist.

7. Viee versa sollte allerdingsauch dem Interesse des Bauwerbers. sich bei Vorliegen der

gesetzlichen Voraussetzungen keinem Baubcwilligungsvcrfahrengem § 18 unterziehen zu

müssen, Rechnunggetragen werden; in Abs 7 wäre daher klarzustellen,daß die Au1forderung,

um Baubewilligunganzusuch~ in Bescheidformzu ergeben hat. Dieser Bescheid wäre dann

vom Bauwerber • allenfalls auch nur durch Vorstellung - bekämpfoar. Hingewiesen sei in

diesem Zusammenhang auch auf die Regelung des § 70a Abs4 der neuen Wiener BauO,

LGBl1996ISS. der im vereinfachtenB~gsverfahren die bcschcidmäßigcUntersagung

der Baufiihrung vorsieht, wenn die gesetzlichenVoraussetzungennicht vorliegen.

Die Verordnungsennächtigung ist aufgrundmangelndergesetzlicherBestimmtheitwegen

Verstoßes gegen Art 18 B-VG verfassungswidrig(unzu)üsige formalgesetzlicheDelegation).

Die Verfassungskonformität könnte erreicht werden, indem die von der

Verordnungse.rmächtigung erfaßtcn Arten von Bauvorhaben und Baugebiete sowie die

Möglichkeiten der Bauerleicht.erungenin § 25 näher umschriebenwerden. (Warum findet sich



diese Umschreibung- zumindestteilweise ~ nur in denEB und nicht gleich im Gesetzestext?).

Ansonstensollte die Bestimmungersatzlosgestrichenwerden.

Die Anordmmgvon Sicherungsmaßnahmengem § 31 Abs 5 fiiIlt als Angelegenheitder

.,örtlichen Baupolizei" im Sinne des Art 118 Abs3 Z 9 B-VG zweifellos in den eigenen

Wukungsbereich der Gemeinde.Lediglich die Vollstreckungvon Bescheiden fällt nach der

Judikatur des VwGH und VfGH in den übertragenen Wukungsbcrcich.§ 31 Abs 5 sollte daher

aus der Aufzählung in § 34 gestrichen werden (Unverständlichder letzte Satz der EB zu

§ 341).

Die Möglichkeit der Aufsichtsbehörde,einenBescheidwegen NlChtigkeitgem § 84 Abs 1

lit d) GemO aufhebenzukönnen,sollteaufFtlle ..gravierendet' Gese~drigkeiten beschränkt

bleiben. Eine derart wcitge&ßte Befugnis der Aufsichtsbehördc, in Angelegenheiten des

eigenen WIrkungsbereiches in rechtskräftige Bescheide der Gemeinde einzugreifen, ist im

Lichte des Erfordernisses der Rcchtssichcrhcit genauso bedenklich wie aus

verfässungsrechtlichen Überlegungen. Die Gesetzwidrigkeiten, die zur Nichtigkeit der

Bescheide fUhren,solltengcnau definiertwerden (vgldzt § 109 BauO).

Mit freundlichenGrüßen

-

AmtderBurgenländlschenlandesregierung

Eingel. 3 O.SEP.1991
·~~h' .~fY!J;;~P::..C::~.~.~!.~R;..~J.~~...- -

Vorakt Beilcaen Bearbeiter
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Amtderßurgsnl:indisr.henL~nd9sreglerung
C'..1 ..••• ' -. '~4lr,

----'''"'jr- .. ---i
..1. l261SEP.1997 !
l/rP,..vo,..L1OG/40-11S'f)--,

Kammer der

Architekten und

Ingenieurkonsulenten

für Wien,

Niederösterreich

und Burgenland

Amt der
Burgenländischen Landesregierung
Abt VI/1

Freiheitsplatz 1
7001 Eisenstadt

Wien, 19.9.1997
GZ 764/1-2/97vh

Betrifft: Entwurf eines Gesetzes, mit dem Bauvorschriften für das
Burgenland erlassen werden (Burgenländisches ;Baugesetz 1997- Bgld.
BauG)

Sehr geehrter Herr Landesrat Kaplan!

Bezugnehmend auf obigen Gesetzesentwurf erlaubt sich die Kammer der
Architekten und Ingenieurkonsulenten für Wien, Niederösterreich und
Burgenland einige zusätzliche Ergänzungen vorzubringen.

Erfreulicherweise wurden bereits eine Reihe von Anregungen und
Änderungen in die vorliegende Fassung aufgenommen.

Dennoch möchten wir speziell auf den Umstand hinweisen, daß im
vorliegenden Entwurf der Begriff "Befugter Fachmann" aufscheint, ohne
näher definiert worden zu sein. Wir schlagen deshalb vor, diesen Begriff
explizit zu erläutern und dabei unbedingt eine Verankerung des
Ziviltechnikers als einen solchen befugten Fachmann vorzunehmen.

Zusätzlich möchten wir nochmals auf die besondere öffentliche Stellung des
Ziviltechnikers speziell im Rahmen eines Bauverfahrens hinweisen, da
durch die Einbindung des Ziviltechnikers als sogenannter "verlängerter Arm"
der Behörde, eine raschere und effizientere Verfahrensabwicklung möglich
ist.

A-1040Wien

Karlsgasse 9

Fon: (+43-1) 505 1781

Fax: (+43-1) 505 1005

Zivilt~chnik~r sind staatlich

b~lugt~ und b~~id~t~ Archit~kt~n

und Inl~ni~urkonsul~nt~n.

Insbesondere im Bereich der Baufreigabe, Bauüberwachung und zr
Begutachtung von Plänen könnte der Ziviltechniker zu einer Entlastung der
Verwaltung beitragen, und somit den Zielen der Deregulierung und
Liberalisierung des Baurechts zum Durchbruch verhelfen.

Di~ Kamm~rn eer "rchit~kt~n

und Ing~ni~urkonsul~nt~n

werden durch f'hrenamthch."

BerufsVf'ftrerrr rf!'nr.l'.···,· .
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Die besondere Stellung der Ziviltechniker spiegelt sich auch in der Tatsache
wider, daß Ziviltechniker Urkundspersonen im Sinne des § 292
Zivilprozessordnung sind und somit die Stellung eines "technischen Notars"
genießen.

Die Kammer der Architekten und Ingenierukonsulenten für Wien,
Niederösterreich und Burgenland regt daher an, Ziviltechniker explizit in dem
vorgesehenen Gesetzesentwurf aufzunehmen.

Mit dem Ersuchen um Berücksichtigung dieser Anregung verbleiben wir

mit freundlichen Grüßen

Der Präsident:

Architekt Dip!. Ing. Ge r
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Be;,;irkshauptmanl1schaft Oberwart

7400 Oberwett. i-Iauptplatz 1.. Bg/cI.

Tel.03352/410 Parteienverkehr:t», Mi.,Fr.8 - 12 Uhr Fax 03352/410·100

h/:
!~: Bauordnung - Entwurf.

An das

Amt der Bgld. Landesregierung

Abteilung VIl1

7001: Etsenstadt

überwart: 25.9.1997
Sachbearbeiter:

DW: .

In der Anlage wird die Stellungnahme des Hofrat Dr. Franz Scheinecker

~um Entwurf der Bgld. Bauordnung vorgelegt.

Der aez\ ~~Ptmann
Ma/r~ng

Amtder6crge."lllliG:~;.;~:::;i Lan~~reglerung I
AEir.~L:.;':~_~· ·:.~ie

Eir"J~J. '$6)SEP.1997
Zc.~1 ..0.r~.~!:-..f.~5?~!.~~=..~~?:

Vorald 111Beilagen I Ih.o.crboil:tr



Bezirkshauptmannschaft Oberwart
7400 Oberwart, Hauptplatz 1

Telefon (03352)-410
Telefax

(03352)-410/100

'. ~

Oberwart, am 22.9.1997

An das
Amt der Bgld. Landesregierung
Abteilung VII1
7001 Eisenstadt

I. Grundsätzliches:
1. In der Problemstellung werden von M. die Schwachstellen der bh:her geltenden

Ba. richtig aufgezeigt. Der Pendelausschlag in die andere Ric~tung ist aller­
dings zu groß. Bezeichnenderweise fehlt daher in der Zielsetzung der Schutz
der Nachbarrechte. Bezweifelt darf darüberhinaus die Kostenerspamis für den
Bauwerber werden.

2. Ich hätte versucht, anerkannte und bewährte Bestimmungen der bestehenden
Bauordnung beizubehalten, Entbehrliches zu streichen und Beschränkengen
vorzunehmen(z. B.. Geltungsbereich, Bauplatzerklärungspflicht und Baubswilli­
gungspflicht, Nichtigkeitsgründe). Sehr erweitert hätte ich aber die Begriffsbe­
stimmungen und dc~hei die Niederösterreichische Bauordnung besonders be­
nützt, deren techniscter Teil auch Vorbild sein könnte.

11.Zu den einzelnen Bestimmungen.

§ 1. Die Abgrenzung zur Bundeskompetenz ist dürftig und der Praxis nicht dienlich.
Eine deutliche Abgrenzung zu den wichtigsten Bundeskompetenzen wie sie
die §§ 1 und 3 Vlbg Ba hat, wäre empfehlenswert.

§ 2. Begriffsbestimmungen sind ein Maßstab für die Brauchbarkeit und Güte eines
Gesetzes. Was der Gesetzgeber nicht definiert, ist durch Auslegung der Be­
hörde an Hand der Judikatur und Lehre zu machen (siehe Hauer, Der Nach­
bar im Baurecht, 4. Auflage, LINDE) Verwaltungsvereinfachung, Rechtssicher­
heit und Kostenerspamis wird daher nicht stattfinden; Nachbilden des § 2
NÖBO, 134 WBO, Gew.O. und Wasserrechtsgesetz wäre dringend geboten.

§ 3 a Nach den bisherigen Bestimmungen des § 3 war ein Deponiegrundstück
nicht geeignet - jetzt schon?

b Die Erschließung, die Ver- und Entsorgung muß tatsächtlich gewährleistet
sein, d.h. rechtl. sichergestellt und techn. möglich - ist damit zu wenig (Vw.
25.4.1996, 96/06/0037)?

§ 4 Abs. 1
a) die 15 m Breite könnte entfallen.



b) Die Begriffsbestimmung "Bau linie" gehört in § 2.
c) Zu und Umbauten bei bestehendem Altbestand müßte beachtet werden.

§ 14. Geschoßzahl, gibt es eine Beschränkung, eine Höhenbestimmung?

§ 16. Ohne nähere Definitionen gibt diese Bestimmung ein reiches Auslegungsfeld
und ist so sicher nicht verwaltungsvereinfachend wie ja die bisherige Be­
stimmung des § 89 zeigte.

§ 21. Die Bestimmungen über Parteien und Nachbarrechte sind nur für ein "Son­
nenscheinverfahren" geeignet, wenn der Bauherr alles tut was der Baubehör­
de paßt (bzw. SV) und die Nachbarn damit einverstanden sind.
Der Nachbarbegriff ist viel zu eng, der "übergangene Nachbar' wird nicht be­
rücksichtigt u.a.m. (Vorschlag) und auf das VfGHErk. 21.3.86, B 179/84, Sig.
10.844 wird hingewiesen!
In dieser Formulierung ist der Beschwerdeflut Tür und Tor geöffnet und
widerspricht der bisherigen Rechtsauffassung ! und wenn, dann gleich konse­
quent, d.h. wie geplant nur der Anrainer ist Nachbar und dieser hat keine
subjektiv öffent\. Rechte - auch nicht aus dem RplG, Die Baubehörden sind
ja zur Gesetzestreue verpflichtet!?
Sollte es bei der Formulierung des § 21' bleiben, dann sollte den' Baubehör­
den gleich das Buch von Sen. Präs HAUER über die Rechtsstellung des
Nachbarn im baubehördlichen Bewilligungsverfahren und in sonstigen Bau­
verfahren (485 Seiten) mitgeliefert werden.

Zu § 38 Ob es tatsächlich ohne Übergangsbestimmurigen geht (anhängige Ver-
fahren)? .

Vorschlag:

Eigentümer benachbarter Liegenschaften sind dann Parteien, wenn der geplante
Bau und dessen Widmung ihre im § erschöpfend festgelegten subjektiv-
öffentlichen Rechte berührt und sie spätestens, unbeschadet Absatz 4 bei der
mündlichen Verhandlung Einwendungen im Sinne des § gegen die ge-
plante Bauführung erheben. Alle sonstigen Personen, die in ihren Privatrechten
oder in ihren Interessen betroffen werden, sind Beteiligte (§ 8 AVG). Benachbarte
Liegenschaften sind jene, die mit der vom Bauvorhaben betroffenen Liegenschaft
eine gemeinsame Grenze haben oder deren Grenzen in einer Entfernung von
höchstens 20 m vom geplanten Gebäude oder der geplanten baulichen Anlage lie­
gen oder von einer höchstens 20 m breiten öffentlichen Verkehrsfläche von dieser
Liegenschaft getrennt sind und im Falle einer Trennung durch eine öffentliche Ver­
kehrsfläche der zu bebauenden Liegenschaft gegenüberliegen.

Weist ein Nachbar der Behörde nach, daß er ohne sein Verschulden daran gehin­
dert war, die ParteisteIlung nach Abs. 3 zu erlangen, kann er seine Einwendungen
im Sinne des § 2 Zif. 20 gegen die Bauführung auch nach dem Abschluß der
mündlichen Bauverhandlung bis längstens drei Monate nach dem angezeigten
Baubeginn vorbringen und ist vom Zeitpunkt des Vorbringens dieser Einwendun­
gen an Partei; eine spätere Erlangung der ParteisteIlung ist ausgeschlossen.
Solche Einwendungen sind vom Nachbarn binnen zwei Wochen nach Wegfall des
Hindernisses für ihre Erhebung bei der Behörde einzubringen, die die Bauverhand­
lung anberaumt hat.

1



Im Enteignungsverfahren ist außer dem Enteignungswerber der Eigentümer (jeder
Miteigentümer) der zu enteignenenden Grundflächen Partei; dinglich Berechtigte,
deren Privatrechte hiedurch berührt werden, sind nur Beteiligte, denen nur inso­
weit im verwaltungsrechtlichen Verfahren Parteienrechte zukommen, als die Be­
hörde über die sie betreffenen Entschädigungen entscheidet. Dasselbe gilt für Ei­
gentumsbeschränkungen und Grenzberichtigungen.

Nachbarrechte:
Subjektiv-öffentliche Nachbarrechte, deren Verletzung die Eigentümer (Miteigentü-
mer) benachbarten Liegenschaften (§ ) im Bewilligungsverfahren geltend
machen können, werden durch folgende Bestimmungen, sofern sie ihrem Schutz
dienen, begründet:
a) Bestimmungen über den Abstand eines Gebäudes oder einer baulichen Anlage

zu den Nachbargrundgrenzen, jedoch nicht bei Bauführungen unterhalb der Erd­
oberfläche;

b) Bestimmungen über die Gebäudehöhe;
c) Bestimmungen über die flächenmäßige Ausnützbarkeit von Bauplätzen;
d) Bestimmungen der Bebauungsvorschriften hinsichtlich der Fluchtlinien;
e) Bestimmungen. die den Schutz vor Immissionen, die sich aus der widmungs­

gemäßen Benützunp eines Gebäudes oder einer baulichen Anla~13 ergeben
können, zum Inhalt haben. Die Beeinträchtigung durch Irnmisslor.eri, die sich
aus der Benützung eines Gebäudes oder einer baulichen Anlage zu Wohn­
zwecken oder für Stellplätze im gesetzlich vorgeschriebenen Ausmaß ergibt,
kann jedoch nicht geltend gemacht werden.

f) Bestimmungen über jie BaueinsteIlung bei Bauvorhaben, die ohne die erforder­
liche Bewilligung ausgeführt werden;

g) Bestimmungen über die Beseitigung von Baugebrechen und von vorschrifts­
widrigen Bauten.



AMT DER BURGENlANDISCHEN LANDESREGIERUNG
Landesrat Karl KAPLAN

Zahl:

Betreff: Burgenländisches Baugesetz;
Schreiben des Osterr. Zivil-Invalidenverbandes

Eisenstadt, am 29. September 1997

DIEN/~TZETTEL

Abteilung VI/1

im Hause

In der Anlage wird die Stellungnahme des Osterreichischen Zivil-Invalidenverbandes

vom 25. September 1997 betreffend Burgenländisches Baugesetz zur gefälligen

Kenntnisnahme übermittelt.
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Pu Schreiben vom Unse'e Zeichen Eisenstadt

2.5.September 1997

Jrgenland I Burgenländisches Baugesetz I Bautechnikverordnung

tikel im Kurier vom 24. September 1997

shr geehrter t-:orr Landesrat!

uer Bezuqnahrne auf Medienmeldungen der letzten Tage (siehe Anlage 1) erlauben wir uns, wie

Igt Stellung zu nehmen, insbesondere zu Ihrer Feststellung, daß Vertreter des Österreichischen

vil-Invalidenverbandes (ÖZIV), Landesgruppe Burgenland an der Neugestaltung des Burgen­

ldischen Baugesetzes mitgearbeitet haben.

Jfgrund Ihrer Einladung waren Vertreter des ÖZIV in der Phase der Vorarbeiten zum neuen

Jrgenländischen Baugesetz bzw. der Bautechnikverordnung eingebunden, - allerdings haben

isere Vorschläge bzw. Einwände nur rudimentär Eingang in die derzeit vorliegenden Texte

sfunden (bille entnehmen Sie die Vorschläge des ÖZIV zum Burgenländischen BaugesetzI

autechnikverordnunq den Anlagen 2 und 3).

esondere Sorge der behinderten Menschen gilt der vertikalen Aufschließung mit Liften, die in den

~genwärtigen Fassungen nicht definiert ist.

ies ist insofern von Bedeutung, als die derzeit geltende burgenländische Definition von

Jelnwohnhäusern" (die in dieser Form ein österreichisches Unikum darstellt) einen Großteil

essen umfaßt, was in unserem Bundesland an Wohnraum errichtet wird.

leibt nun einerseits die Definition des .Kleinwohnhauses" bestehen und findet keine Bestimmung

rm verpflichtenden Einbau von Aufzügen ab einer bestimmten Geschoßzahl Eingang in Bauge­

~tzlBautechnikverordnung, werden Neubauten weiterhin für behinderte Menschen unzugänglich

)sterreichischer Zivil-lnvalidenverband - Landesgruppe Burgenland

7000 Eisenstadt, Esterhazyslraße 35, Telefon und Fax 02682112 107
Bankverbindung: Bank Burgenland. Blz: 51.000, Kto.-Nr.: 900-158-283/00



Blatt - 2 . des Schreibens des Österreichischen Zivil.lnvalidenverbandes, landesgruppe Burgenland vom 25.09.97

unbenutzbar errichtet werden. Eine Situation, die nicht nur gegenwärtig für die von uns vertre­

sn Personengruppe unbefriedigend ist, sondern langfristig auch volkswirtschaftlich ungünstige

Nicklungen nach sich ziehen wird.

iesichts der demographischen Entwicklung wird es von Bedeutung sein, der burgenländischen

ölkerung trotz höheren Lebensalters und der damit einhergehenden körperlichen Einschrän-

g solange wie möglich ein Maximum an Mobilität zu erhalten, weil damit organisatorisch und

nziell aufwendige Pflege- und Betreuungsaktivitäten entweder nicht notwendig oder erst sehr

t eingesetzt werden müssen. Das unbehinderte Betreten und Verlassen der eigenen Wohnung

'. des Wohnhauses ist eine Nesentliche Maßnahme zur Verlängerung jenes Lebensabschnittes

em ausreichende Mobilität noch unbetreutes, selbständiges Wohnen ermöglicht.

iters war es eine unserer Anregungen, ein Fachreferat für barrierefreies Bauen einzurichten,

einerseits gewährleisten soll, daß vxgegebene Richtlinien entsprechende Berücksichtigung

en und andererseits als Beratungsstelle sowohl für Bauträger als auch Privatpersonen dienen,

, zumal es im Burgenland noch keine spezielle Stelle gibt, die auf diesem Gebiet entsprechende

rmationen zur Verfüqunp stellen kano. Man bedenke hiebei besonders jene Situation, wenn

;)rund von Krankheit oder Unfall die I lJtwendigkeit besteht, eine Wohnung oder ein Wohnhaus·

sprechend zu adaptieren, um einerseits in der geänderten Lebenssituation im gewohnten

iensraurn bleiben zu können, andererseits auch die größtmögliche Selbständigkeit und Mobilität

ein sicher1ich von jedem von Ihnen/uns angestrebtes selbstbestimmtes Leben zu erhalten .

.bitten Sie daher, das Ihre dazu beizutragen, daß unsere Vorschläge zum Burgenländischen

JgesetzlBautechnikverordnung ausreichend Berücksichtigung finden und danken Ihnen im

aus für Ihr Verständnis und Ihr entsprechendes Engagement.

Mit freundlichen Grüßen

~7 /
./ -. // .(. /.» X'

L(.(1'/.:,( (lt.i-\"rC,,-
(Emilie Karall)
Landesobfrau



ier" vom 24.9.1997
ort: Chronik

, Morgen

ur! zu neue. Baugesetz verqiat behinderte Menschen

Seite: 11

die SP

P-Mandatare kritisieren: Beschluß des vorliegenden Papiers wäre eine
ane Chance

-er ha r d Al tmann

;chwere Bedenken gegen den vorliegenden Entwurf für ein neues
resetz äußern SP-Sozialsprecherin Edith Mühlgaszner und
~nergiesprecher Helmut Bieler. Ihre Partei unterstütze die
>ürokratisierung von Bauvorhaben voll, auf die Fragen des
lndertengerechten Bauens uno des Energiesparens habe das
:ändige Regierungsmitglied, VP-Landesrat Karl Kaplan, aber
Eenbar vergessen", kritisieren die beiden.

"Der Entwurf erklärt die Probleme von Behinderten und das
rgiesparen praktisch zur Privatangelegenheit - ein falsches
nal", sind sich Mühlgaszner und Bieler einig. Behinderte Menschen
nden illi Alltag vor vielen Problemen, die auch auf rücksichtsloses
en zurückzuführen seien, so Mühlgaszner.

Doch die geplante Bautechnik-Verordnung sehe nur vor, daß öffentlich
ängliche Häuser und die allgemein nutzbaren Teile von Wohngebäuden
rrierefrei auszuführen" sind. Das ~ei zu schwammig formuliert. Bei

'breiten und Hauszugängen sollten z~mindest für öffentliche Gebäude
1 mehrgeschossige Wohnbauten behd nce r t enqe r echt.e Normen ge'lten,
!nso für Naßräume.

Während die alte Bauordnung in Geb~uden mit mehr als vier
.lgeschossen einen Aufzug zwingend ~orsah, wurde dieser Passus im
Jen Entwurf ersatzlos gestrichen. Außerdem fehle eine Regelung für
1 Mindestbedarf an Kinderspielflächen und Pkw-Abstellplätze bei
Sßeren Wohnein~eiten.

Energiepaß für Häuser

Bieler wiederum ist mit den vorgesehenen Wärmeschutzanforderungen nur
dingt zufrieden. Er vermisse die Vorschreibung eines Energiepasses
r Gebäude, wie ihn die EU seit 1993 fordert, außerdem plädiert
eIer dafür, besonders energiesparende Bauten höher zu fördern.

Kaplan weist die Kritik zurück: An den Entwürfen hätten sowohl
s auch Vertreter des Zivilinvalidenverbandes mitgearbeitet,

Lßerdem würden sie sich noch im Begutachtungsstadium befinden, so
Lß konstruktive Vorschläge noch berücksichtigt werden könnten.

~PA:OnlineManager
Seite 1 von 1



Blall· 2 .~ Schf~ibens des Osl~neiChisch~n Zivil.lnvalidenv~rband'!s, Landesgru~ Burgenland vom 12.06.97

Stellungnahme des Österreichischen Zivil-Invalidenverbandes,

Landesgruppe Burgenland zum Entwurf elnes Gesetzes,

mit dem Bauvorschriften für das Burgenland erlassen werden

Burgenländisches Baugesetz 1997 - Bgld. BauG) ZI.: VI/1-G-134/17-1997

~bschnitt - Allgemeines

§ 3 - Zulässigkeit von Bauvorhaben (Baupolizeiliche Interessen)

,,3. Nach Maßgabe des Verwendungszweckes "~em Stand der Technik, insbesondere

bezüqlich."

nach d) Gesundheit und Hygiene ist hinzuzdügen als

"e) ZugänglichkeitiBarrierefreiheit".

Derzeitiger Punkt e) wird zu Punkt f)

, Abschnitt- Sonderbestimmungen

§ 23 • Öffentliche Interessen

"Als öffentliche Interessen im Sinne dieses Abschnittes gelten insbesondere solche

der. ..Verkehrssicherheit oder der Gesundheit. U

ist zu ergänzen: "00'Verkehrssicherheit, der Gesundheit oder der

Zugä ng lieh keitlB arrierefreiheit. U

I
" '),.



Korrekturvorschläge und Anmerkungen des
Österreichischen Zivil-Invalidenverbandes, Landesgruppe Burgenland

"zum Entwurf der Bautechnikverordnung im.
Burgenländisches Baugesetz 1997 - Bgld. BauG

Erster Abschnitt, allgemeine technische Bauvorschriften:
.ischen die bestehenden §§ 7 und 8 ist ein weiterer § mit folgendem Titel und Text einzufügen:
.rt ikale Erschließung
\\'ohngebäuden mit mehr als zwei Geschossen mÜS5~n alle Geschosse - auch Kellergeschosse und
.chgeschosse dann, wenn in ihnen Wohnungen vorgesehen sind - miteinander durch einen
rsonenaufzug, dem Stand der Technik entsprechend. (Kabinenmindestgröße 1,10 m/l,40 m)
munden und von den notwendigen Verbindungswegen aus zugängig sein.

Zt. § 8 (6): der erste Satz ist durch den folgenden zu ersetzen'. Für öffentliche Bauten und
Ist n.äuser. etc. ist eine entsprechende Anzahl von Toilettenanlagen vorzusehen, wovon mindestens
le als Behinderten-WC auszuführen ist.

§ 15 (1) ist durch folgende Formulierung zu ersetzen: Bauliche Anlagen, die öffentlichen Zwecken
enen und nicht den privaten Wohn- bzw. Lebensbedürfnissen. sind nach dem jeweiligen Stand der
-chnik barrierefrei zu planen und auszuführen.

§ 15 (2) ist durch folgende Formulierung zu ersetzen: Bauliche Anlagen, die ganz oder
.erwiegend für die Benützung durch behinderte Menschen bestimmt sind. sind mit den, der jeweiligen
-hinderungen entsprechenden Standards der Technik und Betreuung. barrierefrei zu planen und
szuführen.

§ 15 (3) ist durch folgende Formulierung zu ersetzen: Bei Wohngebäuden, ausgenommen die
bergeschosse von Kleinwohnhäusern ohne Aufzug. sind die einzelnen Wohnungen so zu planen, daß
e gegebenenfalls mit minimalem Aufwand für die Benützung durch behinderte Menschen ausgestattet
erden können (anpaßbarer Wohnbau).

I § 15 (..) ersetzt alten Absatz 3,2: Die außerhalb der einzelnen Wohnung gelegenen, für die
eni.itzung durch alle Bewohner vorgesehenen Gebäudeteile. wie Zu- und Eingänge, Korridore,
ufzüge, Tiefgaragen und dgl. sind entsprechend dem Stand der Technik barrierefrei zu planen und

J szu führen.

Jläuterungen:
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Blatt· 3 . des SchreIbens des Osleflelchlschen Zjvil·lnvahdenverbandes. Landesgruppe BJ;Jenland vom 28.07.1997

1)

bäude bis zum zweiten Obergeschoß können, wenn auch nur mit beachtlichem Aufwand,

;hträglich mit Schrägaufzügen adaptiert werden. Daher ist es, unter Einbeziehung

hnischer, finanzieller, vor allem aber volkswirtschaftlicher Argumente unabdingbar,

bäude die darüber hinausgehende Geschoßzahlen aufweisen, von Anbeginn an mit

fzügen auszustatten.

2)

I öffentliche Gebäude und Gebäude oder Gebäudeteile, dIe diesen gleichzusetzen sind,

Sinne des § 15 behinderten !Jlenschen zugänglich gemacht werden sollen, muß im

nne dieser fortschrittlichen Philosophie auch sichergestellt werden, daß auch die

mitäranlagen den Bedürfnissen behinderter Menschen gerecht werden.

j 3)

.er war klarer zu formulieren; insbesondere die Einschränkungen des im Entwurf

)rgelegten zweiten Satzes des § 15 (1) waren ersatzlos zu streichen, da erfahrenen

raktikern sogut wie keine .Gebäudete.le in Betriebsbauten" bekannt sind, die nicht von

shinoerten Menschen im Zuge ihrer Berufsausübung unter Umstanden betreten werden

,üssen.

d 4)

lie vorgeschlagenen Formulierung deckt sich mit den Inhalten des Satzes des Entwurfs,

cheint aber präziser die Intentionen des Gesetzgebers auszudrücken.

rd 5)

~it diesem Text ist sichergestellt, daß jedenfalls auch die Erdgeschoße von

(leinwohnhäusern zugänglich und benutzbar sind und dem gesetzgeberischen Willen,

anpaßbaren Wohnbau" zu erreichen, Rechnung getragen wird.



write@kommicon.co.st on 97.09.1312:10:52

An:
Kopie: (Blindkopie: post vdILAO-VOIBLRGlAT)
Thema: Entwurf des Bgld. Baugesetzes 1997

Gibt es schon einen Entwurf f.d. neue Heizungsanlagengesetz (Schutzmaßnahmen f.
Kleinfeuerungen)? Wenn ja, wie/wo kann ich diesen Text bekommen? Wenn nein, wann
wird es den Entwurf geben?

Danke fuer Ihre Antwort.

M.f.G. Franz Bauer

Franz Bauer
Zahling 59
7562 Eltendorf
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etrifR' Stellungnahmezum Bgld. Baugesetz 1997
§ 9 Abs. 2.
Bezahlungund Wiederherstellungnach 20 Jahren

Die Gemeindenwerden ermächtigtdurchVerordnungdes Gemeinderatesvon den
igentümem Beiträge zur Deckungder Kosten einzuheben.

Haben Sie sich einmalgefragt,wie sichdas ein Pensionistleistenkann, der nicht einmaleine
findestpensionvon 7.000,- bekommt.Ich mußjedes Jahr ein Ansuchenstellen,daß ich die 7.000,-
bekomme.Von diesemBetrag muß ich alleLeistungenerbringen,die in einemHaushaltanfallen

Jas, Wasser, Strom, Telefon,Gemeindeabgaben,Kanalgebühr,Müllabfuhr,div. Versicherungen,
tc.... ). Es fragt die Landesregierungund auch die Gemeindenicht, ob ich diverseReparaturen,die in
inemHaus anfallen,bezahlenkann. Ich kann auch nichtzu Ihnenkommen,wenn ich zuwenigGeld
afür hätte.

Vor-der Novelle 1993 findenwir, daßfür die Anrainereiner Straße mehrRücksicht
enommenwurde, da die Gemeindenach 6 Monatendie Straße sowie den Gehsteigübernommenhat
nd für die Erhaltungzuständigwar. Die Hauptstraßewird fast mehrbefahren,als die Landesstraße,
10 die Anrainerkeine Leistungentätigen.

Sie habenauf den kleinenPensionistenvergessen.Das kanneinmalbei den nächstenWahlen
öse Überraschungengeben.

Ich glaube,daß das Land und die Gemeindegenug Abvben und Steuernkassieren,daß von
lemGeld die 'Reparaturenbezahltwerden können.Warumwar frühermöglich,obwohlnach dem
~eg das ganzeLand erst aufgebautwerden mußte. '

Mit besten Grüssenund mit der Bitte auf die
"kleinenLeute" mehrRücksichtzu nehmen

rgsnlämi:sc;:enl~desreglerung
E;:-,~,,,!: i,;.tcli9
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vevre@englneerlng.co.et on 97.09.3013:08:52

y;

An:
Kopie: (Blindkopie: post vd1LAD-VDIBLRGlAT)
Thema: Entwurf des Bgld. Baugesetzes 1997

Da wir als PlanungsbQro bereits seit bald einem Jahr mit der Nö
Bautechnikverordnung
und den damit enstandenen Problemen kämpfen erwarte ich die Bgld BtVo trotzdem mit
gutem Gewissen.

Ich hatte Interesse, auch die Bautechnikverordnung zu begutachten. Ist geplant eine -eigene- E
zu erfinden oder wird eine bereits bestehende <z.B. NöBtVo) verwendet. ~~v~

Als GerQcht habe ich gehört, daß die Verpflichtung für die Errichtung eines Aufzuges bei mehr
als 3 Vollgeschoßen entfallen soll. Da ich mir so eine Qualitätsminderung unseres Wohnbaues
nicht vorstellen kann, ersuche ich um Aufklärung. .

mfg Bmstr. Peter Vavra, techno BQro

Bmstr. Peter Vavra
Sued-Ost-Gasse 3
7210 Mattersburg

AmtderBurgen/ändischenlandesregierung

Eingel.
- t [':;T.1997
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MARKTGEMEZNDE DEUTSCHKREUTZ
7301 DEUTSCHKREUTZ. Hauptstraße 79

Tel.: 02613/80203, Telefax Nr.: 02613/8020322, DVR: 69159

Zahl: 131-0/1997

Entwurf Bgld. Baugesetz 1997
Stellungnahme

An das
Amt der Bgld. Landesregierung
Landesamtsdirektion - Verfassungsdienst

Freiheitsplatz 1
7000 EIS E N S T A D T

Zum Entwurf des Bgld. Baugesetzes wird seitens der Marktgemeinde
Deutschkreutz folgende Stellungnahme abgegeben:

1) Beim Anbau an eine seitliche Grundstücksgrenze tritt immer wieder
das Problem der Dachüberstände bzw. der Dachtraufen auf, weil
das Dach an der anzubauenden Seite abgeschnitten werden muß.
Dieser Umstand wirkt sich negativ auf das Ortsbild aus. Es sollte
bei Einigung zwischen Bauwerber und Anrainer auch möglich sein,
in einem Abstand von 30 cm von der anzubauenden Grundgrenze
entfernt das Gebäude zu errichten. Es würde dadurch der Dach­
überstand bzw. die Dachtraufe ermöglicht und das Ortbild nicht
gestört.

2) Die im Par. 16 festgelegte Frist von 14 Tagen für die Prüfung,
ob ein Bauverfahren für geringfügige Bauvorhaben durchzuführen
ist oder nicht, scheint zu gering. Es wird nicht immer möglich
sein, innerhalb dieser Frist Werbe- und Ankündigungsein­
richtungen, Gerätehütten und Abstellflächen bis zu 2 Kraft­
fahrzeugen durch einen Sachverständigen beurteilen zu lassen.

3) Die Beurteilung, ob ein Bauvorhaben geringfügig ist (ob bau­
polizeiliche Interessen bestehen) wird zu verschiedenen Hand­
habungen in den einzelnen Gemeinden führen. Für gleichge­
lagerte Fälle wird es in der Gemeinde X ein Bauverfahren geben,
die Gemeinde Y wird bei großzügiger Auslegung davon absehen.



4) Die Einführung der Einmesspflicht für Gebäude bedeutet für die
Bauwerber zusätzliche Kosten und erhöht den Verwaltungsauf­
wand. Es wäre zu prüfen. ob diese Einmessungen nicht durch das
Vermessungsamt vorgenommen werden können.

5) Das Fehlen von Bestimmungen über die Ausfertigung der Baupläne
(Maßstäbe. farbliche Anlegung. Bestände). das Fehlen von Be­
stimmungen über öffentliche Verkehrsflächen (Steigungen.
Mindestbreiten von Straßen und Gehsteigen u.dgl.) sowie Formu­
1i erungen wi e "geei gnet" (Par. 2/5), "entsprechend" (Par. 3
Ziffer 6) und "maßgeblich" (Par.4/2) werden in den einzelnen
Gemeinden zu einer unterschiedlichen Auslegung führen. Es wird
Diskussionen darüber geben. warum in der Gemeinde X ein aus­
führlicher Plan. in der Gemeinde Y nur eine einfache Zeichnung
für die Einreichung eines Vorhabens genügt. warum in der
Gemeinde X der Gehsteig 1.3 m breit sein muß. während in der
Gemeinde Y 0.7 mausreichen.

Deutschkreutz. 24.9.1997

Mit freundlichen Grüßen
Der Bürgermeister:

AmtderBurgerdändischenLandesregieM1g
Einlauf:tdle

Eingel~'(3 O.SE')1997
Zahl.W~~f:;.f.:;..1~~!~;...~~rr
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Amt der
Burgenländischen Landesregierung
Landesamtsd1rektion
Landhaus
7001 BISENSTADT

7400 OberwIrt. Bglel.,Rechte Bac:hg.81
Tel.03362/404
T.lefax 03352/404·20

Aueen,teIl.:
7000 elaenlblclt, BahnstraB' 45
Tel.02& 82/e2354
T.lefax 02882/6235414

Dr.AK/HG - Bgld.Baugesetz
Sachbearbeiter: Dr. KOLLAR
Tel.Durchwahl: 25

1997-09-29

Betritftb StellUngnahme zum Entwurf 4es Bgld.Bau­
gesetzes 1997 • Bgld.BauG 1997

Sehr geehrte Damen und Herren

Zunächst erlauben wir uns die Feststellung, daß wir den ;~inge­

sChlagenen Weg zur Deregulierung und Vereinfachung be9~.~en

und glauben, daß mit dem vorliegenden Entwurf des Bauges~tzes

1997 ein wesentlicher Schritt in diese Richtung getan ~~cde.

Zu einzelnen Punkten des Entwurfes dOrfen wir Stellung nehmen
wie folgt:

1. Zu I 2: Der Ersatz des bisher verwendeten und veralte:en
Begriffes RBauherr 11 ist grundsätzlich positiv, allerding~1 die
neue Formulierung RBautriger" mißverständlich. Als BautJ: lt.ger
wird einschlägig bezeiChnet, wer Bauvorhaben organisator"isch
und kommerziell abwickelt. So besagt z.B. die Gewerbeorä~ung

in § 225 Abs 4, daß Bautrager ist, wer die organisatoris':~he

und kommerzielle Abwicklung von Bauvorhaben (Neubauten, durch­
greifende Sanierungen> auf eigene oder fremde Rechnung t~­

sorgt. Das vor kurzem in Kraft getretene Bauträgervertra~sge­

setz stellt klar, daß Bauträger jede natürliche oder jux·isti­
sche Person ist, die sich verpflichtet, Eigentum, Wohnungsei­
gentum, Baurecht, Bestandrecht oder sonstiges Nutzungsrecht,
einschließlich Leasing an %u errichtenden oder durchgreifend
zu erneuernden Gebäuden, Wohnungen oder Geschäftsräumen ~u

übertragen oder einzuräumen.

Der Begriff des BautrAgers ist daher nach unserem Dafürh~lten

grundsätzlich unternehmerisch besetzt. Weniger mißverständlich

I.PIk A.-ta ~.
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erscheint uns der Begriff "Bauwerber", der im Obrigen in den
§§ 14 ff verwendet wird. Erst in den §§ 27 ff wird dann wieder
vom "Bauträger" gesprochen.

2. Zu I 4 Abs 21 Bei fallenden Grundstücken sollte die zuläs­
sige Gebäudeh6he von Nebengebäuden genauer definiert werden.
Hier treten in der Praxis immer wieder Probleme auf.

3. Zu I 61 Die vorschreibung betreffend Schutzräume sollte mit
Erlassung eines Zivilschutzplanes gekoppelt sein.

4. Zu I 8: Sind Grundstücke, die vor der Abtretung'breiter als
15 Meter, nach erfolgter vorschreibung der Abtretung jedoch
schmäler sind, Bauplätze? Diesbezuglich erscheint eine Klar­
stellung erforderlich.

Die Formulierung des 2. Satzes im Abs 4 erscheint bedenklich.
Dienstbarkeiten erlöschen zwar u.a. durch Verzicht, jedoch
nicht dadurch, daß sie gegenstandslos werden. Außerdem ist ei­
ne L6schung im Grundbuch (auf der Basis des Bescheides) erfor­
derlich. Mögliche Formulierung: "Wenn die Gemeinde bescheidmä­
ßig feststellt, daß die auf den abgetretenen Grundfläche~ be­
stehenden dinglichen Rechte der Nutzung als Verkehrsfläche
entgegenstehen oder mit der Übertragung in das öffentliche Gut
gegenstandslos werden, können diese grundbucherlich gelös=ht
werden" .

Unklar erscheint die systematische Eingliederung der erstmals
ausgesprochenen Kostentragung der Gemeinde.

s. Zu I 181 Als Eigentumsnachweis sollte nach wie vor gelten
- ein Grundbuchsauszug, der nicht älter als 6 Monate sein
darf, gegebenenfalls
- eine einverleibungsfähige Urkunde, aus der sieh der Anspruch
auf Einverleibung des Eigentumsrechtes im Grundbuch ergibt.
Bekanntlich bedarf es nämlich zur grundbdcherlichen Durchfüh­
rung von KaUfverträgen häufig noch zeitaufwendiger Nebentätig­
keiten, z.B. Einholung diverser Genehmigungen, wie agrarLe­
hördliche Genehmigung von Teilungsplänen, grundverkehrsbehörd­
liehe oder aufsichtsbehördliche Genehmigung von Kaufverträgen
sowie Freigabe durch die Pinan~landesdirektion in Form der
Ausstellung der Unbedenklichkeitsbescheinigung, sodaß die
grundbueherliche Durchführung häufig erst Monate nach dem Ver­
tragsabschluß erfolgt.
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6. Zu I 30~ Ist die Fertigstellungsanzeige tatsächlich nur bei
"Fertigstellung des Gebäudes" erforderlich 7 Wie verhält es
sich mit zu- und Umbauten?

Fraglich ist weiters, ob die Beilagen taxativ aufgezählt sind.
Bei größeren Bauvorhaben sind nämlich häufig sicherheitstech­
nische Einrichtungen vorzusehen, Brandmeldungen, Notanlage,
Sprinkelanlage udgl. Müssen hier positive Gutachten über die
Funktionsfähigkeit vorgelegt werden?

Die Bezeichnung eines "befugten Fachmannes" erscheint zu weit­
reichend. Ist darunter jeder Techniker zu verstehen, z.B. Bau­
leiter einer gemeinnutzigen Bauvereinigung, Architekt, d~r das
Bauvorhaben geplant hat? Im Gegensatz zu § 26, wo der Begriff
des "befugten Fachmannes" in den erläuternden Bemerkungen nä­
her ausgeführt wird, fehlt eine Konkretisierung dieses Begrif­
fes.

weiters ist der 4. Satz mißverständlich - wann hat die Bauhe­
hörde die SchlußprUfung vornehmen zu lassen? Generell, wenn
eine Fertigstellungsanzeige nicht erfolgt oder nur bei Mkngeln
oder wesentlichen Abweichungen ? Aus der systematischen Anord­
nung ist Zweiteres zu schließen, wohl aber nicht gemeint.

Ab wann werden die 3 Wochen berechnet ? Auch diesbez~glich

scheint eine Klarstellung erforderlich.

mit

Wir ersuchen um Ihre geschätzte Kenntnisnahme und zeichnen

AmtderBurgenläfidischenlandesregierung

Eingel. - 2.OKT.1997
Zo!'1 LAf}-VP-L1obI~o -AS51".......................................

Vorokt I Beilagen Bearbeiter

Außerdem betrifft sich diese Gesetzesbestimmung offensichtlich
nur auf die Fertigstellung von nichtbewilligungspflichtigen
Bauvorhaben. Diesbezöglich ist eine Klarstellung erforderlich,
allenfalls mit Anordnung einer Baufreigabeverhandlung für be­
wil11gungspf11chtige Bauvorhaben.

DS/Büro Eisenstadt
zur Kenntnis
Obmann
GF
HV-R,B
T
A



Entwurf,

der einer Bürgerbegutachtung unterzogen wurde

samt

Erläuterungen und

übersichtlicher Zuordnung

der eingelangten Stellungnahmen

im Bürgerbegutachtungsverfahren

BEILAGE C



Allgemeines

Die derzeitigenlandesrechtliehenGrundlagendesBurgenländischenBaurechtessind die
BurgenlandischeBauordnung1969, LGB/.Nr.13/1970in der FassungLGB/.Nr. 11/1994, die
Wärmeschutz-undHeizungsverordnung,LGB/.Nr.56/1982, die Burgenlandische
Schutzraumverordnung.LGB/.Nr.27/1985, unddie Reichsgaragenordnungvom 17. Februar
1939,dRGBl.I S 219.

Die Baurechtsreformsieht im wesentlichenfolgendeNeuerungenvor:

Der rechtliche Teilsoll künftig in einemBaugesetz,die technischenVorschriftenin einer
Verordnungenthaltensein.Die Umsetzungder VereinbarungengemäßArt. 15aB-VG über die
Einsparung vonEnergie,LGB/.Nr.55/1995, und SchutzmaßnahmenfürKleinfeuerungen.LGB/.
Nr. 56/1995, soll im wesentlichenin einemeigenenBurgen/ändischenHeizungsan/agengesetz
erfolgen.Die Rege/ungder WärmedämmungvonBauteilensoll in derBautechnikverordnung
erfolgen.

VorDurchführungeinesBauvorhabensist nur mehrein Bauverfahren(Anzeige-oder
Bewilligungsverfahren)erforderlich.Ein eigenesBaup/atzerklärungsverfahrenist nicht mehr
vorgesehen;der Bewilligungswerberhat sich vorP/anungsbeginnbeider Behörde überdie
Bebauungsvorschriftenzu erkundigen.

GeringfügigeBauvorhabenmüssenderBaubehördekünftig mitgeteiltwerden;einAnzeige- oder
Baubewilligungsverfahrendafür ist nicht erforderlich.Sofern die Nachbarndem Bauvorhaben
zugestimmthaben, sind die meistenBauvorhabenkünftignur nochanzeigepflichtig,z.B. auch
die Errichtung einesEinfamilienhausesbis zu einer Wohnnutzflächevon 150m'. Wenndem
Bauvorhabenkeine Gründeentgegenstehen,ist wedereine Verhandlungnoch ein Bescheid
erforderlich.Die Unterlagensind von der Gemeindezuprüfen und binnen6 Wochenmit einem
Stempel versehen("Baufreigabe'')zu retournieren.

Alle übrigenBauvorhaben(Bauvorhabenüber 150m:ZoderanzeigepflichtigeVorhaben,denen
die Nachbarnnicht zugestimmthaben)bedürfenwie bishereiner Verhandlungund
bescheidmäßigenBewilligung.

Bei den Nachbarnwird die Parteistellungauf die Eigentümerder unmittelbarangrenzenden
Grundstückeeingeschränkt,da sich bisherin derPraxisoft Problemebei der Feststellungder
Parteistellungergebenhaben.

Die Fertigstellungvon Gebäudenist derBaubehördeanzuzeigen,wobeidie Schlußüberprüfung
primär von einem befugtenFachmanndurchzuführenist. Wennaberkein
Schlußuberprüfungsprotokollbeigebrachtwird,hat dieBaubehördeeine Schlußüberprüfung
durch einen Bausachverständigenzu veranlassen.

Der Entwurf enthält die Möglichkeitder nachträglichenVorschreibungvonAuflagen sowie
Sonderrege/ungenfür Bauerleichterungen,wennöffentlicheInteressenvorliegen.

Gestrichenwurdendie BestimmungenbetreffendGebäudehöhe,Bebauungsdichte,
Ergänzungsflachen.Grenzver/egungundReihen.Die Teilungund Vereinigungvon
Grundstückenim Bau/and bedarfkünftigkeinerBewilligungderBaubehorde.

Seite1



Die Bestimmungen über Gebäudehohen und Bebauungsdichte haben sich in der Praxis zwar als
weitgehend entbehrlich herausgestellt und sind im Entwurf daher nicht mehr enthalten, es
besteht jedoch weiterhin die Möglichkeit, diese Angelegenheiten in Bebauungsplänen bzw.
-richtlinien zu regeln.

Seite2
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LAbschnitt
Allgemeines

§1
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz regelt das Bauwesen im Burgenland.

(2) Vom Geltungsbereich dieses Gesetzes sind insbesondere ausgenommen:
1. Verkehrswege,
2. Abfallbehandlungsanlagen, für die BewHligungennach den abfallrechtlichen

Vorschriften erforderlich sind,
3. Bauten, die vorübergehenden Zwecken dienen und den veranstaltungsrechtlichen Vor­

schriften unterliegen,
4. Bauwerke im Zusammenhang mit Ver- und Entsorgungsleitungen, ausgenommen

Kläranlagen.

ErläuterndeBemerkungen:Die Kompetenzdes Landesgesetzgeberszur Erlassungeines dem
Entwurf entsprechendenLandesgesetzesist im allgemeinenauf Grundder Generalklauseldes
Art. 15 Abs. 1 B-VGgegeben.Durch dieses Gesetzwerdendie Zuständigkeitendes Bundesfür
bestimmteBauwerke(z.B.Bergbau-,Eisenbahn-,Luftfahrts-, Verteidigungs-,Wasserkraft-und
öffentliche Schiffahrtsanlagen)und Vorschriften,wonachfür Bauvorhabenzusätzliche
Bewilligungenerforderlichsind (z.B. Gewerbe-,Wasser-,undNaturschutzrecht),nicht berührt.

Soweitfür baulicheAnlagen vorübergehendenBestandeseineBewilligungnach dem
BurgenländischenVeranstaltungsgesetzerforderlichist, erscheinteineAusnahmeeiner solchen
Anlage vom Geltungsbereichdes vorliegendenGesetzesentwurfesgerechtfertigt,da im
veranstaltungsrechtlichenVerfahrenauch baupolizeilicheAspektezu überprüfensind; gleiches
giltfür die Abfallbehandlungsanlagen.

Bauwerke im Zusammenhangmit Ver-undEntsorgungsleitungenkönnenbeispielsweise
Pumpstationen,Kanalschachte.Transformatorenstationen,Masten, Strom-, Wasser-und
Gasleitungensein.

Stellungnahmen der Bürgerbegutachtung:

Zu § 1:

BH Oberwart (Pr. Scheinecker) (39):
Die Abgrenzung zur Bundeskompetenz ist dürftig und der Praxis nicht dienlich. Eine
deutlichere Abgrenzung zu den wichtigsten Bundeskompetenzenwie sie die §§ 1 und 3 der
Vorarlberger Bauordnung hat, wäre empfehlenswert.

Ing. Iohannes Weghofer, Wiesen. (8):
§ 1 Abs. 2 ltt. 4 sollte lauten: "Bauwerke im Zusammenhang mit Ver- und
Bntsorgungslettungen, welche nachweislich keinerlei Beeinträchtigung von
Personen und Sachen hervorrufen, ausgenommen Kläranlagen (von den in den
Erläuterungen angeführten Fallbeispiel sind insbesondere Pumpstationen-Lärmbelästigung.
Transformatorenstationen, Masten insb. Funk, Stromleitungen - Elektrosmog, und
Gasleitungen - Explosionsgefahrtbedenklich).
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§2
Begriffsbestimmungen

(1) Bauten sind Anlagen, die mit dem Boden in Verbindung stehen und zu deren
werkgerechter Herstellung fachtechnische Kenntnisse erforderlich sind.

(2) Gebäude sind Bauten, die von Menschen betreten werden können und Räume
zum Schutz von Menschen, Tieren oder Sachen allseits umschließen.

(3) Bauwerke sind alle anderen Bauten.

(4) Bauvorhaben sind die Errichtung oder Änderung von Gebäuden oder Bauwerken
und damit im Zusammenhang stehende Maßnahmen, die baupolizeiliche Interessen
berühren.

(5) Baugrundstücke sind Grundstücke, die für Bauvorhaben vorgesehen und geeignet
sind.

(6) Bauträger ist, in wessen Auftrag und auf wessen Kosten Bauvorhaben ausgeführt
werden.

Erlliuternde Bemerkungen: Diese Begriffsbestimmungen haben sich bewährt und wurden
von der geltenden Bauordnung übemommen.

Nicht im Zusammenhangmit der ErrichtungeinesBauwerkesoder Gebäudesstehende
Maßnahmen,z.B. Anschüttungen,sind nichtvomBaugesetzum/aßt.

Der bisherverwendeteund veralteteBegriff "Bauherr"wirddurchden Begriff "Bauträger"
ersetzt.

Stellungnahmen der Bürgerbegutachtung:

Zu § 2:
BH Oberwart (Dr. Scheineckerl (39):
Die Begriffsbestimmungen sind nicht ausreichend. Was der Gesetzgeber nicht definiert, ist
durch Auslegung der Behörde anband der Judikatur und Lehre nachzuholen, was der
Verwaltungsvereinfachung, Rechtssicherheit und Kostenersparnis widerspricht.

Kurt Fleischhacker . Eisenstadt (20 ):
Die Begriffsbestimmungen sind sicherlich nicht ausreichend. Es fehlen unter anderem
Gebäudehöhe. Hauptgebäude und Nebengebäude,.......

Zu § 2 Abs. 2:
Helmut Reithofer, Eisenstadt. (6):
Sind Balkone und Terrassen, die an zwei oder drei Seiten umschlossen sind, Gebäude?
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Zu § 2 Abs. 2:
Thomas Ried., Eisenstadt. (30):
Alexander Lehner, Eisenstadt. (31):
Marie-Theres Riedl. Eisenstadt. (32):
Teresa Lehner, Eisenstadt (33):
Barbara Riedl, Eisenstadt (34):
Heinrich Lehner. Eisenstadt (35):
Die Anmerkung ist unverständlich formuliert.

Zu § 2 Abs. 3:
Helmut Reithofer, Eisenstadt. (6):
Wohin gehören überdachte Schwimmbecken?

Zu § 2 Abs. 4:
Dr, Iohann Veraszto. Schandorf, (7):
Zum Bauvorhaben gehört auch der Abbruch von Gebäuden oder Bauwerken. Ein
Bauvorhaben ist eine Maßnahme, die Gegenstand eines Bauansuchens ist (VwGH Zl.
65/74). § 20 sieht ein Abbmchbewilligungsverfahren vor.

Gemeinde Neuberg im Burgenland (1):
Sind Anschüttungen und Niveauänderungen ohne Einbindung des Anrainers nun
unbeschränkt möglichl?

Gemeinde Badersdorf (11):
Entscheidet der Bürgermeister im eigenen Wirkungsbereich gegen Aufschüttungen und
Abgrabungen im Bauland selbst oder wird ein Beschwerdeführer (Nachbar) auf den
Zivilrechtsweg verwiesen?

Zu § 2 Abs. 5:
Marktgemeinde Deutschkreutz (44, verspätet eingelangt):
Die Formulierung "geeignet" wird zu unterschiedlichen Auslegungen führen.

Zu § 2 Abs. 6:
Oberwarter gemeinnützige Bau-. Wohn- und Siedlungsgenossenschaft(45. verspätet eingelangt):
Die neue Formulierung "Bauträger" ist mißverständlich. Als Bauträger wird einschlägig
bezeichnet, wer Bauvorhaben organisatorisch und kommerziell abwickelt (§ 225 Abs. 4
Gewerbeordnung; siehe auch das Bauträgervertragsgesetz).

§3
Zulässigkeit von Bauvorhaben

(Baupolizeiliche Interessen)

Bauvorhaben sind nur zulässig, wenn sie
1. dem Flächenwidmungsplan, dem Bebauungsplanffeßbebauungsplan bzw. den

Bebauungsrichtlinien nicht widersprechen,
1. den Bestimmungen dieses Gesetzes und den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen

Verordnungen entsprechen,
3. nach Maßgabe des Verwendungszweckes dem Stand der Technik, insbesondere

bezüglich
a) Festigkeit und Standsicherheit
b) Benützungssicherheit und Barrierefreiheit
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c) Wärme-, Schall- und Brandschutz
d) Gesundheit und Hygiene
e) Feuchtigkeitsschutz und Energieeinsparung
entsprechen,

4. das Orts- oder Landschaftsbild nicht wesentlich beeinträchtigen,
5. durch ihre bestimmungsgemäße Benützung eine Gefährdung oder das ortsübliche

Ausmaß übersteigende Belästigung der Nachbarn nicht erwarten lassen sowie
6. die Erschließung (Zufahrt) und die Ver- und Entsorgung entsprechend gewährleistet

sind.

Erlautemde Bemerkungen: Bauten konnen eine Gefahr für das Leben und die Gesundheit der
Menschen herbeiführen. Daher ist jeder, der einen Bau errichtet, verpflichtet, die dadurch
entstehenden Gefahren auf das geringstmögliche Ausmaß herabzusetzen. Diese Bestimmung
bildet den zentralen Prufungsm aßstab im Bauverfahren. Wenn die in dieser Bestimmung
normierten baupolizeilichen Interessen gewahrt werden, ergibt sich die Zulässigkeit des
Bauvorhabens und besteht ein Rechtsanspruch auf die Erteilung der Baubewilligung bzw.
Baufreigabe. FÜrdie baubehördliche Prüfung ist auch die Bautechnikverordnung heranzuziehen
(Z 2 und 3). FÜr die Beurteilung ist injedem Fall ein Bausachverständiger beizuziehen. Unter Z
4fällt auch die Prüfung der Wahrung des Ensembleschutzes oder Gebietscharakters.

Die Erschließung (Zufahrt) ist "entsprechend gewährleistet", wenn sie dem Verwendungszweck
das Baues entspricht und zumindest rechtlich gesichert ist. Ist die Zufahrt Über öffentliche
Verkehrwege nicht möglich, wird eine grundbücherlich« Sicherstellung der Zufahrt Über
Privatgrund erforderlich sein.

Stellungnahmen der Bürgerbegutachtung:

Zu § 3:
BH Oberwart (Pr. Scheinecker> (39):
Nach den bisherigen Bestimmungen war ein Deponiegrundstück nicht geeignet - jetzt
schon? Die Erschließung, die Ver- und Entsorgung muß tatsächlich gewährleistet sein, d.h,
rechtlich sichergestellt und technisch möglich. Die Formulierung ist daher nicht
ausreichend.

Bemhard Rorenits. zagersdorf (15):
Gebäudehöhe. Bebauungsdichte, Grenzverlegung und Reihen waren oft Anlaß zu
Nachbarschaftsstreitigkeiten. Diese Bestimmungen wären im Gesetz wieder zu regeln oder
in allgemeingültigen Bebauungsrichtlinien festzuhalten.

Kurt Fleischhacker. Eisenstadt (20):
Es fehlen Bestimmungen über die Anderung von Grundstücksgrenzen im Bauland
(Feuermaueri), eine Regelung über die Höhe von Bauten, eine Regelung, wie die Höhe
gemessen wird (vom verglichenen Gebäude, vom gewachsenen Gelände, vom höheren
Nachbargrundstückz). Weiters fehlen Bestimmungen über Veränderungen des Geländes im
Bauland. Für die Herstellung von Abstellplätzen für Kraftfahrzeuge sollte wieder jeweils
eine Mindestanzahl der Stellplätze festgelegt werden.

Ing. Iohannes Weghofer. Wiesen (8):
Regelung über die Gebäudehöhen sind unbedingt erforderlich, da durch den Wegfall der vis
ä vis-Nachbarrechte diese im Recht der ausreichenden Belichtung gefährdet sind, z.B,
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Gebäudehöhe über Straßenßuchtlinienabstand + Brüstungshöhe.)
Die Wortfolge "dem Stand der Technik" sollte entfallen. da ansonsten ein Widerspruch des
Standes der Technik zu der laut Abs. 2 zu erlassenden Verordnung entstehen könnte, da
sich der Stand der Technik laufend weiterentwickelt. In den Erläuterungen sollten die
Bausachverständigen definiert werden (Ziviltechniker und/oder Baumeister).

Marktgemeinde Deutschkreutz (44. verspätet eingelangt):
Das Fehlen von Bestimmungen über öffentliche Verkehrsflächen (Steigungen,
Mindestbreiten von Straßen und Gehsteigen etc.) wird in den einzelnen Gemeinde zu einer
unterschiedlichen Auslegung führen. Es wird Diskussionen darüber geben, warum in der
Gemeinde X der Gehsteig 1,3 m breit sein muß, während in der Gemeinde Y 0,7 m
ausreichen.

Zu § 3 Z. 3 lit. b:
SPO-Klub (24):
Im Burgenland sind etwa 35 000 Personen behindert. Dazu kommen noch Personen. die
durch Krankheit, Unfall oder sonstige Umstände temporär behindert sind. weshalb eine
stärkere Akzentuierung des barrierefreien Bauens notwendig ist (in der
Bautechnikverordnung sollten Türen und Zugänge, Naßräume und .Aufzüge dezitiert
geregelt werden). Weiters fehlt eine Regelung über den Mindestbedarf an
Klndersplelflächen bei Häusern mit mehreren Wohneinheiten und über die Anzahl der
PKW-Abstellplätze.

Burgenländischer Behindertensportverein. Steinbrunn. (22):
Der vorliegende Entwurf ist ein Affront in erster Linie den behinderten, den alten und
gebrechlichen Mitbürgern sowie den Müttern mit Kinderwägen gegenüber. Der Entwurf ist
viel zu vage formuliert. Es muß dezitiert festgehalten werden - und dies speziell bei
Zugängen, Rampen, Naßräumen.Aufzügen ... - wie diese auszuführen sind, damit man von
behindertengerecht überhaupt reden kann. Zumindest die Einhaltung der ONORMB 1600
muß Verpflichtung werden, vor allem bei jenen Bauten, die mit öffentlichen Mitteln
gefördert werden.

Zivilinvalidenverband. (40):
Die Aufschließung der Gebäude mit Liften muß gewährleistet sein. Bleibt die Deflnitton des
"Kleinwohnhauses" bestehen und findet keine Bestimmung zum verpflichtenden Einbau
von Aufzügen ab einer bestimmten Geschoßanzahl Eingang ins Baugesetz bzw. die
Bautechnikverordnung, werden Neubauten weiterhin für behinderte Menschen
unzugänglich und unbenutzbar errichtet werden. Dies wäre für die Invaliden unbefriedigend
und volkswirtschaftlich ungünstig. Weiters wird angeregt, ein Fachreferat für barrierefreies
Bauen einzurichten, das einerseits gewährleisten soll, daß vorgegebene Richtlinien
entsprechende Berücksichtigung finden und andererseits als Beratungsstelle sowohl für
Bauträger als auch Privatpersonen dienen soll, zumal es im Burgenland noch keine
spezielle Stelle gibt, die auf diesem Gebiet entsprechende Informationen zur Verfügung
stellen kann.

Baumeister Peter Vavra. Mattersburg (43: verspätet eingelangt):
Als Gerücht habe ich gehört, daß die Verpflichtung für die Errichtung eines Aufzuges bei
mehr als drei Vollgeschoßen entfallen soll. Da ich mir so eine Qualitätsminderung unseres
Wohnbaues nicht vorstellen kann, ersuche ich um Aufklärung.
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Zu § 3 Z 3 lit. c:
SPO-Klub, (24):
Wir fordern offensive Vorschriften für die zeitgemäße Baupraxis. die sowohl für Neubauten
als auch für Sanierungen Geltung haben müssen und die auch dem heutigen Stand der
Technik entsprechen (in der Bautechnikverordnung sollen anstelle von K-Werten die
international üblichen U-Werte verwendet werden, eine Energiekennzahl von 65
KWh/mzlJahr sollte für ein "Standardhaus" erforderlich sein, ein Energiepaß oder
Energieausweis sollte entsprechend den EU-Richtlinien verpflichtend eingeführt werden).

Zu § 3 Z 4:
Liberales Forum Burgenland. (36):
Das Burgenländische Wohnbauförderungsgesetz schreibt vor, daß der Förderungwerber sein
geplantes Bauvorhaben von Prüfarchitekten überprüfen läßt. Dabei handelt es sich um
einen positiven Beitrag zur Ortsbildgestaltung, der jedoch auf sämtliche Bauvorhaben
ausgedehnt werden sollte um damit auch den Gleichheitsgrundsatz zu gewährleisten.
Schließlich haben sowohl wohnbaugeförderte als auch nicht wohnbaugeförderte
Bauvorhaben den gleichen Einfluß auf das Ortsbild. Diese Bestimmung sollte daher im
Sinne des Wohnbauförderungsgesetzes (Prüfarchitekten) erweitert werden.

Zu § 3 Z 5:
Gemeinde Neuberg im Burgenland (1):
Was passiert, wenn ortsübliche Belästigungen durch Aussterben eines Berufsstandes
wegfallen? Z.B. Viehhaltung in der Landwirtschaft? Ist dann neuerliche Viehhaltung
möglich?

Gemeinde Badersdorf (11):
Reichen die im Flächenwidmungsplan festgelegten Widmungsarten aus, um ausgestorbene
Betriebe oder Neugründungen zu genehmigen?

Zu § 3 Z 6:
Marktgemeinde Deutschkreutz (44, verspätet eingelangt):
Die Formulierung "entsprechend" wird in den einzelnen Gemeinde zu einer
unterschiedlichen Auslegung führen,

§4
Bebauungsweisen und Abstände

(1) Die Baubehörde hat unter Berücksichtigung des Ortsbildes für ein
Baugrundstück eine der folgenden Bebauungsweisen zuzulassen:
1. geschlossene Bebauung, wenn die Hauptgebäude in geschlossener Straßenfront beidseitig

an die seitlichen Grundgrenzen anzubauen sind,
2. halboffene Bebauung, wenn die Hauptgebäude an einer seitlichen Grundgrenze

anzubauen sind und gegen die andere seitliche Grundgrenze ein Abstand von
mindestens 3 m einzuhalten ist,

3. offene Bebauung, wenn gegen beide seitlichen Grundgrenzen ein Abstand von
mindestens 3 m einzuhalten ist.
Für die offene Bebauungsweise ist eine Grundstücksbreite von mindestens 15 m
erforderlich.
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(2) Bei allen Bebauungsweisen ist vom Hauptgebäude gegen die hintere Grundgrenze
ein Mindestabstand von 3 m einzuhalten. In der seitlichen und hinteren Abstandsfläche
sind Nebengebäude und andere untergeordnete Bauten bis zu einer Außenwandhöhe von
3 m mit einer Dachneigung von höchstens 45° zulässig, sofern die maßgeblichen
baupolizeilichen Interessen nicht verletzt werden.

(3) Die Baubehörde kann insbesondere aus Gründen des Anrainerschutzes unter
Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten abweichend von den Bestimmungen der
Abs. 1 und 2 die Abstände von Bauten zu den Grundgrenzen durch die Festlegung von
Baulinien und zwingenden Baulinien bestimmen. Baulinien sind die Grenzlinien, innerhalb
derer Bauten errichtet werden dürfen; zwingende Baulinien sind jene Grenzlinien, an die
anzubauen ist.

Erläuternde Bemerkungen: Die Anordnung der Gebäude zu den Grenzen des Bauplatzes
(''Bebauungsweise'') soll grundsätzlich von den Gemeinden in Bebauungsplänen bzw. bis zur
Erlassung eines Bebauungsplanes in Bebauungsrichtlinienfestgelegt werden (§ 21 und 25 a des
Burgenlandischen Raumplanungsgesetzes). Für den Fall, daß dies nicht erfolgt ist, werden im
§ 4 des Entwurfes zulässige Bebauungsformen genannt. Die "gekuppelte" Bauweise wird
namentlich nicht mehr angeführt, ein "kuppeln" von zwei Gebäuden ist jedoch durch die im
Abs. 1 Z 2 vorgenommene Änderung der bisherigen halboffenen Bebauungsweise zulässig. Um
den Interessen des Anrainerschutzes oder auch des Ortsbildes im Einzelfall entsprechend
Rechnung tragen zu können, läßt Abs. 3 durch die Festlegung von Baulinien Abweichungen von
den Abstandsbestimmungen des Abs. 1 zu.
Stellungnahmen der Bürgerbegutachung:

Zu § 4 Abs. 1:
Gemeinde Neuberg im Burgenland (1):
Warum ist das Bauen im Abstand von 1 m zur Nachbargrundgrenze nicht mehr zulässig?
(Vorteil: keine Feuermauer, Fenster können errichtet werden).

Helmut Reithofer, Eisenstadt. (6):
Bei schmalen Baugrundstücken sollte die halboffene Bebauung mehr zur Anwendung
kommen.

Kurt Fleischhacker, Eisenstadt (20):
Bei der Bebauungsweise sollte auch die freie Anordnung von Gebäuden (z.B.bei Bauten im
Betriebsgebiet) möglich sein.

Mag. Fasching. Institut für Staats- und Verwaltungsrecht. Univ. Wien. (37):
Nach den erläuternden Bemerkungen soll offensichtlich eine Regelung nur für den Fall
getroffen werden, daß kein Bebauungsplan bzw. keine Bebauungsrichtlinien erlassen
worden sind. Der bloß subsidiäre Charakter der beabsichtigten Regelung wäre im
Gesetzestext im Abs. 1 zum Ausdruck zu bringen und die Formulierung "die Baubehörde ...
hat ... zuzulassen" zu vermeiden, da diese Formulierung auf eine bescheidmäßige Zulassung
hindeutet.

Pranz und Anna Leber!. Eisenstadt (25):
Harald Millendorfer. Eisenstadt (26):
Christina Millendorfer. Eisenstadt (28):
Bei der offenen Baubauungsweise sollte anstelle eines Abstandes von mindestens 3 m nur
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mehr ein Abstand von mindestens 2 m einzuhalten sein. Bei einer Gnmdstücksbreite von
15 m würde nur mehr eine Baubreite von 9 m zurückbleiben. Ein Wohngebäude hat aber
dann eine günstige Ausnützungsmöglichkeit, wenn es zumindest 10 m breit ist. Dabei
bliebe auf einer Seite ein Streifen mit 3 m übrig, der eine Zufahrt hinreichend ermöglichen
würde.

Michael Lehner. Eisenstadt. (27):
Bei einer offenen Bauweise sollte ein Abstand zur Nachbargrundstücksfläche von 2 m
ausreichen. Diese Bauweise war auch im Jahr1950, als ich mein jetziges Haus erbaute,
vorgeschrieben. Gerade diese 2 m machten meinen Wohnhausbau möglich, wodurch
meine vierköpfige Familie statt einer nassen Einzimmerwohnung einen trockenen Neubau
erhielt. Wahrscheinlich sind die drei Meter wegen der Anbringung von Fenstern
vorgeschrieben worden. Die Fensteranbringung sollte anders geregelt werden.

Thomas Riedl. Eisenstadt, (30):
Alexander Lehner, Eisenstadt. (31):
Marie-Theres Riedl, Eisenstadt. (32):
Teresa Lehner. Eisenstadt (33):
Barbara Riedl. Eisenstadt (34):
Heinrich Lehner. Eisenstadt (35):
Ich würde es begrüßen, wenn der Mindestabstand auf 2,5 m reduziert würde. Bei
derzeitigen Grundstückspreisen in Städten, die bei S 1.800,-- bis S 2.000,- liegen, kann
man es sich nicht leisten, Grundflächen nicht optimal bebauen zu dürfen (außer für
Nebengebäude und Garagen etc.). Auch bezahlt man für nichtbebaute Flächen hohe
Grundstückssteuern.
Mir fehlt in diesem Paragraphen, was künftig mit dem sogenannten Ergänzungsflächen
passieren soll. wo dieser Passus aus der Bauordnung zur Gänze gestrichen wurde. Wie ist es
möglich, auf einer z.B. nur 11,5 m breiten oder 100 m oder längeren Fläche dennoch
bauen zu können (insbesondere wenn keine Einigung eines ev. Kaufes durch die Nachbarn
zustande kommt)?

Nachdem die Bestimmungen über die Gebäudehöhe und Ergänzungsflächen gestrichen
wurde, hätte das Gesetz einen Ersatz anzubieten, wenn bereits vorhandene Baulinien keine
Möglichkeiten des Bebauens zulassen und Anrainer nicht am Kauf eines z.B, 14 m breiten
Grundstückes interessiert sind. Im Falle der Widmung im Bauland greifen alle steuerlichen
Maßnahmen für Bauland

BH überwart (Dr. Scheinecker) (39):
Die 15 m-Bestimmung könnte entfallen. Die Begriffsbestimmung "Baulinie" gehört in § 2.
Zu- und Umbauten bei bestehendem Altbestand müßten beachtet werden.

Ing. Alfred Kuzmits. Eisenstadt (3):
Wenn beispielsweise der Seitenabstand von 3 m zum Nachbargrundstück um 10 cm
unterschritten wird, sollte eine Gesetzesstelle es der Baubehörde erlauben, diesen
Seitenabstand zu tolerieren oder nur durch das Verhängen einer Geldstrafe zu ahnden (wie
z.B. im § 69 Abs. 1 der Wiener Bauordnung). Der Abbruch eines Gebäudes sollte nicht
erforderlich sein.

Marktgemeinde Deutschkreutz (44. verspätet eingelangt):
Beim Anbau an eine seitliche Grundstücksgrenze tritt immer wieder das Problem der
Dachüberstände bzw. Dachtraufen auf, weil das Dach an der anzubauenden Seite
abgeschnitten werden muß. Dieser Umstand wirkt sich negativ auf das Ortsbild aus. Es
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sollte bei einer Einigung zwischen Bauwerber und Anrainer auch möglich sein, in einem
Abstand von 30 cm von der anzubauenden Grundgrenze entfernt das Gebäude zu errichten.
Es würde dadurch der Dachüberstand bzw. die Dachtraufe ermöglicht und das Ortsbild
nicht gestört.

Zu § 4 Abs. 2:
Kurt Fleischhacker. Eisenstadt (20):
Für die Errichtung von Nebengebäuden in der Abstandsfläche soUte ein Prozenthöchstmaß
festgehalten werden. Die Begriffsbestimmung "Baulinie" soUteim § 2 aufscheinen.
Marktgemeinde Deutschkreutz (44. verspätet eingelangt):
Die Formulierung "maßgeblich" wird in den einzelnen Gemeinden zu unterschiedlichen
Auslegungen führen.

Oberwarter Bau-. Wohn- und Siedlungsgenossenschaft. (45. verspätet eingelangt):
Bei faUenden Grundstücken sollte die zulässige Gebäudehöhe von Nebengebäuden genauer
definiert werden. Hier treten in der Praxis immer wieder Probleme auf.

Zu § 4 Abs. 3:
Mag. Fasching. Institut für Staats- und Verwaltungsrecht. Univ. Wien. (37):
Aus Gründen der Übersichtlichkeit sollte die Definition der Begriffe "Baulinien" und
"zwingende Baulinien" aus § 4 Abs. 3 herausgenommen und im § 2 verankert werden.

Dr. Iohann Veraszto. Schandorf. (7):
Im § 21 Abs. 1 Z 2 ist der Nachbar definiert. Es scheint mir völlig überflüssig, daß der
ältere Begriff "Anrainer", auch in Zusammensetzungen. verwendet wird. Entweder Nachbar
oder Anrainer. zumal die bisherige Judikatur unter Nachbar mehr verstanden hat als nur
jemanden. mit dem man gemeinsamen "Rain" hat.

§5
Technische Bauvorschriften

Die Landesregierung hat insbesondere unter Berücksichtigung des § 3 Z 3 durch
Verordnung nähere technische Bauvorschriften zu erlassen (Bautechnikverordnung). Die
Landesregierung kann in einer solchen Verordnung auch technische Richtlinien und
Bestimmungen, die aus den Erkenntnissen der Wissenschaften und den Erfahrungen der
Praxis abgeleitet werden und von einer fachlich hiezu berufenen Stelle herausgegeben
worden sind, für verbindlich erklären.
Erläuternde Bemerkungen: Um der Tatsache Rechnung zu tragen, daß sich der Stand der
Technik in immer kürzeren Zeiträumen ändert, sollen technische Details künftig in einer
Verordnung geregelt werden. Deren Inhalt ist durch den Hinweis auf § 3 Z 3 genau determiniert.

Stellungnahmender Bürgerbegutachtung:

Zu § 5:
Ing. Iohannes Weghofer. Wiesen. (8):
Die Bautechnikverordnung ist gleichzeitigmit dem Baugesetzzu erlassen. da ansonsten ein
rechtloser Zustand entsteht.
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§6
Schutzräume

(1) Schutzräume dienen dem Schutz von Menschen insbesondere gegen
1. atomare Rückstandsstrahlung,
2. Wirkungen herkömmlicher Sprengkörper,
3. Brandeinwirkungen einschließlich der Wirkung von Brandbomben sowie
4. Wirkungen chemischer und biologischer Kampfstoffe und Kampfmittel.

(2) Die Landesregierung hat durch Verordnung unter Zugrundelegung der fachlichen
Er- kenntnisse und Erfahrungen auf dem Gebiete des Zivilschutzes nähere Vonchriften zu
erlassen, die bei der Errichtung von Schutzräumen einzuhalten sind. Die näheren
Vonchriften f"tir die Errichtung von Schutzräumen sind durch Verordnung der
Landesregierung zu regeln. Bis zur Erlassung einer derartigen Verordnung gilt die
Verordnung der Landesregierung vom 29.5.1985, LGBI.Nr. 27/1985, als landesgesetzliche
Regelung weiter.

(3) Gebietskörperschaften haben bei der Errichtung von Gebäuden oder größeren
Zubauten, die öffentlichen Zwecken dienen und überwiegend f"tir den Aufenthalt von
Menschen bestimmt sind, entsprechende Schutzräume vorzusehen, sofern in der näheren
Umgebung kein anderer geeigneter Schutzraum vorhanden oder geplant ist.

Erläuternde Bemerkungen: Die Notwendigkeit baulicher Zivilschutzeinrichtungen, die dem
Schutz der Menschen vor Schadstoffen, schädlichen Strahlungen, Explosionen, Erschütterungen
und Brandeinwirkungen dienen sollen, steht außer Zweifel. Eine Verpflichtung zur Errichtung
von Schutzbauten soll weiterhin nur bei der Errichtung öffentlicher Bauten durch
Gebietskörperschaften bestehen. Eine Ausweitung der Verpflichtung auch auf andere Gebäude
hat sich in der Vergangenheit nicht bewährt. Die näheren Vorschriftenfür die Errichtung von
Schutzräumen sind in der als Landesgesetz weiter geltenden Verordnung der Landesregierung
vom 29.5.1985, LGBI.Nr. 27, bzw. in der gleichlautenden Verordnung des Landeshauptmannes
vom 10. Juni 1985, LGBI.Nr. 28, enthalten, die allerdings nach Inkrafttreten dieses
Gesetzesentwurfes als Verordnung inhaltlich angepaßt neu erlassen werden sollten.

Stellungnahmender Bürgerbegutachtung:

Zu § 6 Abs. 2:
Dipl.Ing. Helmut Grosina. Eisenstadt (4):
In § 6 Abs. 2 suggeriert die Formulierung eine Pflicht zum Errichten von Schutzräumen.
Vorgeschlagen wird daher folgende Formulierung:
"Schutzräume sind nach den Bestimmungen der Verordnung zu errichten, die die
Landesregierung nach den fachlichen Erkenntnissen und Erfahrungen des Zivilschutzes zu
erlassen hat. Bis dahin gilt die Verordnung der Landesregierung ...... weiter."
Der Satz ''Die näheren Vorschriften ...." ist überflüssig. Dementsprechend sollte der Absatz 3
lauten:
"Gebietskörperschaften sind verpflichtet ...... "

Ing. Iohannes Weghofer. Wiesen. (8):
Der Satz "Bis zur Erlassung einer derartigen Verordnung ...." sollte gestrichen werden, da
diese Verordnung nicht mehr dem Stand der Technik entspricht (siehe öNORM S 6001 ß).
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Oberwartcr Bau-, Wohn- und Siedlungsgenossenschaft. (45. verspätet eingelangt):
Die VorschreibungbetreffendSchutzräumesolltemit der ErlassungeinesZivilschutzplanes
gekoppelt sein.

§7
Bauprodukte

Für Bauführungen dürfen nur geeignete und dem Stand der Technik entsprechende
Bauprodukte verwendet werden. Als geeignet gelten jedenfalls jene Bauprodukte, die nach
den bauprodukte- und akkreditierungrechtlichen Bestimmungen zugelassen sind.

Erläuternde Bemerkungen: Die Umsetzung der EG-Bauproduktenrichtlinie vom 21. Dezember
1988. 89/J06/EWG. soll grundsätzlich durch ein eigenes Burgenlandisches Bauprodukte- und
Akkreditierungsgesetz erfolgen. Im Baugesetz soll lediglich normiert werden. daß der Bauträger
für den jeweiligen Einsatzzweck brauchbare Produkte verwenden muß. Sollte die Behörde den
Verdacht hegen, daß den jeweiligen Anforderungen nicht entsprochen wird, hat sie dies durch
Amtssachverständige prufen zu erlassen. .

n. Abschnitt
Anliegerleistungen

§8
Grundabtretung f"üröffentlicheVerkehrsflächen

(1) Die Eigentümer von Grundstücken im Bauland haben Grundflächen, die für die
Aufschließung von Baugrundstücken oder zur Verbreiterung bestehender öffentlicher
Verkehrsflächen benötigt werden, nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen an die
Gemeinde abzutreten (öffentliches Gut).

(2) Die Grundabtretung hat bis zur Mitte der Verkehrsfläche, höchstens jedoch bis zu
einer Breite von 6 m unentgeltlich zu erfolgen; für darüber hinausgehende Abtretungen ist
von der Gemeinde eine Entschädigung zu leisten (Abs. 7).

(3) Die Abtretungsverpflichtung entsteht mit der Beschlußfassung des Gemeinderates
über die Errichtung oder Verbreiterung der öffentlichen Verkehrsfläche und ist mit der
Baubewilligung oder mit gesondertem schriftlichen Bescheid auszusprechen.

(4) Die Grundflächen, zu deren Abtretung der Grundeigentümer verpflichtet wurde,
sind spätestens 6 Monate nach Fertigstellung der öffentlichen VerkehrsOäche von der
Gemeinde in das öffentliche Gut zu übernehmen. Mit der Erklärung zum öffentlichen Gut
erlöschen die auf den abgetretenen GrundOächen allenfalls bestehenden dinglichen Rechte,
wenn die Gemeinde bescheidmäßig feststellt, daß das dingliche Recht der Nutzung als
Verkehrsfläche entgegensteht oder mit der Übertragung in das öffentliche Gut
gegenstandslos wird. Die Kosten der Übertragung in das öffentliche Gut hat die Gemeinde
zu tragen.

(5) Für konsensgemäß auf den abzutretenden Grundflächen errichtete Bauten oder
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Leitungen hat die Gemeinde dem Eigentümer Entschädigung zu leisten (Abs. 7). Eine
Entschädigung ist auch an Dienstbarkeitsberechtigte zu leisten, wenn deren dingliche
Rechte gemäß Abs. 4 erlöschen, weil sie dem öffentlichen Verwendungszweck
entgegenstehen.

(6) Wird das Baugrundstück an mehr als einer Seite von vorgesehenen oder
bestehenden öffentlichen Verkehrsflächen begrenzt, ist für die Hälfte der entschädigungslos
abzutretenden Grundflächen von der Gemeinde eine Entschädigung zu leisten (Abs, 7).

(7) Grundlage für die Ermittlung der zu leistenden Entschädigung ist der
Verkehrswert der abzutretenden Grundfläche einschließlich darauf bestehender Bauten im
Zeitpunkt der Erlassung des Bescheides über die Abtretungsverpflichtung. Bei Leitungen
sind die für die Verlegung erforderlichen Kost-en zu ersetzen. Wenn die verbleibende
Liegenschaft durch die Abtrennung der abgetretenen Fläche einen Wertverlust erleidet, ist
auch dies bei der Festsetzung der Entschädigung zu berücksichtigen. Dies gilt auch fär
Bauten.

(8) Die Entschädigung hat der Bürgermeister gleichzeitig mit der
Abtretungsverpflichtung mit schriftlichem Bescheid festzusetzen. Für das Verfahren sind
die Bestimmungen des § 27 Abs. 3 und 4 des Burgenländischen Raumplanungsgesetzes,
LGBI.Nr. 18/1969 in der jeweils geltenden Fassung, sinngemäß anzuwenden. Die
Entschädigung wird mit der grundbücherliehen Durchführung der Grundabtretung fällig.

(9) Wenn eine auf Grund der vorstehenden oder entsprechender früherer
Bestimmungen abgetretene Grundfläche später als Verkehrsfläche entwidmet wird, ist sie
dem vorherigen Eigentümer bzw. dessen Rechtsnachfolger anzubieten; wenn dieser das
Angebot annimmt und wenn für die Abtretung eine Entschädigung geleistet wurde, hat er
eine den nunmehrigen Geldwertverhältnissen angepaßte Rückzahlung zu leisten. Für die
geleistete Entschädigung sind keine Zinsen zu berechnen.

Erlätuernde Bemerkungen: Hier werden die Verpflichtungender Grundeigentümer bezüglich der
Anlage neuer oder der Verbreiterung bestehender öffentlicher Verkehrsflächen zum Zwecke der
Aufschließung der Bauplätze geregelt. Sowohl die kommunalen Bedürfnisse als auch die
berechtigten Interessen der Grundeigentümer sind entsprechend zu berücksichtigen. Die
geltende Rechtslage wurde weitestgehend beibehalten.

Abs. 3 regelt den Zeitpunkt des Entstehens der Abtretungsverpflichtung, nämlich mit
Beschlußfassung des Gemeinderates über die Aufschließungsmaßnahme. Das Vorliegen einer
Baubewilligung ist nicht mehr erforderlich; es genügt, wenn sich das Grundstück im Bauland
befindet.

Die Feststellung gemäß Abs. 4, daß das dingliche Recht der Nutzung als Verkehrsfläche
entgegensteht oder mit der Übertragung ins öffentliche Gut gegenstandslos wird, kann mit einem
gesonderten Bescheid oder gemeinsam mit dem Bescheid über die Erklärung zum öffentlichen
Gut erfolgen. Mit der Übertragung in das öffentliche Gut wird beispielsweise ein Wegerecht
gegenstandslos.

Durch Abs. 6 sollen besondere Härtenfür Eigentümer von Eckgrundstücken vermieden werden.
Die Widmung eines Grundstückes als Bauland und die Errichtung einer Verkehrsfläche zur
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Die Widmung eines Grundstückes als Bauland und die Errichtung einer Verkehrsfläche zur
Aufschließung eines Grundstückes liegen nicht nur im öffentlichen Interesse, sondern auch im
Interesse des betroffenen Grundeigentümers. Die Baulandwidmung und Verkehrserschließung
führen zu einer beträchtlichen Wertsteigerung der angrenzenden Grundflächen. Der Wert der
Widmungs- und Aufschließungsvorteile wird zwar nur selten mit dem Wert der abzutretenden
Grundfläche genau übereinstimmen.Es werden Überschneidungennach der einen oder anderen
Richtung vorkommen. Es kann aber angenommen werden, daß sich diese Überschneidungen in
Grenzen halten, die es rechtfertigen, aus Gründen der Verwaltungsökonomie von der
Einrichtung eines Verfahrens zum Zweck einer genauen Kompensation Abstand zu nehmen
(VfSlg. 3475). Die Verpflichtung zur unentgeltlichen Grundabtretung steht in einem sachlichen
Verhältnis zu den Aufschließungsvortetlen: Es erscheint daher gerechtfertigt, für die
vorgesehene Grundabtretungkeine Entschädigung vorzusehen.

Stellungnahmen der Bürgerbegutachtung:

Zu § 8 Abs. 1:
Dr. Weikovich Mathilde. Eisenstadt (13):
Borenits Bernhard. zagersdorf (15):
Hier ist der Willkür Tür und Tor geöffnet, da auch bei konsensmäßig errichteten Bauten
bzw. deren Grundflächen Abtretungen möglich sind. Der Eigentümer kann sich auch nach
Jahren nicht darauf verlassen, daß er Teile seines Grundstückes nicht mehr abtreten muß.
Eine einfache Entscheidung des Bürgermeisters bzw. Gemeinderates bewirkt die
Außerkraftsetzung eines rechtskräftigen Bescheides.

Kurt Fleischhacker. Eisenstadt (20):
Die Abtretung der Verkehrsfläche erfolgt nicht an die Gemeinde sondern an das öffentliche
Gut in der Verwaltung der Gemeinde. Für die Abtretung und damit für die Verpflichtung
der Eigentümer ist sicherlich die Festlegung von Straßenbreiten erforderlich.

Oberwarter Bau-. Wohn- und Siedlungsgenossenschaft. (45. verspätet eingelangt):
Sind Grundstücke, die vor der Abtretung breiter als 15 m, nach erfolgter Vorschreibung der
Abtretung jedoch schmäler sind, Bauplätze? Diesbezüglich erscheint eine Klarstellung
erforderlich.

Zu § 8 Abs. 2:
Gemeinde Mannersdorf an der Rabnitz (23):
Wenn an beiden Seiten der abzutretenden Verkehrsfläche Baugrtinde sind, so sind wir mit
der Formulierung einverstanden. Sollte jedoch Grünland in Bauland umgewidmet werden,
wo aus irgendwelchen Gründen nur auf einer Seite der abzutretenden Verkehrsfläche
Baugründe entstehen, so sollte unserer Meinung nach die gesamte Verkehrsfläche
unentgeltlich abgetreten werden. Es ist bestimmt mehr als gerecht, wenn ein
Grundstückselgentümer. dessen Grundstück durch die Umwidmung in Bauland einen ca.
20-fachen höheren Verkehrswert erfährt, die für die Erschließung notwendigen
Verkehrsflächen kostenlos abzutreten hat.
Anlog dazu sollten die Kosten der übertragung in das öffentliche Gut nicht von der
Gemeinde. sondern von jenen Grundeigentümern getragen wergen, die durch die
Umwidmung von Grünland in Bauland profitieren.

Zu § 8 Abs. 1 und 3:
Mag. Fasching. Institut für Staats- und Verwaltungsrecht. Univ. Wien, (37):
Im Abs. 1 sollte hinter dem Wort "Baugrundstücken" die Wortfolge "fiir die Anlage neuer
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oder" eingefügt werden. Im Abs. 2 sollte die Wortfolge "mit der Baubewilligung oder"
entfallen oder, falls die Abtretung nach Absicht des Gesetzgebers tatsächlich erst mit der
Baubewilligung ausgesprochen werden können soll, wie folgt formuliert werden:
"die Abtrctungsverpßichtung entsteht ... und ist im Falle der Erteilung. einer
Baubewilligung (§ 18) mit dieser. sonst mittels gesondertem schriftlichen Bescheid
auszusprechen. "

Zu § 8 Abs. 3:
Dipl.Ing. Helmut Grosina. Eisenstadt (4):
Aus § 8 Abs. 3 kann herausgelesen werden, daß ein unmittelbarer Zusammenhang mit der
Baubewilligung besteht. Ich schlage daher statt "mit der Baubewilligung oder mit
gesondertem schriftlichem Bescheid" folgende Formulierung vor:
".... und ist mit schriftlichem Bescheid gegebenenfalls gemeinsam mit der Baubewilligung,
auszusprechen." .

Zu § 8 Abs. 4:
Oberwarter Bau-, Wohn- und Siedlungsgenossenschaft. (45. verspätet eingelangt):
Die Formulierung des zweiten Satzes erscheint bedenklich. Dienstbarkeiten erlöschen zwar
u.a. durch Verzicht. jedoch nicht dadurch, daß sie gegenstandslos werden. Außerdem ist
eine Löschung im Grundbuch (auf der Basis des Bescheides) erforderlich. Mögliche
Formulierung: 'Wenn die Gemeinde bescheidmäßig feststellt, daß die auf den abgetretenen
Grundflächen bestehenden dinglichen Rechte der Nutzung als Verkehrsfläche
entgegenstehen oder mit der Übertragung in das öffentliche Gut gegenstandslos werden,
können diese grundbücherlieh gelöscht werden."
Unklar erscheint die systematische Eingliederung der erstmals ausgesprochenen
Kostentragung der Gemeinde.

Zu § 8 Abs. 6:
Ing. Iohannes Weghofer. Wiesen, (8):
Die Bestimmung sollte ergänzt werden wie folgt:
"Wird das Baugrundstück an mehr als einer Seite von vorgesehenen oder bestehenden
Verkehrs flächen begrenzt, ist für die Hälfte der entschädigungslos abzutretenden, handelt
es sich um eine Verbreiterung bestehender öffentlicher Verkehrsßächen und
wurde bereits einmal unentgeltlich abgetreten, ist für die gesamte Grundfläche
von der Gemeinde eine Entschädigung zu leisten (Abs. 7).
Bei der erstmaligen Abtretung steht die Abtretung in einem sachlichen Verhältnis zu den
Aufschließungsvorteilen, dies kann bei einer nochmaligen Abtretung nicht mehr
vorgebracht werden und kann dadurch alsEnteignung gewertet werden.

Zu § 8 Abs. 7:
Ing. Iohannes Weghofer, Wiesen, (8):
Hinter dem Wort ''Leitungen'' sollten die Worte "und Schächte" eingefügt werden. Da nach
der öNORM B 2501 Entwässerungsanlagen für Gebäude und Grundstücke, bevor sie das
Grundstück verlassen, einen Putzschacht aufweisen müssen. Durch Veränderung der
Grundgrenzen kann diesem nicht mehr entsprochen werden.

§9
Tragung der Kosten mr Aufscbließungsmaßnahmen

(1) Die Gemeinde hat die notwendigen Aufschließungsmaßnahmen (Herstellung,
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insbesondere unter Berücksichtigung des zu erwartenden Verkehrs und der jeweiligen
straßenbautechnischen Erkenntnisse zu treffen.

(2) Die Gemeinden werden ermächtigt, durch Verordnung des Gemeinderates von
den Eigentümern der als Bauland gewidmeten Grundstücke (Abgabepßichtiger) Beiträge
zur Deckung der Kosten rur nachstehende Aufschließungsmaßnahmen zu erheben:
1. zur erstmaligen Herstellung der Verkehrsfläche und der Straßenbeleuchtung,
2. zu einer Wiederherstellung der Verkehrsfläche, Teilen der Verkehrsfläche und der

Straßenbeleuchtung, soweit diese 20 Jahre nach der letzten Herstellung oder
Wiederherstellung erfolgt ist, und

3. zu einer notwendigen Verbreiterung der Verkehrsfläche.
(3) Die Höhe des Beitrages ergibt sich aus dem Produkt der Berechnungslänge des

Grundstückes (Abs. 4) und dem jeweiligen Einheitssatz (Abs. 5).

(4) Die Berechnungslänge ist die Länge der der Verkehrsfläche nächstgelegenen
Grund- stücksgrenze. Ergibt die Seitenlänge eines dem Baugrundstück flächengleichen
Quadrates jedoch eine geringere Länge, ist diese der Berechnung zugrunde zu legen.

(5) Die Einheitssätze sind vom Gemeinderat durch Verordnung rur die unter Z 1 bis 4
genannten Maßnahmen getrennt festzusetzen. Diese dürfen jeweils die halben
Durchschnittskosten für die erstmalige Herstellung eines Laufmeters
1. des Unterbaues einer 3 m breiten mittelschweren befestigten Fahrbahn einschließlich

Oberflächenentwässerung
2. einer 3 m breiten Straßendecke
3. eines 1,5 m breiten Gehsteiges sowie
4. einer Straßenbeleuchtung
nicht übersteigen.

(6) Wird eine öffentliche Verkehrsfläche nicht von der Gemeinde errichtet und hat
die Gemeinde die Kosten für die Aufschließungsmaßnahme ganz oder teilweise getragen, so
kann die Gemeinde Beiträge zu den ihr erwachsenen Kosten nach Maßgabe der
vorstehenden Absätze vorschreiben.

Erläuternde Bemerkungen: Entgegen früheren Bestimmungen können auch Eigentümer von
Grundstücken im Bauland ohne Baubewilligung zur vollständigen Beitragsleistung
herangezogen werden. Die bisherige Reduzierung auf 50 % der Beiträge hat das unerwünschte
Horten von Bauplätzen begünstigt.

Im Abs. 4 wird eine neue Härteklausel eingeführt, die besondereHärten z.B. für Eckgrundstücke
oder Grundstücke mit einer großen Breite und geringen· Tiefe verhindern soll.
Berechnungsbeispiel: Die Länge der zur Verkehrsfläche nächstgelegenen Grundstücksgrenze
beträgt 80 m, die Grundstückstiefe beträgt 20 m. Die Fläche beträgt somit 1.600 m'. Da in
diesem Fall die Seite einesflächengleichen Quadrates (=Quadratwurzelaus der Fläche) kleiner

als die zur Verkehrsfläche nächstgelegene Grundstücksgrenzeist, ergibt sich in diesem Beispiel
eine anrechenbare Länge von 40 m.

Alle Eigentümer von Grundflächen im Bauland, welchen durch Aufschließungsmaßnahmen
Vorteile erwachsen, sollen gleichmäßig zur Leistung von Kostenbeiträgen herangezogen
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Vorteile erwachsen, sollen gleichmäßig zur Leistung von Kostenbeiträgen herangezogen
werden, unabhängig davon, ob es sich um Gemeinde-, Landes- oder Bundesstraßen handelt
(Abs.6).

Stellungnahmen der Bürgerbegutachtung:
Zu § 9 Abs. 1:
Dipl.Ing. Helmut Grosina. Eisenstadt (4):
Das Wort "Tragung" sollte weggelassen werden.
In Abs. 2 werden als Kriterien der zu erwartende Verkehr und die straßenbautechnischen
Erkenntnisse genannt. Das ist überflüssig und sollte entfallen. Wenn schon Kriterien, dann
doch eher die Bedürfnisse der Anrainer, keinesfalls aber eine Verkehrsprogrnose.

Zu § 9 Abs. 2:
Rudolf Schaja. Siegendorf (18):
Ich muß Ihnen sagen. wie ich diesen Teil des Gesetzesgelesen habe, war ich entsetzt, denn
dies kommt der Vergewaltigung der Bürger gleich. Haben Sie bedacht, daß eine Familie bis
zu dreimal oder noch mehr in ihrem Leben für Zahlungen verpflichtet werden kann, wenn
diese 20-Jahresfrist beibehalten wird. Wer ist schuld daran, daß Straßen und Gehwege so
oft repariert werden müssen? Es gibt keine Kooperation zwischen den Verantwortlichen,
kaum wird wo neu gebaut oder repariert kommt eine andere Firma und reißt wieder alles
auf. Wie kommt der mündige Bürger dazu, für diese Fehler zu zahlen? Warum müssen
Anrainer von Landes- oder Bezirksstraßen nichts zahlen. obwohl bei uns genauso viel
Verkehr besteht. Sind wir nicht alle gleich?

Ignaz und Maria Korner. Siegendorf (21):
Früher wurde auf die Anrainer einer Straße mehr Rücksicht genommen, da die Gemeinde
nach 6 Monaten die Straße sowie den Gehsteig übernommen hat und für die Erhaltung
zuständig war. Die Hauptstraße in Siegendorfwird fast mehr befahren als die Landesstraße.
Wo soll ein Pensionist das Geld hernehmen, wenn er z.B, 30 m und noch mehr
Grundstückslänge hat???

Iuliana Mühlgassner. Siegendorf (42):
Haben Sie sich einmal gefragt, wie sich das ein Pensionist leisten kann, der nicht einmal
eine Mindestpension von S 7.000,- bekommt. Früher wurde auf die Anrainer einer Straße
mehr Rücksicht genommen. Sie haben auf den kleinen Pensionisten vergessen. Das kann
einmal bei den nächsten Wahlen böse Überraschungen geben. Ich glaube, daß das Land
und die Gemeinde genug Abgaben und Steuern kassieren, daß von dem Geld die
Reparaturen bezahlt werden können. Warum war das früher möglich, obwohl nach dem
Krieg das ganze Land erst aufgebaut werden mußte?

Thomas Riedl. Eisenstadt. (30):
Alexander Lehner. Eisenstadt. (31):
Marie-Theres Rledl. Eisenstadt. (32):
Teresa Lehner. Eisenstadt (33):
Barbara Riedl. Eisenstadt (34):
Heinrich Lehner. Eisenstadt (35):
Die Formulierung tl •••• Teilen der Verkehrsßäche ...tl ist unklar. Wird hier die Verkehrsßäche
geteilt oder handelt es sich um Teile der Verkehrsßäche?

Mag. Fasching. Institut tlir Staats- und Verwaltungsrecht. Univ. Wien. (37):
Der Klammerausdruck in Abs. 2 hat in der Mehrzahlform zu lauten "Abgabeptllchtige".
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Zu § 9 Abs. 3 und 4:
Gemeinde Bruckneudorf 09 ):
Es wird angeregt. fiir die Bemessungsgrundlage einen Schlüssel aus Straßenfluchtlinie und
Grundstücksfläche festzulegen um eine bessere Abgabengerechtigtkeit zu erzielen
(Eckgrundstücke und Fahnengrundstücke). Weiters sollte den Gemeinden die Möglichkeit
eingeräumt werden. aufgrund von Kostenschätzungen schon vor Aufschließung von neuen
Wohngebieten die Einheitssätze festzulegen. um den Grundstückswerbem rechtzeitig die zu
erwartenden Aufschließungskosten bekanntzugeben.

Zu § 9 Abs. 6:
Dipl.Ing. Helmut Grosina. Eisenstadt (4):
Abs. 6 sollte umformuliert werden:
fl .... nicht von der Gemeinde errichtet. aber ganz oder teilweise von ihr bezahlt, so kann sie
entsprechend den vorstehenden Absätzen Beiträge vorschreiben."

Helmut Reithofer. Eisenstadt. (6):
Sind hier Güterwege im Bauland inbegriffen?

Ing. Iohannes Weghofer. Wiesen. (8):
Dadurch keine Tragung der Kosten für Aufschließungsmaßnahmen durch die Anrainer bei
Bundes- und Landesstraßen. Problempunkt der Gleichberechtigung der Anrainer gegeben.

Thomas Riedl. Eisenstadt. (30):
Alexander Lehner. Eisenstadt. (31):
Marie-Theres Riedl. Eisenstadt. (32):
Teresa Lehner. Eisenstadt (33):
Barbara Riedl, Eisenstadt (34):
Heinrich Lehner. Eisenstadt (35):
Wer stellt fest. ob Aufschließungsmaßnahmen auch für jeden Anrainer Vorteile sind? Es
könnte ja sein. daß jemand mit derartigen Maßnahmen in seiner Ruhe gestört ist etc.

§ 10
Rechtsnatur der Kostenbeiträge, Verfahren

(1) Die Kostenbeiträge gemäß § 9 sind ausschließliche Gemeindeabgaben gemäß § 6
Abs.l Z 5 des Finanz-Verfassungsgesetzes 1948, BGBl.Nr. 45 in der Fassung BGBl.Nr.
201/1996, die mit Bescheid vorzuschreiben sind. Ihre Erträge fließen der Gemeinde zu.

(2) Der Abgabenanspruch entsteht, wenn die von der Gemeinde beschlossenen
Aufschließungsmaßnahmen fertiggestellt sind.

(3) Bei einer Änderung der Berechnungslänge des Grundstückes besteht Anspruch
auf eine entsprechende Neubemessung des Kostenbeitrages. Wenn der Kostenbeitrag
bereits geleistet wurde, ist eine sich ergebende Überzahlung ohne Verzinsung
rückzuerstatten.

(4) Das Recht, die Kostenbeiträge gemäß § 9 vorzuschreiben, verjährt binnen fünf
Jahren.
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Erläuternde Bemerkungen: Die Materie der Kostenbeiträge und Kostenersätze ist im Hinblick
auf ihre Rechtsnatur als offemltche Abgabe an den Grundsätzen der Finanzverfassung zu
messen. Für das Verfahren gelten die Bestimmungen der Burgenlandischen
Landesabgabenordnung,LGBl Nr. 2/1963 in der geltenden Fassung.
Aus der Formulierung des Abs. 2 ergibt sich, daß auch eine stufenweise Vorschreibung
entsprechend dem Baufortschritt (z.B. nach Fertigstellungdes Unterbaues)m(Jglichist.

Stellungnahmender Bürgerbegutachung:

Zu § 10:
Dipl.Ing. Helmut Grosina. Eisenstadt (4):
Schöner wäre die Formulierung "......, ist im Falle einer Überzahlung diese ohne Zinsen

"

Mag. Fasching. Institut für Staats- und Verwaltungsrecht. Univ. Wien. (37):
In Abs. 4 sollte der Zeitpunkt, ab dem die Verjährungsfrist zu laufen beginnt - gedacht ist
wohl an den Zeitpunkt, in dem die Abtretungsverpflichtung gern. § 8 Abs. 1 entsteht ­
ausdrücklich festgelegt werden.

In. Abschnitt
Sonstige Beschränkungen des Eigentumsrechtes

§11
Duldung öffentlicher Einrichtungen

(1) Jeder Grundeigentümer hat ohne Anspruch auf Entschädigung zu dulden, daß an
geeigneten Stellen auf seinem Grundstück oder an seinem Gebäude die öffentliche
Straßenbeleuchtung, Tafeln zur Ortschafts- und Straßenbezeichnung sowie zur
Bezeichnung der Lage von Ver- und Entsorgungsleitungen aufgestellt oder angebracht
werden, wenn auf öffentlichem Grund hiefür kein geeigneter Platz vorhanden ist.

(2) Gebäude und Grundstücke dürfen nicht in Anspruch genommen werden, wenn
dadurch die bestimmungsgemäße Benützung des Gebäudes oder Grundstückes wesentlich
erschwert würde.

(3) Der Eigentümer ist mindestens zwei Wochen vor der Inanspruchnahme seines
Grund- stückes oder Gebäudes schriftlich zu verständigen.

(4) Ist die vorübergehende Entfernung von Tafeln oder der Straßenbeleuchtung
notwendig, hat der Eigentümer dies der Behörde mindestens zwei Wochen vorher
anzuzeigen. Handelt es sich dabei um öffentliche Einrichtungen, die nicht von der Behörde
angebracht wurden, hat die Behörde jene Stelle, die die öffentlichen Einrichtungen
angebracht hat, unverzüglich zu benachrichtigen.

(5) Der Eigentümer eines Gebäudes ist verpflichtet, auf seine Kosten die ihm von der
Behörde bekanntgegebenen Orientierungsnummem in der durch diese bestimmten Weise
anzubringen; weiters ist er verpflichtet, die Stiegenhäuser und die Wohnungen zu
numerieren und zu kennzeichnen.
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Erläuternde Bemerkungen: Die in den §§ lJ und 12 enthaltenen Regelungen über
Eigentumsbeschränkungen wurden im wesentlichen von der geltenden Bauordnung übernommen.

Die Anbringung von Tafeln oder Vermessungsvermerkenobliegt den Baubehörden im Rahmen
der Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben. Während die Anbringung der
Gebäudenumerierungstofelneine Pflicht des Grundeigentümers ist, sind die Ortstafeln und die
sonstigen in dieser Gesetzesstelle erwähnten Tafeln von der Gemeinde beizustellen und
anzubringen. Dasselbe gilt für die Anbringung der öffentlichen Straßenbeleuchtung.

Stellungnahmender Bürgerbegutachtung:

Zu § 11:
DiDl.Ing.Helmut Grosina. Eisenstadt (4):
''Dulden'' wäre schöner als ''Duldung''.
Abs. 5 sollte lauten: "..... verpflichtet, die zugewiesenen Orientierungsnummem auf seine
Kosten nach den Vorschriften der Behörde anzubringen."

§ 12
Zeitweise Benützung fremden Grundes

(1) Der Eigentümer benachbarter Grundstücke hat das Betreten und die
vorübergehende Benützung seiner Grundstücke oder Gebäude zur Herstellung der nach
diesem Gesetz erforderlichen Pläne, zur Durchführung von Bauvorhaben, zu
Ausbesserungs- und Instandhaltungsarbeiten oder zur Beseitigungvon Baugebrechen nach
vorhergehender rechtzeitiger Verständigung zu dulden, wenn diese Arbeiten auf andere
Weise nicht oder nur unter unverhältnismäßig hohen Kosten durchgeführt werden
können.

(2) Wird die Inanspruchnahme verweigert, hat die Behörde über Notwendigkeit und
Umfang der Benützung fremden Eigentums zu entscheiden.

(3) Können wegen eines Baugebrechens bei Gefahr im Verzug Menschen nur von
benachbarten Bauten oder Grundstücken aus gerettet werden, haben die Eigentümer der
benachbarten Grundstücke deren Betreten sowie die Vomahme notwendiger
Veränderungen zu dulden.

(4) Nach Beendigung der Inanspruchnahme ist der frühere Zustand herzustellen und
der Schaden, der trotz der Wiederherstellung des früheren Zustandes nicht beseitigt
werden konnte, von jenem zu ersetzen, zu dessen Gunsten die Inanspruchnahme erfolgte.
Der Bürgermeister hat die Entschädigung mit schriftlichem Bescheid festzusetzen. Die
Bestimmungen des § 27 Abs. 3 und 4 des Burgenländischen Raumplanungsgesetzes finden
sinngemäß Anwendung.

Erläuternde Bemerkungen: Die Verfassung von Plänen, die Durchführung von Bauvorhaben
bzw. die Erhaltung von Bauten sind oft nur möglich, wennfremder Grund betreten werden kann.
Diese Bestimmung ermöglicht es, entsprechende Widerständezu beseitigen.
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Stellungnahmen der Bürgerbegutachtung:

Zu § 12 Abs. 1:
Dipl.Ing. Helmut Grosina. Eisenstadt (4):
Wenn in Abs. 1 "Betreten" verwendet wird, sollte auch "Benützen" statt ''Benützung''
gewählt werden. Das gilt auch Iür die überschrift.

§ 13
Pflege von Grundstücken im Bauland

Grundstücke im Bauland sind vom Eigentümer bzw. Nutzungsberechtigten in einem
gepflegten, das Ortsbild nicht beeinträchtigenden und Personen oder Sachen nicht
gefährdenden Zustand zu halten. Kommt der Eigentümer bzw. Nutzungsberechtigte dieser
Verpflichtung trotz schriftlicher Anordnung binnen angemessener Frist nicht nach, so hat
die Baubehörde die entsprechenden Maßnahmen auf seine Kosten durchführen zu lassen.

Erläuternde Bemerkungen: Diese Bestimmung ermöglicht es den Baubehörden beispielsweise,
im Ortsgebiet abgestellte Autawracks entfernen zu lassen oder gegen das Verwildern von
Baugrundstücken vorzugehen.

Stellungnahmen der Bürgerbegutachtung:

Zu § 13:
Gemeinde Neuberg im Burgenland (1):
Bis wann muß gemäht werden? Genügt die Antwort des Eigentümers, er werde am
Heiligen Abend mähen? Wie oft muß jährlich gernäht werden? Ist die Anordnung mittels
Bescheid notwendig (Instanzenzug, Verschleppungsgefahr)? Ist die Einhebung der Kosten
des "Zwangsmähens" durch Exekution möglich? Kann dies alles mittels Verordnung
(Gemeinde oder Landesregierung) geregelt werden? Wann ist eine BH-Strafe (§ 37) zu
verhängen? Wer entscheidet über einen Streit von behaupteten Beschädigungen?

Haider Stefan. Eisenstadt (2):
Der Eigentümer von Pflanzen sollte künftig verpflichtet sein, dafür zu sorgen, daß seine
Pflanzen nicht auf das Nachbargrundstück überhängen. Eigentümer landwirtschaftlich
genutzter Grundstücke werden in diesem Sinne durch das Gesetzüber die Mindestabstände
(LGBl.Nr.16/1989) geschützt, Eigentümer von Grundflächen im Bauland nicht.

Dipl.Ing. Helmut Grosina. Eisenstadt (4):
§ 13 sollte folgendermaßen formuliert werden:
"!I' sind vom Eigentümer oder Nutzungsberechtigten in einem Zustand zu halten, in dem
das Ortsbild nicht beeinträchtigt wird und Personen und Sachen nicht gefährdet werden."

Dr. Iohann Veraszto. Schandorf. (7):
Was ist unter "schriftlicher Anordnung" zu verstehen? Ein Bescheid? Ist ein Rechtsmittel
ausgeschlossen?

Gemeinde Badersdorf (11 ):
Kann nach fruchtloser Anordnung nach Ablauf einer angemessenen Frist durch den
Bürgermeister die Stratbehörde erster Instanz (Bezirksverwaltungsbehörde) zur Einleitung
eines Strafverfahrens beauftragt werden, oder muß die Baubehörden den zeitmäßig langen
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Instanzenweg einhalten?
Kann die Baubehörde nach fruchtloser Anordnung die entsprechenden Maßnahmen auf
Kosten des Verursachers ohne Instanzenzug durchführen>

Leopold Hruby. Lackendorf. (14):
Bauplätze im Ortsgebiet sollten nicht landwirtschaftlich genutzt werden dürfen. Der Staub
stellt eine Lärmbelästigung dar, Spritzmittel gefährden die Kinder, Mist belästigt die Bürger
durch Geruch.

Kurt Fleischhacker. Eisenstadt (20):
Der Satzteil "das Ortsbild nicht beeinträchtigenden und" sollte ersatzlos gestrichen werden.
Ein nicht gemähtes, mit Unkraut bewachsenes Grundstück beeinträchtigt nämlich nicht
immer das Ortsbild, stört aber dieses.

IV. Abschnitt
Bauverfahren

§ 14
Auskünfte über maßgebliche Bebauungsgrundlagen

(1) Der Bauwerber hat vor Planungsbeginn bei der Baubehörde Auskünfte über die
Bebau- ungsgrundlagen einzuholen.

(2) Die Baubehörde hat - auf Verlangen schriftlich - Auskünfte insbesondere über
folgende Bebauungsgrundlagen zu erteilen:
1. Flächenwidmung des Baugrundstückes,
2. Inhalt von Bebauungsplantreilbebauungsplan bzw. Bebauungsrichtlinien,
3. Bebauungsweise und Abstände (Baulinien, Geschoßanzahl, etc.),

Erläuternde Bemerkungen: Die simple Einholung von Auskünften bei der Behörde über die
rechtlichen Grundlagen der Bebaubarkeit eines Grundstückes stellt eine äußerst
verwaltungsökonomische Form dar, um Informationen über die Ausrichtung der Projektierung
zu erlangen. Dieser Weg des informellen Verwaltungsverfahrenssoll das nunmehr weggefallene
Bauplatzerklärungsverfahren ersetzen. Dem Bauwerber und dem Planer soll insoweit geholfen
werden, als die Planunterlagen nach den erteilten Auskünften ausgerichtet werden können;
ansonsten könnte sich erst im Genehmigungsverfahrenherausstellen, daß den Plänen unrichtige
Annahmen zugrunde gelegt wurden und Projektsänderungenerforderlich sind, wodurchfür den
Bauwerber zusätzliche Kosten entstehen könnten. Es bleibt der Behörde überlassen, ob sie diese
Auskünfte während der allgemeinen Amtsstunden oder bei speziellen Bauberatungstagen erteilt.

In diesem Zusammenhang sind auch die Bestimmungen des Burgenlandischen
Auskunftspflichtgesetzes, LGBI.Nr. 3/1989, zu beachten.

Damit dieser Weg des informellen Verwaltungsverfahrens ökonomisch und problemlos
beschritten werden kann, wird es erforderlich sein, daß die Gemeinden Bebauungspläne oder
zumindest Bebauungsrichtlinien festlegen.
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Stellungnahmen der BÜrgerbegutachtung:
Zu § 14:
Ing. Iohannes Weghofer. Wiesen. (8):
In den Erläuterungen sollte festgehalten werden, daß der Bauwerber, wenn er sich über die
Bebauungsvorschriften bei der Gemeinde erkundigt, einen von der Behörde gestempelten
Auszug des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes erhält.

BH Oberwart (Pr. Scheinecker) l39):
Gibt es in Zusammenhang mit der Geschoßanzahl eine Beschränkung bzw.
Höhenbestimmung?

§ 15
Arten von Bauvorhaben

Im Bauverfahren werden folgende Arten von Bauvorhaben unterschieden:
1. geringfügige Bauvorhaben (§ 16),
2. anzeigepflichtige Bauvorhaben (§ 17),
3. bewilligungspflichtige Bauvorhaben (§ 18).

Stellungnahmen der BÜrgerbegutachung:

Zu § 15:
Mag. Fasching. Institut flir Staats- und Verwaltungsrecht. Univ. Wien. l37):
Der Einleitungssatz des § 15 sollte lauten:
"Folgende Arten von Bauvorhaben werden unterschieden:"
Der Begriff "Bauverfahren " sollte in einem Abs. 2 legaldefiniert werden:
"(2) Unter Bauverfahren im Sinne dieses Gesetzes ist das Anzeigeverfahren (§ 17), das
Baubewilligungsverfahren (§ 18) sowie das Abbruchbewilligungsverfahren (§ 20) zu
verstehen. "
Damit wäre klargestellt, daß darunter nicht bloß das Baubewilligungsverfahren zu
verstehen ist.

§ 16
Geringfügige Bauvorhaben

(1) MaDnahmen zur Erhaltung, Instandsetzung oder Verbesserung von Bauten und
Bauteilen sowie sonstige geringf"ügige Bauvorhaben, an denen keine bau polizeilichen
Interessen bestehen, bedürfen keines Bauverfahrens, sind aber der Baubehörde spätestens
14 Tage vor Baubeginn schriftlich mitzuteilen.

(2) Die Baubehörde hat in Zweifelsfällen schriftlich festzustellen, ob ein Bauverfahren
durchzuführen ist oder nicht. Diese Feststellung hat auf Verlangen einer Partei (§ 21) in
Bescheidform zu ergehen.

Erläuternde Bemerkungen: Die Entscheidung, ob ein konkretes Bauvorhaben im Hinblick auf
Ortsbild. Nachbarschutz. Sicherheit etc. als geringfügig anzusehen ist, trifft letztendlich die
Behörde. Die Mitteilungspflicht soll sicherstellen, daß die Baubehörde ausreichende
Informationen (zumindest Beschreibung oder Skizze) erhält, um beurteilen zu können, ob nicht
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-
doch ein Bauverfahrenerforderlichist.

Maßnahmen zur Erhaltung, Instandsetzungoder Verbesserungvon Bauten und Bautei/en, an
denen keine baupolizei/ichenInteressenbestehen,könnendie Renovierungder Fassade oder der
AustauschvonFensternsein.

Sonstige Bauvorhaben, an denen keine baupolizeilichen Interessen bestehen, können
beispielsweisesein:
Folientunnel,
Kleinkompostieranlagen,
Abstellflächenauf einemBaugrundstückfür biszu 2 Kraftfahrzeugen,
Wasserbecken.
Pergolen,
Geratehatten.
Werbe-undAnkundigungsetnrichtungen;
Antennen- undFunkanlagenbiszu 3 m Höhe,
Baustelleneinrichtungen.

Stellungnahmen der Bürgerbegutachtung:

Zu § 16:
BH Oberwart (Dr. Scheinecker) (39):
Ohne nähere Defmitionen gibt diese Bestimmung ein reiches Auslegungsfeld und ist so
sicher nicht verwaltungsvereinfachend, wie ja die bisherige Bestimmung des § 89 zeigte.

Thomas Riedl. Eisenstadt. (30):
Alexander Lehner. Eisenstadt. (31):
Marie-Theres Riedl. Eisenstadt. (32):
Teresa Lehner. Eisenstadt (33):
Barbara Riedl. Eisenstadt (34):
Heinrich Lehner. Eisenstadt (35):
Ab welcher Größe ist ein Folientunnel anzeigepllichtig? Genauere Definitionen wären auch
erforderlich bei Kleinkompostieranlagen (Ist ein Misthaufen eine Kleinkompostieranlage)?
Ähnliches gilt für Wasserbecken, Biotope und Schwimmteiche.

Marktgemeinde Deutschkreutz (44. verspätet eingelangt):
Die Frist von 14 Tagen für die Prüfung, ob ein Bauverfahren für geringfiigige Bauvorhaben
durchzufuhren ist, scheint zu gering. Es wird nicht immer möglich sein, innerhalb dieser Frist
Werbe- und Ankündigungseinrichtungen, Gerätehütten und Abstellflächen bis zu zwei
Kraftfahrzeugen durch einen Sachverständigen beurteilen zu lassen.
Die Beurteilung, ob ein Bauvorhaben geringfiigig ist, wird zu verschiedenen Handhabungen in den
einzelnen Gemeinden fuhren. Für gleichgelagerte Fälle wird es in der Gemeinde X ein
Bauverfahren geben, die Gemeinde Y wird bei großzügiger Auslegung davon absehen.

§ 17
Bauanzeige und Anzeigeverfahren

(1) Folgende Bauvorhaben sind, sofeme sie nicht geringf"ügig sind (§ 16), der
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Baubehörde (L Instanz) vor Baubeginn nach Maßgabe der nachstehenden Absätze
anzuzeigen, wenn dafür nicht um Baubewilligung (§ 18) angesucht wird:

1. die Errichtung und Änderung von Wohngebäuden bis zu einer Wohnnutzßäche von
insgesamt 150 mZ und der dazugehörenden Nebengebäude (z.B. Garagen,
Gartenhäuschen) sowie von sonstigen Gebäuden bis zu einer Nutzfläche von insgesamt
150 mZ,

2. die Errichtung und Änderung von Bauwerken,
3. die Änderung des Verwendungszweckes von Gebäuden.

(2) Der Bauwerber (Grundeigentümer oder andere Person mit Zustimmung des
Grundeigentümers) hat bei der Baubehörde eine von ihm unterfertigte schriftliche
Bauanzeige zu erstatten und gleichzeitig auf den Plänen die unterfertigten
Zustimmungserklärungen (Angabe des Namens und Datums der Unterfertigung) der an
das Baugrundstück angrenzenden Nachbarn und die mr die baupolizeiliche Beurteilung
des Bauvorhabens erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Dazu gehören bei Gebäuden
jedenfalls Baupläne (Lageplan, Grundrisse, Ansichten, Querschnitte) und
Baubeschreibung in dreifacher Ausfertigung sowie ein letztgültiger Grundbuchsauszug
und ein Anrainerverzeichnis. Die Baubehörde kann erforderlichenfalls weitere Unterlagen
abverlangen oder einfache Zeichnungen oder Beschreibungen für ausreichend befinden.

(3) Die Baupläne und Baubeschreibungen sind von einem befugten Planverfasser zu
erstellen und vom Bauwerber und vom Planverfasser zu unterfertigen. Letzterer bestätigt
mit seiner Unterschrift auch, daß durch das Bauvorhaben baupolizeiliche Interessen (§ 3)
nicht verletzt werden.

(4) Die Baubehörde hat innerhalb von sechs Wochen ab Einlangen der vollständigen
Bauanzeige für das Bauvorhaben die Baufreigabe durch Anbringung des
Freigabevermerkes ("Baufreigabe" , Bezeichnung der Behörde, Aktenzahl, Ort, Datum und
Unterschrift) auf den maßgeblichen Einreichunterlagen auszusprechen, wenn
1. die Baupläne und Baubeschreibungen von einem befugten Planverfasser erstellt und

unterfertigt sind,
2. die Zustimmungserklärungen aller an das Baugrundstück angrenzenden Nachbarn

vorliegen und
3. die nach Art bzw. Verwendungszweck des Bauvorhabens gemäß § 3 maßgeblichen

baupolizeilichen Interessen offensichtlich nicht verletzt werden.

(5) Dem Bauwerber sind zwei Ausfertigungen der mit dem Freigabevermerk
versehenen Einreichunterlagen nachweislich zuzustellen. Nach der Zustellung darf mit dem
Bauvorhaben begonnen werden. Gegen eine solche Baufreigabe sind Rechtsmittel nicht
zulässig. Die Baufreigabe gilt als Baubewilligung.

(6) Die Baufreigabe erlischt, wenn
1. die Durchführung des Vorhabens nicht binnen zwei Jahren nach Zustellung der

Baufreigabe begonnen wurde oder
2. das Vorhaben nicht innerhalb von fünf Jahren nach Beginn der Durchführung

fertiggestellt ist.

Eine Fristverlängerung kann in begründeten Fällen gewährt werden.
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(7) Die Baubehörde hat den Bauwerber binnen sechs Wochen unter Angabe des
Grundes aufzufordern, um Baubewilligung (§ 18) anzusuchen, wenn
1. die Baufreigabe nicht erteilt werden kann (Abs. 4) oder mit Auflagen, Bedingungen oder

Befristungen zu verbinden wäre oder
2. sonstige Gründe vorliegen, die die Durchführung eines Baubewilligungsverfahrens

erfordern (z.B, bewilligungspßichtiges Bauvorhaben, baupolizeiliche Interessen).

Erläuternde Bemerkungen: Es besteht nunmehr die Möglichkeit, daß der Großteil der
Bauvorhaben kurfüg im Anzeigeverjahren abgewickelt wird Dieses ist auf alle Bauvorhaben
anzuwenden, soweit baupolizeiliehe Interessen berührt werden können und es sich nicht um die
Errichtung und Änderung von Wohngebäuden über 150 m' Wohnnutzfläche sowie anderen
Gebäuden über 150 m' Nutzfläche handelt. Anzeigepflichtig sind beispielsweise:
- Neu-, Zu- oder Umbauten von Gebäuden bis 150 m' Wohnnutzfläche bzw. Nutzfläche (die

einen beträchtlichen Anteil an den Bauverjahren darstellen),
- die Errichtung, Änderung und Erweiterung von Abstellflächen für mehr als zwei

Kraftfahrzeuge,
- Schwimmbecken,

Einfriedungen,
eine Änderung des Verwendungszweckes von Gebäuden oder Gebäudeteilen. sofern

baupolizeiliche Interessen bestehen (z.B. von "Keller" in "Garage").

Es erscheint zweckmäßig, wenn die Zustimmungserklärung der Nachbarn unmittelbar auf den
Bauplänen erfolgt. Der vom Bauwerber vorzulegende Grundbuchsauszug hat die zum Zeitpunkt
der Einreichung gültigen Eigentumsverhältnisse wiederzugeben.

Die Baubehörde hat die Einreichunterlagen unter Beiziehung des Sachverständigen auf
offensichtliche Planungsmängel zu überprüfen. Durch die Formulierung ist jedoch klargestellt,
daß die Verantwortung und Haftung für die vorschriftskonforme Planung beim Planverjasser
liegt.

Im Anzeigeverjahren können weder Bauverhandlungen durchgeführt, noch Auflagen,
Bedingungen oder Befristungen vorgeschrieben werden. Dies erscheint aus
verwaltungsökonomischen Gründen und aus Gründen des Parteiengehörs (§ 37 AVG) sinnvoll.
Kann eine Baufreigabe nicht ausgesprochen werden, hat der Bauwerber um Baubewilligung
anzusuchen.

Es bleibt dem Bauwerber unbenommen, anstelle einer Bauanzeige sofort nach § 18 um
Baubewilligung anzusuchen.

Stellungnahmender Bürgerbegutachtung:

Zu § 17 Abs. 1:
Dr. Iohann Veraszto, Schandorf, (7):
Was ist unter "Wohnnutzfläche" zu verstehen? Oder unter "Nutzfläche"? Hinweis auf § 5
Kanalabgabegesetz wegen möglicher Verwaltungsvereinfachungl Insbesondere § 17 Abs. 2
Mietrechtsgesetzl

Zu § 17 Abs. 2:
BEWAG(5):
Es sollte normiert werden, daß der Lageplan die ober- und unterirdischen Leitungsanlagen
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auf dem Baugrundstück und dem Nachbargrundstück. soweit sie filr die Beurteilung des
Bauvorhabens maßgeblich sind. auszuweisen hat (z.B. Schutzbereich der elektrischen
Leistungsanlage auf dem Nachbargrundstück kann sich auch auf das Baugrundstück
erstrecken). Diese Ergänzung wäre auch im § 18 Abs. 2 zu machen. In eventu könnte auch
die Generalklausel im § 3 Z 6 diesbezüglich ergänzt werden.

Dr. lohann Veraszto. Schandorf. (7):
Diese Bestimmung verwendet "angrenzenden Nachbarn" und "Anrainerverzeichnis". Auch
andere Stellen im Entwurf verwenden beide Begriffe.

"Angrenzende Nachbarn" ist ein Pleonasmus. Auch können die Nachbarn nicht angrenzen.
daher: ".... der Eigentümer aller an das Baugrundstück angrenzenden Grundstücke." (siehe
§ 21 Abs. 1 Z 2).

losef Kot:7..enmacher,Pamhagen (16):
In den Bauplänen sollten auch die Straßenansichten der Nachbargebäude eingezeichnet
werden. Da bisher trotz Bauverhandlungen Gebäude. die nicht zusammenpassen.
nebeneinandergestellt wurden bzw. ältere Gebäude neben neueren langsam im Asphalt der
Gehsteige versanken. weil man sich bei deren Errichtung stets an den zuletzt errichteten
Gebäude orientierte.

Marktgemeinde Deutschkreutz (44. verspätet eingelangt):
Das Fehlen von Bestimmungen über die Ausfertigung der Baupläne (Maßstäbe. farbliehe
Anlegung, Bestände) wird in den einzelnen Gemeinde zu unterschiedlichen Auslegungen
führen.

Zu § 17 Abs. 3:
Kammer der Architekten und Ingenieurkonsulenten für Wien. NO und Bgld. (38):
Der befugte Fachmann sollte im Gesetz explizit erläutert und dabei unbedingt eine
Verankerung des Ziviltechnikers vorgenommen werden. Der Ziviltechniker kann im
Rahmen des Bauverfahrens als "verlängerter Arm der Behörde" eine raschere und
efflzlentereVerfahrensabwicklung ermöglichen (insbesondere in den Bereichen Baufreigabe.
Bauüberwachung und Begutachtung von Plänen). Dies würde den Zielen der Deregulierung
und Liberalisierung des Baurechts zum Durchbruch verhelfen. Diese besondere Stellung der
Ziviltechniker spiegelt sich auch in der Tatsache wieder. daß Ziviltechniker
Urkundspersonen im Sinne des § 292 Zivilprozeßordnung sind und somit die Stellung eines
"technischen Notars" innehaben.

Zu § 17:
Mag. Fasching. Institut ft1rStaats- und Verwaltungsrecht. Univ. Wien. (37):
§ 17 normiert in Wahrheit kein Anzeigeverfahren sondern ein vereinfachtes
Bewilligungsverfahren. da die Bauführung erst aufgrund eines behördliches Aktes
(Baufreigabe ) zulässig ist. Damit eröffnen sich jedoch grundlegende Probleme betreffend
Parteistellung. Bescheidzustellung. Rechtsschutz etc.. welche im Gesetzentwurf keiner
systematischen Lösung zugefilhrt sind. Zu überlegen wäre daher grundsätzlich. ob das
Verfahren nach § 17 nicht als echtes Anzeigeverfahren ausgestaltet werden sollte. bei dem
die Vorlage der Unterschriften der Grundstücksnachbam und eine vollständige Bauanzeige
für die Bauführung ausreichen. Die Behörde hätte in diesem Anzeigeverfahren die
Unterlagen binnen einer bestimmten Frist zu prüfen und nur bei Nicht-Vorliegen der
gesetzlichen Voraussetzungen das Bewilligungsverfahren gemäß § 18 einzuleiten. Falls die
Behörde zur Ansicht kommen sollte. daß der Bauwerber die Voraussetzungen erfüllt. wäre
keine bescheidmäßige Baufreigabe notwendig. sondern könnte der Bauwerber spätestens
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nach Verstreichen der Frist mit dem Bau beginnen. Die Rechte der Nachbarn wären
dadurch gewahrt. da sie durch Verweigerung der Unterschrift die Einleitung des
Baubewilligungsverfahrens erzwtngen. Sollte an der Konzeption des vereinfachten
Bewilligungsverfahrens festgehalten werden. sollten folgendePunkte beachtet werden:
In Abs. 1 sollte statt "Baubehörde (I. Instanz)" entweder "Baubehördeerster Instanz" (siehe
§ 33 Abs. 1) oder nur "Baubehörde"verwendet werden.
In Abs. 2 sollte nicht auf den "letztgülttgen" Grundbuchsauszug sondern beispielsweise auf
einen "Grundbuchsauszug. der nicht älter als xx Monate ist" abgestellt werden.
Zu klären ist, welche Personen ins Anrainerverzeichnis aufzunehmen sind. da die Anrainer
offensichtlich nicht mit den Nachbarn im Sinne der Eigentümer der angrenzenden
Grundstücke ident sind.
Es ist beabsichtigt. den Nachbarn auch im Anzeigeverfahren Parteistellung einzuräumen.
Diesfalls ist die Formulierung ".... der an das Baugrundstück angrenzenden Nachbarn ...."
im ersten Satz des Abs. 2 unzweckmäßig und sollte stattdessen lauten "..... deren Nachbarn
(§ 21) ...."
Nach dem Gesetzesentwurf ist die Baufreigabe bzw. der Freigabe als Bescheid zu
qualifizieren. Wenn man bedenkt. daß auch den Nachbarn im Anzeigeverfahren
Parteistellung zukommen soll. ist es inkonsequent und auch verfassungsrechtlich
bedenklich, daß dieser Bescheidoffensichtlich nur dem Bauwerber zugestellt werden soll.
Zum zweiten Satz "Gegen eine solche Baufreigabe sind Rechtsmittel nicht zulässig." ist
anzumerken, daß gern. Art. 119 Abs. 5 B-VGgegen einen letztinstanzlichen Bescheid der
Gemeinde im eigenen Wirkungsbereich stets das Rechtsmittel der Vorstellung zulässig ist.
Eine einfachgesetzliche Bestimmung. die das Rechtsmittel der Vorstellung ausschließt. ist
verfassungswidrig. Der zweite Satz des § 17 Abs. 5 müßte daher verfassungskonform
lauten: "Gegendie Baufreigabe ist ein ordentliches Rechtsmittel nicht zulässig."
Es sollte klargestellt werden. daß auch den Nachbarn die Baufreigabezuzustellen ist.
In Abs. 7 wäre klarzustellen. daß die Aufforderung, um Baubewillgung anzusuchen. in
Bescheidform zu ergehen hat.

§ 18
Baubewilligung und Bewilligungsverfahren

(1) Für Bauvorhaben, die nicht geringfügig sind (§ 16 Abs. 1), ist vor Baubeginn ­
sofeme keine Bauanzeige gemäß § 17 erfolgt - bei der Baubehörde nach Maßgabe der
folgenden Absätze um Baubewilligung anzusuchen. Der Baubewilligungspflicht unterliegen
jedenfalls die Errichtung und Änderung von Wohngebäuden über 150 mZ Wohnnutzfläche
sowie aller anderen Gebäude über 150 mZ Nutzfläche.

(2) Der Bauwerber (Grundeigentümer oder andere Person mit Zustimmung des
Grundeigentümers) hat dem von ihm unterfertigten schriftlichen Ansuchen die rdr die
baupolizeiliche Beurteilung des Bauvorhabens erforderlichen Unterlagen anzuschließen.
Dazu gehören Baupläne (Lageplan, Grundrisse, Ansichten, Querschnitte) und
Baubeschreibung in dreifacher Ausfertigung sowie ein letztgültiger Grundbuchsauszug
und ein Anrainerverzeichnis. Die Baubehörde kann erforderlichenfalls weitere Unterlagen
(z.B. Detailpläne, statische Berechnungen, Konstruktionspläne) verlangen oder einfache
Zeichnungen oder Beschreibungen für ausreichend befinden. Die Baupläne und
Baubeschreibungen sind vom Bauwerber und vom befugten Planverfasser zu unterfertigen.

(3) Dem Ansuchen um Erteilung einer Baubewilligung rdr ein Einkaufszentrum
(§ 14 d Burgenländisches Raumplanungsgesetz) ist zusätzlich zu den Unterlagen nach
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Abs. 2 der rechtskräftige Bewilligungsbescheid gemäß § 14 d Burgenländisches
Raumplanungsgesetz anzuschließen.

(4) Das Ansuchen um Baubewilligung ist ohne Durchführung einer Bauverhandlung
abzuweisen, wenn sich schon aus dem Ansuchen ergibt, daß das Vorhaben unzulässig ist
und die Gründe der Unzulässigkeit sich nicht beheben lassen.

(5) Ist das Ansuchen nicht nach Abs. 4 abzuweisen, hat die Baubehörde eine
mündliche Bauverhandlung vorzunehmen, die mit einem Augenschein an Ort und Stelle zu
verbinden ist. Zur Bauverhandlung sind die Parteien (§ 21) unter Hinweis auf die
Rechtsfolgen des § 42 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz sowie die zur
baupolizeilichen Beurteilung des Bauvorhabens erforderlichen Sachverständigen und
Planverfasser zu laden.

(6) Bedarf ein Bauvorhaben auch nach anderen Rechtsvorschriften einer Bewilligung,
ist die Bauverhandlung möglichst gleichzeitig mit den anderen Verhandlungen
vorzunehmen.

(7) Die Bauverhandlung hat der durch die Baubehörde bestimmte
Verhandlungsleiter zu führen, Im Verlaufe der Bauverhandlung ist das Bauvorhaben einer
baupolizeilichen Prüfung zu unterziehen, die sich insbesondere auf die Übereinstimmung
des Bauvorhabens mit den Vorschriften dieses Gesetzes und den darauf beruhenden
Verordnungen sowie die Berücksichtigung der Rechte der Nachbarn zu erstrecken hat.

(8) Ergeben sich im Zuge des Verfahrens Abänderungen an dem Bauvorhaben, die
für sich allein einer Baubewilligung bedürfen, ist dem Bauwerber die Vorlage von
abgeänderten Unterlagen aufzutragen und eine Bauverhandlung durchzuführen.

(9) Über ein Ansuchen um Baubewilligung ist binnen drei Monaten mit schriftlichem
Bescheid zu entscheiden. Wird diese Frist nicht eingehalten, tritt die Rechtsfolge nach § 73
Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz ein.

(10) Ergibt die Prüfung des Bauvorhabens, daß die gemäß § 3 maßgeblichen baupo­
lizeilichen Interessen nicht verletzt werden, hat die Baubehörde die Baubewilligung - erfor­
derlichenfalls unter Auflagen, Bedingungen oder Befristungen - mit schriftlichem Bescheid
zu erteilen. Auch die notwendigen Anliegerleistungen können mit der Baubewilligung
vorgeschrieben werden.

(11) Der Baubewilligungsbescheid ist aUenParteien zuzustellen. Dem Bauwerber sind
gleichzeitig mit dem Bescheid zwei mit einem Bewilligungsvermerk ("Baubewilligung" ,
Bezeichnung der Behörde, Aktenzahl, Ort, Datum und Unterschrift) versehene
Ausfertigungen der Baupläne und Baubeschreibungen zurückzustellen, wobei eine auf der
Baustelle aufzulegen ist. Mit der Bauausführung darf erst begonnen werden, wenn die
Baubewilligung in Rechtskraft erwachsen ist.

Erläuternde Bemerkungen: Bei der Gliederung der bewtlligungspflichtigen, anzeigepjlichtigen
und geringfügigen Vorhaben wurde von einer Generalklausel zugunsten der
bewilligungspflichtigen Vorhaben ausgegangen. Dies geht aus den Einleitungssätzen der §§ 17
und 18 hervor.
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Das Bewi/ligungsverjahren entspricht im wesentlichen dem Bewilligungsverjahren der geltenden
Bauordnung.

Stellungnahmen der Bürgerbegutachtung:
Zu § 18 Abs, 2:
Oberwartcr Bau-, Wohn- und Siedlungsgenossenschaft. (45, verspätet eingelangt):
Als Eigentumsnachweis sollte nach wie vor gelten ein Grundbuchsauszug der nicht älter als
6 Monate sein darf oder eine einverleibungsfähigeUrkunde, aus der sich der Anspruch auf
Einverleibung des Eigentumsrechtes im Grundbuch ergibt. Bekanntlich bedarf es nämlich zur
grundbücherliehen Durchfiihrung von Kaufverträgen häufig noch zeitaufwendiger
Nebentätigkeiten.

Zu § 18 Abs. 8:
Dr. Iohann Veraszto. Schandorf, (7):
Das Wort "Abänderungen" sollte meiner Meinung nach durch "Änderungen" ersetzt
werden.

§ 19
Erlöschen der Baubewilligung

Die Baubewilligung erlischt, wenn
1. die Durchrührung des Vorhabens nicht binnen zwei Jahren nach Rechtskraft der

Baubewilligung begonnen wurde oder
2. das Vorhaben nicht innerhalb von fünf Jahren nach Beginn der Durchrührung

fertiggestellt ist.
Eine Fristverlängerung kann in begründeten Fällen gewährt werden.

Erläuternde Bemerkungen: Eine Baubewilligung, die nicht in angemessener Frist ausgenützt
wird, hat zu erlöschen, da in der Zwischenzeit wesentliche Änderungen bei den
Bebauungsgrundlagen eingetreten sein könnten.

Stellungnahmen der Bürgerbegutachtung:

Zu § 19:
Dr. Iohann Veraszto, Schandorf, (7):
Eswäre zu unterscheiden nach der Frist für den Beginn der Durchführung und der Frist für
die Vollendung des Vorhabens.

§ 20
Abbruch von Gebäuden

Der beabsichtigte Abbruch von Gebäuden ist, sofern dieser nicht im Zusammenhang mit
der Errichtung oder Änderung von Bauten steht, der Baubehörde unter Anschluß der
erforderlichen Unterlagen und der Zustimmungserldärungen der Nachbarn schriftlich
mitzuteilen. Wird der Abbruchwerber nicht binnen vier Wochen von der Baubehörde
wegen baupolizeilicher Gründe aufgefordert, um Abbruchbewilligung anzusuchen, darf der
Abbruch vorgenommen werden. Für das Abbruchbewilligungsverfahren ist § 18
sinngemäß anzuwenden.
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beeinträchtigt werden. Vor allem bei geschlossener Bauweise können Gefährdungen der
Nachbarobjekte entstehen. Grundsätzlich soll eine Mitteilung an die Behörde ausreichen, um
nicht auch geringfügige Vorhaben einem Bewi/ligungsverfahren mit Verhandlung und Bescheid
unterziehen zu müssen. Stimmen die Nachbarn nicht zu oder hat die Behörde aufgrund der
Mitteilung Bedenken gegen die beabsichtigte Vorgangsweise, hat der Abbruchwerber jedoch um
Abbruchbewil/igung anzusuchen. In dem darauffolgenden Verfahren rkonnen allenfa/Is
erforderliche Auflagen vorgeschrieben werden.

Stellungnahmender Bürgerbegutachtung:

Zu § 20:
Dr. Iohann Veraszto, Schandorf. (7):
'Wegen baupolizeilicher Gründe" sollte heißen "aus baupolizeilichen Interessen".
Gilt § 20 nur für Gebäude und nicht auch für Bauwerke?

§ 21
Parteien und Nachbarrechte

(1) Parteien im Bauverfahren sind:
1. der Bauwerber (Grundeigentümer oder andere Person mit Zustimmung des
Grundeigentümers),
2. die Eigentümer der an das Baugrundstück angrenzenden Grundstücke (Nachbarn).

(2) Ein Nachbar kann gegen die Erteilung der BaubewiIligung mit der Begründung
Einwendungen erheben, daß er durch das Vorhaben in seinen Rechten verletzt wird.

(3) Ist das Recht, dessen Verletzung behauptet wird, im Privatrecht begründet
(privatrechtliche Einwendung), so hat die Baubehörde einen gütlichen Ausgleich zu
versuchen. Kommt eine Einigung zustande, ist sie in der Verhandlungsschrift und im
Bescheid festzuhaIten; kommt keine Einigung zustande, sind die streitenden Parteien
hinsichtlich dieser Einwendung auf den Rechtsweg zu verweisen. Dies ist unter Anrtihrung
der Einwendung in der Verhandlungsschrift und im Bescheid ausdrücklich anzuführen,

(4) Wird die Verletzung von Vorschriften dieses Gesetzes oder von sonstigen bau- und
raumplanungsrechtlichen Vorschriften (z.B, Bautechnikverordnung, Flächenwidmungs­
plan, Bebauungsplan, Bebauungsrichtlinien) behauptet, die nicht nur dem öffentlichen
Interesse, sondern auch dem Interesse des Nachbarn dienen (öffentlichrechtliche
Einwendung), hat die Baubehörde hierüber im Bescheid zu erkennen und gegebenenfalls
die Baubewilligung zu versagen oder die Einwendung als unbegründet abzuweisen und die
Baubewilligung zu erteilen.

(5) Andere Einwendungen sind als unzulässig zurückzuweisen.

Erläuternde Bemerkungen: Die Schaffung von subjektiven Rechten, die die Parteistellung
begründen, ist eine Angelegenheit des materiellen Rechts und hat durch den zur Regelung der
Sachmaterie zuständigen Gesetzgeber zu erfolgen. In der Praxis hat sich gezeigt, daß Verfahren
von Personen verzögert wurden, die wenig oder gar nicht von den Auswirkungen des
Bauvorhabens berührt waren. Der Parteienbegriff wird daher gegenüber der geltenden
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Bauvorhabens berührt waren. Der Parteienbegriff wird daher gegenüber der geltenden
Bauordnung eingeschränkt und exakt definiert. Sofern mit der Benutzung von Bauten
Emissionen zu befürchtensind, handelt es sich im Regelfall um Anlagen, die einem gewerblichen
Betriebsanlagenverfahren zu unterziehen sind. In diesem gelangt dann ein weiterer
Nachbarbegriff zu Anwendung.
Die Regelung der Behandlung der entsprechenden Einwendungen wurde aus der geltenden
Bauordnung ubemommen.

Die Dokumentierung zivi/rechtlicher Einigungen in Niederschrift und Bescheid dient ledig/ich
der Klarstellung; eine Durchsetzungso/eherAnsprüche ist nur im Zivi/rechtswegmlJg/ich.

Stellungnahmen der Bürgerbegutachtung:

Zu § 21:
BEWAG(5):
Aus Gründen der Sicherheit sollte einem Servitutsberechtigten (z.B. einem
Energieversorgungsuntemehmen) eine Legalparteistellung eingeräumt werden.

Dr. Iohann Veraszto. Schandorf. (7):
Um es noch deutlicher zu machen, sollte die Bestimmung wie folgt formuliert werden:
".... Baugrundstück unmittelbar angrenzenden Grundstücke ...."

Ing. Iohannes Weghofer, Wiesen. (8):
Durch die vorgenommene Einschränkung der Anrainerrechte werden Probleme entstehen,
sobald § 3 Abs. 5 weiter ausgelegt wird. Für die vis ä vis-Nachbarn (z.B.Parkplatz, sobald
Fuhrunternehmer Besitzer der angrenzenden Grundstücke ist, usw.)

Kurt Fleischhacker. Eisenstadt (20):
Die Festlegung der Nachbarn scheint im Hinblick auf die Rechtsprechung des Verwaltungs­
und Verfassungsgerichtshofes bedenklich.

Dr. Iohannes Bauer. Oberwart (29):
Das Nachbarrecht wird de facto im Entwurf abgeschafft. Die Bestimmung des § 3 Abs. 5 ist
leppisch und beliebig interpretierbar und wird in der Praxis bedeutungslos sein. Mit
Ausnahme dieser Bestimmung wurde das Nachbarrecht lautlos beseitigt. Das
burgenländtsche Gesetz wäre die mit Abstand bürgerfeindlichste Bauordnung aller Länder.
Die in anderen Bauordnungen vorgegebenen Mindestrechte (Immissionsschutz,
Höchstbebauungsdichte, Bebauungshöhe, Bauverbot auf Deponien, vorgeschriebene
Grünflächen) wurden ersatzlos gestrichen. Man hätte den "kleinen Häuslbauern" ein
unkompliziertes Bauverfahren zugestehen sollen, ohne den Forderungen der Baulobby oder
der Großbauwerber mangels legistisch ausformulierter Nachbarrechte uneingeschränkt den
Forderungen Rechnung zu tragen. Esist zu vermuten, daß man der Baulobby helfen wollte
und die Interessen des "kleinen Häuslbauers" eher den medienwirksamen Aufputz abgeben.

Dr. Iohannes Bauer. Oberwart (29):
Es ist nirgends definiert, welche subjektiven Rechte der Nachbar eigentlich hat. Dies ist ein
Verstoß gegen das Legalitätsprinzip. sodaß eine Normenkontrolle zur Aufhebung des
Gesetzes führen würde. Durch die dem Entwurf immantente Bevorzugung der Interessen des
Bauwerbers liegt weiters eine Gleichheitswidrigkeit vor. Subjektive Rechte der Nachbarn
können nicht abgeschafft werden, ohne daß hiedurch eine Grundrechtsverletzung vorliegen
würde. Die Einschränkung der Parteistellung auf die unmittelbar angrenzenden
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Grundstücke ist unzulässig. Der Verwaltungsgerichtshof habe diese einengenden
Bestimmungen stets uminterpretiert, was u.a. zur Abänderung der Tiroler Bauordnung
wegen Verfassungswidrigkeit geführt hat, und nunmehr auch die, durch lediglich eine
öffentliche Verkehrsfläche von Bauwerbergrundstück getrennten Nachbargrundstücke in
die Parteienstellung miteinbezogen wurden.

BH Oberwart (Dr. Scheinecker) (39):
Die Bestimmungen über Parteien und Nachbarrechte sind nur für ein
"Sonnenscheinverfahren" geeignet, wenn der Bauherr alles tut, was der Baubehörde bzw.
dem Sachverständigen paßt und die Nachbarn damit einverstanden sind. Der
NachbarbegritT ist viel zu eng, der "übergangene Nachbar" wird nicht berücksichtigt. In
dieser Formulierung ist der Beschwerdenut Tür und Tor geöffnet und widerspricht der
bisherigen Rechtsauffassungl Und wenn, dann gleich konsequent, d.h, wie geplant, nur der
Anrainer ist Nachbar und dieser hat keine subjektiv öffentlichen Rechte - auch nicht aus
dem Raumplanungsgesetz. Die Baubehörden sind ja zur Gesetzestreue verpflichtetl?
Sollte es bei der Formulierung des § 21 bleiben, dann sollte den Baubehörden gleich das
Buch von Senatspräs. Hauer über die Rechtsstellung des Nachbarn im baubehördlichen
Bewilligungsverfahren und in sonstigen Bauverfahren (485 Seiten) mitgeliefert werden. (In
weiterer Folge werden längere Textvorschläge für die Definition des Nachbarn und
Nachbarrechte erstattet.)

§22
DinglicheBescheidwirkung

(1) Bescheiden nach diesem Gesetz - ausgenommen jenen nach § 37 - kommt
insoferne dingliche Wirkung zu, als daraus erwachsende Rechte und Pflichten auf den
Rechtsnachfolger im Grundeigentum übergehen. Der Rechtsvorgänger ist verpflichtet, dem
Rechtsnachfolger alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen und alle diesbezüglichen
Unterlagen auszuhändigen.

(2) Der Inhaber eines Baurechtes im Sinne des Baurechtsgesetzes, RGBl.Nr. 86/1912
in der Fassung BGBl.Nr. 258/1990, tritt hinsichtlich der Rechte und Pflichten aus diesem
Gesetz an die Stelle des Eigentümers.

ErläuterndeBemerkungen:
Abs. J wurdeaus dergeltendenBauordnungübernommen.

V. Abschnitt
Sonderbestimmungen

§23
Öffentliche Interessen

Als öffentliche Interessen im Sinne dieses Abschnittes gelten insbesondere solche der
Landesverteidigung, der öffentlichen Sicherheit, der Raumplanung, der Dorfemeuerung,
des Umweltschutzes, des Fremdenverkehrs, der Verkehrssicherheit oder der Gesundheit.
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Erläuternde Bemerkungen: Diese Bestimmung enthält eine demonstrative Aufzählung jener
Interessen, die Ausnahmebestimmungenrechtfertigen.

Stellungnahmen der Bürgerbegutachtung:

Zu § 23:
Thomas Riedl. Eisenstadt. (30):
Alexander Lehner, Eisenstadt. (31):
Marie-Theres Riedl. Eisenstadt. (32):
Teresa Lehner, Eisenstadt (33):
Barbara Riedl. Eisenstadt (34):
Heinrich Lehner, Eisenstadt (35):
Die Interessen der Gemeinde sollten ebenfalls angeführt werden.

Zivilinvalidenverband. (40):
Unter den ötTentlichen Interessen sollte auch die "ZugänglichkeiUBarrierefreiheit" angeführt
werden.

§ 24
Widmungskonformität von Altbauten

Änderungen von Bauten, die vor der Festlegung der Flächenwidmung bereits
bestanden haben, gelten als nicht im Widerspruch zum Flächenwidmungsplan stehend,
wenn die maßgeblichen baupolizeilichen Interessen (§ 3) nicht verletzt werden und die
Änderung des Baues im öffentlichen Interesse (§ 23) liegt.

Erläuternde Bemerkungen: Dadurch soll erreicht werden, daß z.B. zweckmäßige
Verbesserungsarbeiten an bestehenden Bauten nicht wegen Widerspruchs zum
Flächenwidmungsplan untersagt werden müssen.

§ 25
Generelle Bauerleichterungen

Die Landesregierung kann für bestimmte Arten von Bauvorhaben oder für
bestimmte Baugebiete unter Berücksichtigung des Gebietscharakters durch Verordnung
generelle Bauerleichterungen erlassen, wenn dies im öffentlichenInteresse (§ 23) liegt.

Erläuternde Bemerkungen: In der Praxis hat die Anwendung der detaillierten Bauvorschriften
verschiedentlich auch zu Härtefällen geführt. UmderartigeHärten künftig vermeiden zu k6nnen,
soll mit dieser Bestimmung die Möglichkeit geschaffen werden, für bestimmte Gebiete (z.B.
Tourismusgebiete, Gewerbe- und Industriestandorte) oder Arten von Bauten (z.B.
landwirtschaftliche, gewerbliche oder kulturelle Bauten) Erleichterungen zu gewähren, wenn
öffentliche Interessen damit verbunden sind und diese die baupolizeiltchen Interessen
überwiegen.
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§ 26
EinmeOpflicht für Gebäude

Die Eigentümer von Grundstücken sind verpflichtet, der Baubehörde mit der
Fertigstellungsanzeige (§ 30) einen Lageplan von einem befugten Fachmann über die
lagerichtige Darstellung der Gebäude in zweifacher Ausfertigung vorzulegen. Die
Baubehörde hat einen Lageplan dem zuständigen Vermessungsamt zu übermitteln.

Erläuternde Bemerkungen:Das Land Burgenlandwird in den nächsten drei Jahren in enger
Zusammenarbeit mit dem Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen und den
burgenländischen Ingenieurkonsulenten für Vermessungswesen ein geographisches
Informationssystemeinrichten.Zu diesem Zweckwerdeneine Bestandsaufnahmeder Bauwerke
durchgefuhrtund die Daten in diesesSystemeingegeben.Eine der wichtigstenGrundlagendafür
stellt die digitale Katastralmappedar. Umdie Aktualitätdes Baubestandeszu erhalten, ist die
Einmessungaller relevantenBestandsänderungennotwendig.Bei einemNeu- oder Zubau ist ein
Plan von einem befugten Fachmann (Vermessungsbefugte im Sinne des § 1 des
Liegenschajtsgesetzes,BGBI.Nr. 3/1930 i.d.F. BGBI.Nr. 343/1989, und TechnischeBüros für
Vermessungswesen)vorzulegen, der der Vermessungsverordnung,BGBI.Nr. 562/1994, zu
entsprechenhat.

Wirdnur die Lage des Gebäudesaufgenommen,genügt ein Lageplaneines technischenBüros,
der die Gebäudeeckenin Gauß-KrügerKoordinatenimLandessystemwiedergibt.

Sollten die Grundstücksgrenzennoch nicht vermessensein, ist auch diesbezüglichein Lageplan
erforderlich. Ein Plan zur Festlegung der Grundstücksgrenzedarf nur von den im § 1
Liegenschajtsteilungsgesetz, BGBI.Nr. 3/1930 i.dF. BGBI.Nr. 343/1989, genannten
Vermessungsbefugtenerstelltwerden.

Bei teilweisemAbbruch ist keinLageplanerforderlich,esgenügteineentsprechendausgefertigte
Kopie der Katastralmappe,aus der die Veränderungersichtlichist.

Die Übermittlungeiner Planausfertigungan das Vermessungsamtist erforderlich,damit diese
Änderung in die digitale Katastralmappeeingearbeitetwerdenkann,die die Grundlagefür das
geographischeInformationssystemdarstellt.

Ein Abbruch,für den kein Lageplanerstelltwerdenmuß, ist von der Baubehördeebenfallsdem
Vermessungsamtzu melden,um dieAktualisierungdesBaubestandesdurchzuführen.

Die Vermessungeines Einfamilienhausesdurch einen Fachmann kostet laut den eingeholten
Auskünften ca. S 2.000,-. Sollten die Grundstücksgrenzennoch nicht vermessensein, ist mit
höheren Kosten zu rechnen.Die Vermessungeines Grundstückesvor der Verbauungwar aber
auch schon vorErlassungdieserGesetzesbestimmungnotwendig.

Stellungnahmen der Bürgerbegutachtung:

Zu § 26:
Dr. Iohann Veraszto. Schandorf. (7):
Gilt dies nur für Gebäude?
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Ing. Iohannes Weghofer. Wiesen. (8):
Die Bestimmung sollte folgendermaßen formuliert werden:
"Der Bauwerber ist verpflichtet, zwei Lagepläne mit allen relevanten Eckpunkten des
Gebäudes in Gauß-Krüger-Koordinaten im Landessystem. unter Zugrundenahme des Planes
der Grundstücksgrenzen dem Ansuchen nach § 17 anzeigungspßichtige Bauvorhaben und
§ 18 bewilligungspßichtige Bauvorhaben anzuschließen. Diese Lagepläne können von allen
zur Planung befugten Personen erstellt werden. Die Baubehörde hat einen Lageplan den
zuständigen Vermessungsamt zu übermitteln." Angemerkt wird. daß erhebliche
Mehrkosten den Vereinfachungseinspamngen gegenüberstehen, Insbesondere bei
Bauungenauigkeiten wird es durch die Hinweispßicht des Vermessungsamtes auf
Gesetzwidrigkeiten durch genaueste Feststellung der Gebäudeumrisse zu
Handlungsverpßichtungen der Baubehörde kommen. die Gesetzmäßigkeit herzustellen was
die Bürgermeister in erhebliche Schwierigkeiten bringen wird.

Marktgemeinde Apetlon, (12):
Diese Bestimmung ist Bauträgem nicht zumutbar wegen der Kosten und dem Zeitverlust.
Die Baubehörde darf die Benützungsfreigabe erst erteilen. wenn der Lageplan vorliegt. Bis
dahin darf das errichtete Wohnhaus nicht benützt werden und wird auch die Auszahlung
der Wohnbaufördemng verzögert.

Gemeinde Lackendorf (17):
Gemeinde Mannersdorf an der Rabnitz (23):
Marktgemeinde Unterfrauenhaid (9):
Wenn das Land die Daten in ein geographisches Informationssystem eingeben will. soll das
Land dafür auch die Kosten tragen.

Thomas Riedl. Eisenstadt. (30):
Alexander Lehner. Eisenstadt. (31):
Marie-Theres Ried!. Eisenstadt. (32):
Teresa Lehner 1 Eisenstadt (33):
Barbara Ricdl. Eisenstadt (34):
Heinrich Lehner. Eisenstadt (35):
Wie kommt der Bürger dazu. diese Kosten tragen zu müssen. Außerdem liegt der Preis, je
nach Größe des Grundstückes, weitaus über den in den Erläuterungen angegebenen
S 2.000.--.
Warum werden nicht die Bauträger dazu verpßichtet?

Marktgemeinde Deutschkreutz (44, verspätet eingelangt):
Die Einfiihrung der Einmeßpflicht für Gebäude bedeutet für die Bauwerber zusätzliche Kosten
und erhöhten Verwaltungsaufwand. Es wäre zu prüfen, ob diese Einmessungen nicht durch das
Vermessungsamt vorgenommen werden können.

VI. Abschnitt
Durchführung des Bauvorhabens und Bauaufsicht

§ 27
Verantwortlichkeit des Bauträgers

(1) Der Bauträger hat mit der Ausführung des bewilligten oder freigegebenen
Bauvorhabens nach den gesetzlichen Vorschriften befugte Personen zu beauftragen.
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(2) Der Bauträger hat der Baubehörde den Baubeginn bekanntzugeben und f"tirdie
konsensgemäße Ausrdhrung des Bauvorhabens zu sorgen.

(3) Der Bauträger hat anläßlich der Bauarbeiten mit Rücksicht auf die
widmungsgemäße Verwendung der benachbarten Baugrundstücke f"tirdie Vermeidung von
unnötigen und unzumutbaren Belästigungen, insbesondere durch Lärm- und
Staubentwicklung, zu sorgen.

(4) Die Baubehörde hat zur Vermeidung von Gefahren und unzumutbaren
Belästigungen entweder im BaubewiUigungsbescheid oder mit gesondertem Bescheid
geeignete Schutzmaßnahmen (Aufstellung von Bauplanken, Anbringung von
Schutzdächern u.dgl.) anzuordnen. Bei Gefahr im Verzug sind die erforderlichen
Sicherungs maßnahmen auf Kosten des Bauträgers sofort zu treffen.

Stellungnahmender Bürgerbegutachtung:

Zu § 27 Abs. 3:
Dr. Iohann Veraszto. Schandorf. (7):
Anstelle von "benachbarten Grundstücke" sollte es lauten "angrenzenden Baugnmdstücke".

§ 28
Bauüberprüfung durch Organe der Baubehörde

(1) Die Baubehörde kann sich von der vorschrifts- und konsensgemäßen
Bauausführung jederzeit durch Besichtigungen überzeugen. Besteht der begründete
Verdacht einer Übertretung, hat die Baubehörde eine Bauüberprüfungvorzunehmen.

(2) Den Organen der Baubehörde ist zur Vornahme der Überprüfungen jederzeit der
Zutritt zum Bau zu gewähren und sind auf Verlangen alle Auskünfte über die
Bauausführung zu erteilen.

Erläuternde Bemerkungen:Diese Bestimmungengeben der Baubehörde die Möglichkeit, die
technischeinwandfreieDurchführungdesBauvorhabens- auchstufenweise- zu uberprufen.

Stellungnahmender Bürgerbegutachtung:

Zu § 28:
Dr. Iohann Veraszto. Schandorf. (7):
Sind Übertretungen im strafrechtlichen Sinn gemeint? Ansonsten würde ich von
Baumängeln sprechen.

§29
Mangelhafte und nichtgenehmigte Bauführung

(1) Werden bei einer Überprüfung Mängel festgestellt, hat die Baubehörde deren
Behebung innerhalb angemessener Frist anzuordnen. Werden die Mängel innerhalb dieser
Frist nicht behoben, hat die Baubehörde die Herstellung des vorschriftsmäßigen und
konsensgemäßen Zustandes oder die teilweise oder gänzliche Beseitigung des Baues zu
verrdgen. .
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(2) Wird ein bewntigungspßichtiges oder anzeigepßichtiges Bauvorhaben ohne
Baubewilligung bzw. Baufreigabe ausgeffihrt oder im Zuge der Bauausffihrung vom Inhalt
der Baubewilligung oder Baufreigabe wesentlich abgegangen, hat die Baubehörde die
Einstellung der Arbeiten schriftlich zu verrügen und den Bauträger aufzufordem, binnen
vier Wochen um nachträgliche Baubewilligung anzusuchen bzw. die Bauanzeige zu
erstatten.

Kommt der Bauträger dieser Aufforderung innerhalb der Frist nicht nach oder wird die
Baubewilligung bzw. die Baufreigabe nicht erteßt, hat die Baubehörcle die Herstellung des
rechtmäßigen Zustandes zu verrügen.

Erlliutemde Bemerkungen: Diese Bestimmung sieht die wichtigste Aufgabe der Baupolizei
in der Beseitigung der Mlingel und nicht in der Beseitigung eines mangelhaften Baues. Nur
wenn ein festgestellter Mangel über Aufforderung nicht beseitigt wird, muß die Baubehörde
mit stlirkercn Mitteln eingreifen. Die Beseitigung hat sich sunücbst nur auf den
mangelhaften Teil zu beziehen. Die Beseitigung des ganzen Baues und die Herstellung des
ursprünglichen Zustandes ist nur anzuordnen, wenn eine andere Lösung uamäglid: ist.

Stellungna hmen der Bürgerbegutachtung:

Zu § 29:
Dr. Iohann Veraszto. Schandorf. (7):
''Die Herstellung des rechtmäßigen Zustandes" (im Abs. 2) sollte besser lauten "Beseitigung
des rechtswidrigen Zustandes" oder ''Wiederherstellung des rechtmäßigen früheren
Zustandes" .

Kurt Fleischhacker. Eisenstadt (20):
Es fehlen Bestimmungen über die Behebung von Baumängeln und Baueinstellung sowie die
Vermeidung und Behebung von Baugebrechen.

§30
Fertigstellungsanzeige, Schlußüberprifung, Benützungsfreigabe

Der Bauträger hat die Fertigstellung des Gebäudes bei der Baubehörde anzuzeigen.
Der Fertigstellungsanzeige sind zwei Lagepläne (§ 26), Rauchfangbefunde und ein
Schlußüberprüfungsprotokoll eines befugten Fachmannes anzuschließen, in dem dieser mit
seiner Unterschrift die konsensgemäße Ausffihrung des Bauvorhabens bestätigt. Liegen
Mängel oder wesentliche Abweichungen von der Baubewilligung oder Baufreigabe vor
(§ 29), hat der die Schlußüberprifung vomehmende Fachmann die Baubehörde zu
verständigen. Wird ein solches Schlußüberprifungsprotokoll nicht beigebracht, hat die
Baubehörde die Schlußüberprifung durch einen Bausachverständigen binnen 3 Wochen
vomehmen zu lassen. Die Baubehörde hat binnen drei Wochen nach Erhalt eines positiven
Schlußüberprifungsprotokolles schriftlich die Benützungsfreigabe zu erteilen. Vor der
Benützungsfreigabe darf das Gebäude nicht benützt werden.

Erläuternde Bemerkungen: Der Bauträger kann die Überprüfung des Gebäudes nach
Fertigstellung durch einen befugten Fachmann durchführen lassen. Tut er das nicht. hat die
Behörde die Überprüfung durch einen Bausachverständigenzu veranlassen.'der Bürgermeister
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bzw. ein Vertreter der Baubehorde muß dabei nicht anwesend sein. Für Bauwerke ist keine
Benutzungsfretgabeerforderlich. Gemäß § 28 Abs. 1 kannsich die Baubehörde aber jederzeit
von der vorschriftsgemäßenAusführung überzeugen. Soweit in anderen Vorschriften auf die
Benützungsbewilligung abgestellt wird, gilt die Benutzungsfreigabe als Benütsungsbewtlligung.

Stellungnahmen der Bürgerbegutachtung:

Zu § 30:
Ing. Iohannes Weghofer. Wiesen. (8):
Es sollte ausdrücklich darauf hingewiesen werden. daß der befugte Fachmann ein
Baumeister gemäß § 202 der Gewerbeordnung ist.

Kammer der Architekten und Ingenieurkonsulenten für Wien. NOund Bgld. (38):
Der befugte Fachmann sollte im Gesetz explizit erläutert und dabei unbedingt eine
Verankerung des Ziviltechnikers vorgenommen werden. Der Ziviltechniker kann im
Rahmen des Bauverfahrens als "verlängerter Arm der Behörde" eine raschere und
effizientere Verfahrensabwicklung ermöglichen (insbesondere in den Bereichen Baufreigabe.
Bauüberwachung und Begutachtung von Plänen). Dies würde den Zielen der Deregulierung
und Liberalisierung des Baurechts zum Durchbruch verhelfen. Diese besondere Stellung der
Ziviltechniker spiegelt sich auch in der Tatsache wieder. daß Ziviltechniker
Urkundspersonen im Sinne des § 292 Zivilprozeßordnung sind und somit die Stellung eines
"technischen Notars" innehaben.

Oberwarter Bau-. Wohn- und Siedlungsgenossenschaft. (45. verspätet eingelangt):
Ist die Fertigstellungsanzeige tatsächlich nur bei Fertigstellung von Gebäuden erforderlich? Wie
verhält es sich mit Zu- und Umbauten? Fraglich ist weiters, ob die Beilagen taxativ aufgezählt
sind. Bei größeren Bauvorhaben sind nämlich häufig sicherheitstechnische Einrichtungen
vorzusehen (Brandmeldungen, Notanlage, Sprinkelanlage etc.). Müssen hier positive Gutachten
über die Funktionsfähigkeit vorgelegt werden?
Die Bezeichnung eines "befugten Fachmannes" erscheint zu weitreichend. Ist darunter jeder
Techniker zu verstehen, Z.B. Bauleiter einer gemeinnützigenBauvereinigung oder der Architekt,
der das Bauvorhaben geplant hat?
Weiters ist der vierte Satz mißverständlich - wann hat die Baubehörde die Schlußüberprüfung
vornehmen zu lassen? Generell, wenn eine Fertigstellungsanzeige nicht erfolgt oder nur bei
Mängeln oder wesentlichen Abweichungen? Aus der systematischen Anordnung ist zweiteres zu
schließen, wohl aber nicht gemeint. Ab wann werden die drei Wochen gerechnet? Außerdem
bezieht sich diese Gesetzesbestimmung offensichtlich nur auf die Fertigstellung von nicht
bewilligungspflichtigen Bauvorhaben. Diesbezüglich ist eine Klarstellung erforderlich, allenfalls
mit Anordnung einer Baufreigabeverhandlung für bewilligungspflichtigeBauvorhaben.

§31
Baugebrechen

(1) Der Eigentümer von Bauten hat dafür zu sorgen, daß diese in einem
konsensgemäßen Zustand erhalten werden. Er hat Baugebrechen und Mängel, durch
welche die baupolizeilichen Interessen (§ 3) beeinträchtigt werden, beheben zu lassen.

(1) Kommt der Eigentümer eines Baues seiner Verpflichtung gemäß Abs. 1 nicht
nach, hat die Baubehörde nach Durchführung einer mündlichen Verhandlung, die mit
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einem Augenschein an Ort und Stellezu verbinden ist, unter Beiziehung der erforderlichen
Sachverständigen die Behebung des Baugebrechens oder der Mängel binnen angemessener
Frist zu verflügen, Nach

fruchtlosem Ablauf der Frist hat die Baubehörde die erforderlichen Maßnahmen auf
Kosten des Verpflichteten zu veranlassen.

(3) Die Baubehörde hat alle Sicherungsmaßnahmen, die zum Schutz von Personen
und Sachen erforderlich sind, mit schriftlichem Bescheid anzuordnen.

(4) Die Baubehörde kann den Abbruch eines Baues mit schriftlichem Bescheid
anordnen, wenn
1. mehr als die Hälfte eines Baues unbenützbar geworden ist oder die Abtragung aus

Gründen der Sicherheit von Personen, der Gesundheit, der Hygiene oder der
Feuerpolizei geboten ist, oder

2. der Eigentümer nachweist, daß die Behebung des Baugebrechens wirtschaftlich nicht
zumutbar ist.

(5) Bei Gefahr im Verzug hat die Baubehörde die erforderlichen
Sicherungsmaßnahmen auf Gefahr und Kosten des Eigentümers anzuordnen und sofort
vollstrecken zu lassen. Jede nach den geltenden Rechtsvorschriften befugte Person hat über
Auftrag der Behörde gegen angemessene Vergütung und volle Schadloshaltung
Baugebrechen unverzüglich zu beheben oder Sicherungs- maßnahmen vorzunehmen. Die
Bestimmungen des Abs. 2 finden keine Anwendung.

Erläuternde Bemerkungen: Im Abs. 1 ist die Verpflichtung normiert, Bauten in konsensgemäßem
Zustand zu erhalten und auftretende Baugebrechen zu beseitigen. Ein Baugebrechen ist dann
gegeben, wenn sich der Bauzustand in einer Weise verschlechtert hat, daß die öffentlichen
Interessen berührt und daher ein baupolizeilichesEinschreiten erforderlich ist.

Während der Abbruch eines konsenswidrigen Baues (sofern der Konsens nicht nachträglich
erwirkt wird) jedenfalls angeordnet werden kann,darf die Baubehörde bei Vorhandensein eines
bloßen Baugebrechens nur dann einschreiten, wenn und insoweit es wegen baupolizeilicher
Interessen notwendig ist, wobei auf Abbruch nur im äußersten Fall erkannt werden darf.

Sicherungsmaßnahmen gemäß Abs. 3 können insbesondere die Räumung von Gebäuden, ein
Benützungsverbot oder technische Maßnahmen sein.

Abs. 5 enthält Bestimmungen über die Ausübung unmittelbarer Befehls- und Zwangsgewalt.

§32
Nachträgliche Vonchreibung von Auflagen

Ergibt sich nach konsensgemäßer Fertigstellung eines Bauvorhabens, daß durch
dessen bestimmungsgemäße Benützung eine Gefährdung von Personen oder eine
unzumutbare Belästigung. für die Nachbarn eintritt, hat die Baubehörde nach
Durchrtihrung einer mündlichen Verhandlung an Ort und Stelle unter Beiziehung der
erforderlichen Sachverständigen dem Eigentümer entsprechende Auflagen mit Bescheid
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vorzuschreiben, die geeignet sind, die Gefahrdung oder die unzumutbare Belästigung zu
beseitigen. Soweit solche Auflagen nicht dem Schutz des Lebens, der Gesundheit oder
Sicherheit von Personen dienen, müssen sie wirtschaftlich zumutbar sein.

Erläuternde Bemerkungen: Bauvorhaben, die schon vor /anger Zeit bewilligt wurden,
entsprechen oft nicht mehr dem Stand der Technik, der geänderten Widmung des entsprechenden
Gebietes oder dem allgemeinen Lebensstandard Die Behörde erhält durch diese Bestimmung
die Möglichkeit, im Falle von Gefährdungen oder unzumutbaren Belästigungen diese auch
nachträglich durch Auflagen zu beseitigen.

Stellungnahmen der Bürgerbegutachtung:

Zu § 32:
Dipl.Ing. Helmut Grosina. Eisenstadt (4):
Diese Bestimmung gibt Anlaß zur Sorge. Ich nehme aber an, daß die Gefahr, allerlei
Vorschreibungen ausgesetzt zu sein, eher gering ist. Irgendeine Sicherheit sollte aber
bestehen.

Ing. Iohannes Weghofer, Wiesen, (8):
§ 32 sollte lauten:
"Ergibt sich nach konsensgemäßer Fertigstellung eines Bauvorhabens und Ablauf einer
mindestens 15-jährigen Nutzungszeit, daß durch ....."

Diese Einführung wäre notwendig, um die Rechtsicherheit von Bescheiden zu erhalten, da
dies ein Eingriff in bestehende Rechte bedeutet und sicherlich nicht vor Ablauf der
Abschreibungszeit als sinnvoll anzusehen ist. Insbesondere wird auf die Problematik der
Annäherung von Wohnbauten an bestehende Gewerbe-und Industriegebiete verwiesen.

Dr. Weikovich Mathilde. Eisenstadt (13):
Borenits Bernhard, zagersdorf (15):
Der Eigentümer kann nie sicher sein, daß sein konsensmäßig errichtetes Bauwerk endlich
paßt und als endgültig betrachtet werden kann. Der Bürger muß sich fragen, ob es der
bewilligenden Behörde nicht schon bei Baubeginn hätte auffallen müssen, daß die Mängel
bzw. Beeinträchtigungen zu erwarten sind. Der Grundsatz der "res judicata" wird
durchbrochen.

vn. Abschnitt
Baubehörden und Schlußbestimmungen

§33
Baubehörden

(1) Baubehörde erster Instanz ist der Bürgermeister; Baubehörde zweiter Instanz ist
der Gemeinderat. Dieser ist in Bausachen Oberbehörde gegenüber dem Bürgermeister.

(2) Gegen den Bescheid des Gemeinderates kann die Vorstellung nach den
Bestimmungen des § 77 der Burgenländischen Gemeindeordnung, LGBLNr. 3711965,bzw.
des § 72 des Eisenstädter Stadtrechtes, LGBI.Nr. 38/1965, bzw. des § 72 des Ruster
Stadtrechtes, LGBI.Nr. 39/1965, alle in der jeweils geltenden Fassung, erhoben werden.
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(3) Handelt es sich um bundeseigene Gebäude, die öffentlichen Zwecken, wie der
Unterbringung von Behörden und Ämtern des Bundes oder von öffentlichen Anstalten ­
darunter auch Schulen und Spitälern - oder der kasernenmäßigen Unterbringung von
Heeresangehörigen oder sonstigen Bundesbediensteten dienen, fällt die Vollziehung dieses
Gesetzes in die mittelbare Bundesverwaltung. Baubehörde ist der Landeshauptmann; ein
Instanzenzug ist ausgeschlossen.

(4) Die Bestimmung der Baulinie fällt auch in den Fällen des Abs. 3 in den
Aufgabenbereich der Gemeinde.

(5) Wenn sich Bauplätze, Bauvorhaben oder Bauten auf das Gebiet zweier oder
mehrerer Gemeinden erstrecken, hat die Bezirksverwaltungsbehörde, wenn sie sich auf das
Gebiet zweier Bezirke erstrecken, hat die Landesregierung die Zuständigkeit der
Baubehörde erster Instanz wahrzunehmen.

Erläuternde Bemerkungen: Art. 118 Abs. 1 B-VG bzw. § 50 der Burgenländischen
Gemeindeordnung umschreiben den Wirkungsbereichder Gemeinde als einen eigenen und einen
übertragenen. Art. 118 Abs. 2 B-VG bzw. § 51 Abs. 1 der BurgenlandischenGemeindeordnung
definieren den eigenen Wirkungsbereichwiefolgt:
a) die Aufgaben müssen im ausschließlichen oder überwiegendenInteresse der in der Gemeinde

verkörperten örtlichen Gemeinschaft liegen,
b) die Aufgaben müssen geeignet sein, durch die Gemeinschaft besorgt zu werden,
c) die Beschränkung des eigenen Wirkungsbereichesauf die örtlichen Grenzen.

In allen jenen Fällen, die in den eigenen Wirkungsbereichder Gemeindefallen, entscheidet die
Gemeinde gemäß Art. 118 Abs. 4 B- VG durch ihre eigenen Organe, ohne daß ein Rechtszug an
eine Behörde außerhalb der Gemeinde zulässig ist. Zulässig ist lediglich die Vorstellung gemäß
Art. 119 a Abs. 5 B-VG, die nach Erschöpfung des innergemeindlichen Instanzenzuges an die
Aufsichtsbehörde zu richten ist.

Nach Art. 15 Abs. 5 B-VG fallen sämtliche Akte der Vollziehung in den dort genannten
Angelegenheiten in die mittelbare Bundesverwaltung. Im Abs. 3 wird daher in den
Angelegenheiten des Art. 15 Abs. 5 B-VG nicht nur eine Ausnahme von der Zuweisung zum
eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde statuiert, sondern darüber hinaus auch vorgesehen, daß
individuelle wie generelle Vollzugsakte nach den Vorschriften des Art. 102 Abs. 1 B-VG
(mittelbare Bundesverwaltung) zu besorgen sind.

Stellungnahmender Bürgerbegutachtung:

Zu § 33 Abs. 1:
Liberales Forum Burgenland. (36):
Gerade durch die Bürgermeisterdirektwahl ist jeder Bürgermeisters besonders auf die Gunst
der Bevölkerung (WählerIInnen) angewiesen. Um zu vermeiden, daß im Hinblick auf
zukünftige Gemeinderatswahlen dieses Gesetz auf der Strecke bleiben kann, aber auch als
Entlastung für die Bürgermeister, die zumeist mit der Funktion "Baubehörde" fachlich
überfordert sind, sehen wir die Übertragung dieses Bereiches auf die
Bezirkshauptmannschaft als unumgänglich.
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Zu § 33 Abs. 3:
Kurt Fleischhacker. Eisenstadt (20):
Es ist nicht einsehbar und sicherlich auch verfassungsmäßig bedenklich, daß bei
Bundesbauten kein Instanzenzug und damit keine ordentliches Rechtsmittel vorgesehen
sind. Die Baubehörde erster Instanz bei Bundesbauten sollte daher die Bezirsverwaltung und
zweiter Instanz der Landeshauptmann (mittelbare Bundesverwaltung) sein (siehe Art. 15
Abs. 5 B-VG).

§34
Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde

Die Gemeinden haben ihre in diesem Gesetz geregelten Aufgaben mit Ausnahme der
§§ 8 Abs. 7 und 8,12 Abs. 4 und 31 Abs. 5 im eigenen Wirkungsbereich zu besorgen.

Erläuternde Bemerkungen.'GemäßArt. 118 Abs. 2 zweiter Satz B-VG haben die Gesetze. die der
Gemeinde zur Besorgung im eigenen WirkungsbereichzugewiesenenAufgaben ausdrücklich als
solche zu bezeichnen. Durch diese Bestimmung wird dem Erfordernis der genannten
Verfassungsnorm Rechnung getragen. Die Ermittlungen für die Entschädigungen für
Grundabtretungen oder für die Inanspruchnahme fremden Grundes sind Angelegenheit des
Schadenersatzrechtes bzw. des Zivilrechtswesens und fallen daher nicht in den eigenen
Wirkungsbereich der Gemeinde. Auch die Sicherungsmaßnahmenauf Kosten des Eigentümers

fallen zufolge ihres Exekutivcharakters nicht in den übertragenen Wirkungsbereich.

Stellungnahmen der Bürgerbegutachtung:

Zu § 34:
Thomas Riedl. Eisenstadt. (30):
Alexander Lehner. Eisenstadt. (31):
Marie-Theres Riedl. Eisenstadt. (32):
Teresa Lehner. Eisenstadt (33):
Barbara Riedl. Eisenstadt (34):
Heinrich Lehner. Eisenstadt (35):
Der erste Absatz der Erläuterungen ist nicht deutsch.

§35
Mitwirkung der Bundesgendarmerie und

der Bundespolizei

Die Organe der Bundesgendarmerie und der Bundespolizei haben der Baubehörde
über ihr Ersuchen zur Sicherung der Ausübung der Überwachungsbefugnisse nach § 28
Abs. 2 und zur Durchsetzung von SicherungsmaDnahmen nach § 31 Abs. 5 im Rahmen
ihres gesetzlichen Wirkungsbereiches Hilfe zu leisten.

Erläuternde Bemerkungen.' Die Baubehörde konnte in der Vergangenheit ihren gesetzlichen
Aufgaben oft nicht nachkommen, weil ihr von den Grundeigentümernder Zumtt verwehrt oder
aufgetragene Sicherungsmaßnahmen mißachtet wurden. Die im Entwurf vorgesehene
Mitwirkung der Bundesgendarmerie und Bundespolizeidirektionensoll diese Probleme künftig
vermeiden.
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§36
Nichtigerklärung von Bescheiden

Bescheide, die gegen Bestimmungen dieses Gesetzes sowie gegen die Bestimmungen
der §§ 20 Abs. 1 und 26 Abs. 3 des Burgenländischen Raumplanungsgesetzes, LGBI.Nr.
18/1969 in der jeweils geltenden Fassung, verstoßen, leiden an einem mit Nichtigkeit
bedrohten Fehler. Eine Nichtigerklärung ist nur zulässig:
1. im Falle des § 20 Abs. 1 des Burgenländischen Raumplanungsgesetzes, LGBI.Nr. 18/1969

in der jeweils geltenden Fassung, innerhalb von zwei Jahren nach Erlassung des
Bescheides (§ 63 Abs. 5 AVG),

2. in allen übrigen Fällen bis zum Baubeginn gemäß § 27 Abs. 2.

Erläuternde Bemerkungen: Die Nichtigerklärung ist ein Eingriff in die Rechtskraft und hat eine
Rechtsunsicherheit zur Folge, andererseits ist sie zur Sanierung von Verstößen gegen
Bestimmungen dieses Gesetzes unbedingt erforderlich. Gemäß § 68 Abs. 4 Z 4 AVG können
Bescheide von der Oberbehörde wegen Nichtigkeit aufgehoben werden, wenn sie durch eine
Verwaltungsvorschrift mit Nichtigkeit bedroht werden. Gemäß § 84 der Burgenlandische
Gemeindeordnung, LGBI.Nr. 37/1965 i.d.g.F; können auch rechtskräftige Bescheide unter
bestimmten Voraussetzungenvon der Aufsichtsbehördeaufgehoben werden.

Stellungnahmen der Bürgerbegutachtung:

Zu § 36:
Dipl.Ing. Helmut Grosina. Eisenstadt (4):
Diese Bestimmung bereit mir Sorge. Irgendeine Sicherheit sollte bestehen.

§37
Strafen

(1) Eine Verwaltungsübertretung begeht, wer als Bauwerber, Bauträger oder
Eigentümer bzw. Nutzungsberechtigter von Grundstücken oder Gebäuden gegen dieses
Gesetz verstößt oder den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen
zuwiderhandelt oder diesen rechtswidrigen Zustand aufrecht erhält.

(2) Diese Übertretungen werden mit Geldstrafe bis zu S 300.000,-, im Falle der
Uneinbringlichkeit mit Arrest bis zu sechs Wochen bestraft, sofern die Tat nicht mit
gerichtlicher Strafe bedroht ist.

(3) Hat der Täter vorsätzlich gehandelt oder ist er schon wiederholt wegen
Übertretungen dieses Gesetzes bestraft worden, kann unter Berücksichtigung der
Verhältnismäßigkeit mit der Strafe gleichzeitig der Verfall jener Baustoffe, Werkzeuge und
Baueinrichtungen ausgesprochen werden, die Gegenstand oder Mittel der Übertretung
waren.

(4) Eine Verwaltungsübertretung nach den vorgehenden Bestimmungen liegt nicht
vor, wenn die Tat den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden
strafbaren Handlung bildet.
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(5) Strafbehörde erster Instanz ist die Bezirksverwaltungsbehörde.

(6) Die Strafgelder fließen der Gemeinde zu, in der die Übertretung begangen wurde.

Erläuternde Bemerkungen: Die meisten Verwaltungsstrafverfahren aufgrund baurechtlicher
Vorschriften werden wegen eigenmächtiger Bauführung oder wegen Verletzung der
Instandhaltungspflicht durchgeführt. Beides sind Ungehorsamsdelikte, weil zum Tatbestand
dieser Verwaltungsübertretungender Eintritt eines Schadens oder einer Gefahr nicht gehört und
das Baugesetz über das zur Strajbarkeit erforderliche Verschuldennichts bestimmt.

Die Anhebung des Strafrahmens auf S 300.000,- erscheint gerechtfertigt, wenn man
berücksichtigt, daß der derzeit geltende Betrag von S 50.000,- bereits 1969 erlassen und seither
nicht mehr erhöht wurde. Die Strafbemessung im allgemeinen ist im § 19 VStG geregelt.

Stellungnahmen der Bürgerbegutachtung:

Zu § 37 Abs. 3:
Ing. Iohannes Weghofer. Wiesen. (8):
Es sollte festgehalten werden, daß nur die im Besitzdes Täters befindlichen und noch nicht
verarbeiteten Baustoffe, Werkzeuge und Baueinrichtungen als verfallen erklärt werden
können. Die Problematik des Liefereigentumsvorbehaltes ('Ware bleibt Eigentum des
Lieferanten bis zur vollständigen Bezahlung") und bei Werkzeug- und
Baueinrichtungsleasingverträgen wird. hingewiesen. Die Bestimmung ist schwer
handhabbar, dajedesmal eine Eigentumsüberprüfung durchzuftihren ist.

§38
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. 1. 1998 in Kraft.

(2) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes treten folgende Rechtsvorschriften außer Kraft:
1. Burgenländische Bauordnung, LGBI.Nr. 13/1970 in der Fassung LGBI.Nr. 11/1994
2. Reichsgaragenordnung; dRGBI. 1939 I S 219 in der Fassung RAßI. 1944 I S 325.

Erläuternde Bemerkungen: Aufgrund des Wegfalls der gesetzlichen Grundlage tritt auch die
Burgenlandische Wärmeschutz- und Heizungsverordnung der Landesregierung, LGBI.Nr.
56/1982, außer Kraft. Der Wärmeschutz soll in der Bautechnikverordnung, die Ausführung von
Heizungsanlagen in Zukunft jedoch in einem eigenenHeizungsanlagengesetz geregelt werden.

Stellungnahmen der Bürgerbegutachtung:

Zu § 38:
Dr. Weikovich Mathilde, Eisenstadt (13):
Es sollte eine Bestimmung aufgenommen werden, wonach Bescheide, die aufgrund der
bisherigen Rechtslage ergangen sind, auch nach der neuen Rechtslage ihre Gültigkeit
beibehalten. Dies würde wesentlich zur Rechtssicherheit beitragen und dem Grundsatz von
Treu und Glauben entsprechen.

BH Oberwart (Pr. Scheinecker) (39):
Ob es tatsächlich ohne übergangsbestimmungen geht (anhängige Verfahren)?
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